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Arbeiterzeitung des Kommunistischen Bundes 


Seit Wochen und Monaten ent- 
fachen die bürgerlichen Massenme- 
dien eine ständig gesteigerte Hy- 
sterie, daß die „innere Sicherheit” 
unseres Landes „durch linke Terro- 
sisten und ihre im Grunde viel 
gefährlicheren Sympathisanten be- 
droht” sei. Die Verabschiedung der 
Gesetze ging dann aber schr schnell 
über die Bühne. Was noch mehr 
zählt: Es ist bisher. verheimlicht 
worden, was tatsichlich alles durch 
diese Gesetze „legitimiert” wird. 
Die bürgerliche Presse hat natürlich 
uch nicht danach gefragt. 

Für die Arbeiter ist aber eine 
größere Klarheit gerade hierüber 
wichtig: Was beabsichtigen die Ka- 
pitalisten und ihre Staatsdiener? 
„innere Sicherheit” — für wen? 

Was sind die wichtigsten der 
vom Bundestag beschlossenen Maß- 
nahmen? 


BUNDESGRENZSCHUTZ - 


Der Bundesgrenzschutz soll 
‚auch bei nicht -erklärtem „inneren. 
Notstand” in „Fällen von beson- 
derer Bedeutung” eingesetzt wer- 
den. Er wird damit zu einer mi 
Htärisch ausgerüsteten Bundespoli- 
zei und erhält umfangreiche Vol- 
machten zur Einschränkung der 
Grundrechte. (genaueres dazu sie- 
he unseren Artikel auf 8. 2) 


VERFASSUNGSSCHUTZ - 
GESETZ 

Die Bespitzelung ausländischer 
wie deutscher Arbeiter und Stu- 
denten gurch den Verfasungs- 
schutz, die schon lange praktiziert 
wird, erhält jetzt ihre gesetzliche 
Grundlage und soll künftig noch 
umfassender ausgeübt werden. Als 
Grund wird nicht mehr allein die 
„Gefährdung der inneren Sicher- 
heit und Ordnung” angegeben, son- 
dern auch die „Gefährdung aus- 
wärtiger Belange der Bundesrepu- 
bIik”, (genaueres dazu siehe unse- 
sen Artikel auf $. 3 oben) 


HAFTRECHT 


Unter dem Namen „Haftgrund 
der Wiederholungsgefahr” werden 
die alten Vorbeugehaft - Pläne ver- 
wirklicht, die ursprünglich schon 
im Zuge der Notstandsgesetze mit 
verabschiedet werden sollten. Vor- 
bild dafür ist die von den Nazis vor 
allem gegen Kommunisten und 
fortschrittliche Gewerkschafter an- 
gewandte „Schutzhaft”, 


Um diese Verwandtschaft nicht 
so deutlich werden zu lassen, wird 
gegenwärtig besonders herausge- 
stellt, daß der „Haftgrund der Wie- 
derholungsgefahr” sich vor allem 
gegen „gewöhnliche Kriminelle" 
tichte. Dadurch darf man sich nicht 
täuschen lassen. Erstens ist es eine 
Übliche Praxis der Klassenjustiz in 
unserem Land, zunächst „plausible” 
und „unverdächtige” Gründe anzu- 
geben, wogegen sich die Verschär- 
fung eines Gesetzes angeblich rich- 
ten soll. Zweitens ist es ebenso eine 
übliche Praxis, daß Polizei und Ge- 


richte politisch Verfolgten häufig 
„gewöhnliche kriminelle Delikte” 
anhängen, um die wahren Gründe. 
zu kaschieren. 


Schließlich: was fällt in der 
Sprache der bürgerlichen Klassen- 
Justiz nicht alles unter „gemeinge- 
fährliche Verbrechen und Verge- 
hen”? Das sind doch z.B. angeb- 
liche „Ausschreitungen" bei De- 
monstrationen und Streiks, wie 
„Landfriedensbruch” usw. 

Wenn dann auch noch der „Ver- 
dacht eines _Sprengstoffverbre- 
chens” als Haftgrund angegeben 
wird, dann braucht man sich nur 
zu erinnern, daß genau dieser „Ver- 
dacht” in den letzten Wochen als 
„Grund” für verschiedene Polizei- 
aktionen gegen Kommunisten an- 
gegeben wurde. (siehe dazu unseren 
Artikel auf S.4) 


Bislang wurde von den meisten 
Richtern auch der Nachweis eines 
festen Wohnsitzes als ausreichend 
angenommen, um eine „Fluchtge- 
fahr” und damit den Haftgrund 
auszuschließen. Dem wird in der 
Begründung des neuen Gesetzes mun 
ausdrücklich widersprochen. 


WAFFENRECHT 


Der Erwerb von Schußwaffen 
soll künftig nur solchen Personen 
erlaubt werden, die ihre „Zuver- 
lässigkeit”, ihre „Sachkunde” und 
ihr „Bedürfnis für den Erwerb” 
nachgewisen haben. Die generelle 
Absicht ist es, gegenüber dem unbe- 
waffneten Volk das Waflenmono- 
Pol in den Händen des kapitalisti- 
schen Staates zu konzentrieren. 


Wenn in der Vergangenheit Waf- 


fenlager bei Faschisten gefunden 
wurden und ein Bekanntwerden die- 
sr Ta 


spielt — ganz im Gegensatz zu ge- 
fündenen Waffen bei Anarchisten. 
Daß dies sich aufgrund des neuen 
Waffenrechts ändert, ist jedoch 
nicht anzunehmen: die Faschisten 
haben ihre „Zuverlässigkeit”, ihre 
„Sachkunde” und ihr „Bedürfnis 
für den Erwerb” längst dadurch 
nachgewiesen, daß sie ihre Waffen 
nicht gegen die kapitalistischen Aus- 
beuterherrschaft richten, sondern 
gegen die Kommunisten und fort- 
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Am 25. Juni wurde der britische Staatsbürger Ian MacLeod in seiner 
Stutizurter Wohnung durch ein Fahndungskommando der Polizei er- 
‚schossen. Die Kugel traf ihn durch die geschlossene Wohnungstär in den 


vom 22. Juni gingen eine große 
Bundestags - Debatte zur „inneren 
Sicherheit” am 7. Juni voraus, zahl 
Teiche Debatten der Länderparia- 
mente und eine Konferenz der 


Forts. nächste Seite 
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se 

ühre Verfolger 
wie es hieß, 

+ Am 4.Dezember 71 wurde 
Georg von Rauch durch einen 
Westberliner Polizeibeamten er- 
schossen. Georg v. Rauch ge- 
hörte der „Schwarzen Hüfe” 
a, die politische 
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Forts. von Seite 1 


"innere Sicherheit”-fü wen‘ 


Länder - Innenminister am 17. Juni 
zum gleichen Thema. Der Presse 
wurden: laufend die gewünschten 
Schlagzeilen geliefert, damit der 
Bevölkerung die, „akute Gefs 

und die „Sorge unserer Volksver- 
treter” auch tief genug ins Bewußt- 
sein dringt. Dazu ständig neue „Ent- 
hüllungen” über angebliche Verbre- 
chen und „Pläne” der „Baader - 
Meinhof -Gruppe” und (da der 
„Kern” jetzt ja fast vollständig 
verhaftet wurde) anderer Terrori- 
Springers „Bild" scheute da- 
bei wieder einmal vor absolut nichts 
zurück: Am 21.Juni tischte sie 
eine „Enthüllung” über „Baaders 
Volkskrieg-Pläne” als völlig neu 
auf, der sich die „Bild am Sonn- 


„INNERE SICHERHEIT" — 


gerung allein für Bundesgrenz- 
schutz, Bundeskriminalamt und 
Verfassungsschutz sollen danach im 
4-Jahreszeitraum von 1969 bis 
1973 von 366,7 Mill. DM auf 
749,5 Mill. DM mehr als verdoppelt 
werden. Wenn man noch die rund 
10 Mill. DM Ausgabensteigerung 
für die Bereitschaftspolizei der Län- 
der hinzunimmt, so ist diese Aus- 
gabensteigerung von annähernd 
400 Mill. DM für die „innere Si 
cherheit” fast 500 mal so groß wie 
der gesamte Etat des Arbeitsmini- 
steriums für Arbeitsmedizin und 
betriebliche _ Unfallursachenfor- 
schung! Hier zeigt sich bereits, wes- 
sen Sicherheit dem Staat so schr 
am Herzen liegt. 


INVESTITIONEN GEGEN DIE ARBEITER 


in Mill. DM) 


„Mit Bomben, Ter- 
ror und 1000 Mann - Aufstand in 
Deutschland geplant”. 

Die Länderinnenminister -Kon- 
ferenz beschloß, die Zahl der Poli- 
zisten von. gegenwärtig rund 
140 000_um. 15.000-zu erhöhen. 
‚Auf jeweils 400 Bundesbürger soll 
in Zukunft ein Polizeibeamter kom- 
men. Gleichzeitig soll die kommu- 
nale Polizei aufgelöst und der ge- 
samte Polizeiapparat stärker zentra- 
‚lisiert werden, Das Bundeskriminal- 
amt (BKA) wird zur „Informations- 
und Kommunikationszentrale der 
deutschen (!) Polizei für die Ver- 
brechensbekämpfung” („Welt”, 22. 
6.72). BKA Chef Herold in einem 
Interview mit „Bild am Sonntag” 


nicht mehr in die Rolle einer be- 
schimpften und bespienen Minder- 
heit drängen lassen!” 

Am 23. 3. 72 legte Bundesinnen- 
minister Genscher ein „Schwer- 
Punktprogramm Innere Sicherheit” 
vor. Die Ausgaben der Bundesre- 


Bundesgrenzschutz: 
„Bekämpfung 
roter Banden” 


‚Worüber jammert die bürgerliche 
Presse denn, was die „innere St 
cherheit” gefährdet? Wogegen soll 
der Staat Maßnahmen ergreifen? 


ENTHEILIGUNG DES EIGEN- 
Tums P 

‚Unser Staat” sei von der „‚wach- 
senden Kriminalität” und dem 
„Linksradikalismus” bedroht. Was 
die Kriminalität betrifft: Man wird 
ihr wohl kaum mit einem Bundes- 
‚grenzschutz zu Leibe rücken wol- 
len, der mit Schnellfeuerkanonen 
und Panzerwagen ausgerüstet ist. 
Darüberhinaus haben wir berei 
im ARBEITERKAMPF Nr. 18 an- 
hand einer Statistik des Kriminal- 
amts Hamburg nachgewiesen, daß 
der von der bürgerlichen Presse er- 
zeugte Eindruck falsch ist, daß be- 
sonders die sog. „Gewaltkriminali- 
tät” (schwere Körperverletzung, Tö- 
tungsdelikte usw.) steigen würde. 
BKA-Chef Herold hat dies jetzt 
für das gesamte Bundesgebiet bestä- 
tigen müssen, In einem Interview 
mit der „Welt” vom 22. Juni sagte 


er, daß es bei Mord, Totschlag usw. 
„keine bedenklichen -Zuwachser- 
Scheinungen” gäbe. Hingegen: Das 
Ansteigen der Kriminalität beruht 
vor allem auf einer Zunahme der 
Eigentumskriminalität, hier wieder 
in erster Linie einer Zunahme des 
Laden- und Kaufhausdiebstahls. 
Auch bei völlig wertfreier Betrach- 
tung müßte man die Gesellschaft 
‚zum Nachdenken darüber anregen, 
wieso heute der Eigentumsbegriff 
in seiner traditionellen Form poli- 
tisch, ideologisch und auch krimi- 
‚nel in Frage gestellt wird, wieso 
Massen von Bürgern, insbesondere 
Studenten, Schüler und Hausfrau 
in Kaufhäusern Waren entwenden." 
Das kommt der Sache schon 
näher! Soweit man das Gerede von 
der „wachsenden Kriminalität” 
ernst nehmen kann: Hier sind nicht« 
„wir alle" betroffen, hier ist nicht 
der Arbeiter bedroht. Hier geht es 
ausschließlich um die Sicherheit der 
Besitzenden, der Geschäftsleute, der 
Kapitalisten! Die zunehmende 
„Eigentumskriminalität” ist gerade 
eine Reaktion von Teilen des eigen- 
tumslosen Volkes auf ihre zuneh- 
‚mende Ausplünderung, auf die Be- 
drohung ihrer Lebenslage durch das 
Monopolkapital. Die zunehmende 
„Eigentumskriminalität” ist ein 
Ausdruck der zunehmenden Ver- 
Tottung des Kapitalismus — und ein 
Ausdruck für den verzweifelten Ver- 
such ausgebeuteter Menschen, sich 
individuell aus ihrer miserablen La- 
gez, 
Was die Kapitalisten mit Hilfe, 
ihrer hochdekorierten Erfüllungsge- 
hilfen wie BKA-Chef Herold hier 
bekämpfen wollen, ist die Entheili- 
gung des Eigentumsbegriffs, der für 
die Masse des Volkes ohnehin nie 
etwas anderes war als eine. Farce, | 
eine Fata Morgana, die nur auf,der 
anderen Seite der Klassenschlucht 
existiert. Darüber wächst das Be- 
wußtsein im Volk — und darüber 
ereifern sich die Offiziere und Un- 
teroffiziere der kapitalistischen Aus- 
beuterherrschaft, nennen es „Kri- 
minalität” und „Gefährdung der 
inneren Sicherheit”. 


‚Taten” und ein „starker Mann” 

Nachdem die bürgerliche Presse 
eine zeitlang die „Kriminalitäv” 
zum obersten Schreckgespenst der 
„inneren Sicherheit” erhoben hat, 
ist in der letzten Zeit die „links: 
radikale Gefahr” in den Vorder- 
grund geschoben worden. Dabei be- 
dient die Presse sich immer mehr 
des Mittels, dies gleichzusetzen. Es 
er 

schutz - Gesetz. Danach soll der 
Bundesgrenzschutz (BGS) als „Ein- 
greifteserve der Länderpolizei” ver- 
fügbar gemacht werden. Genauer 
gesagt: Er wird zu einer miltä: 
isch. ausgerüsteten Bundespolizei, 
ähnlich der „Nationalgarde” in den 
USA und den berüchtigten CRS 
und „Gardes mobiles” in Frank- 
reich. 


‚Juni beschloß der Bundes- 


Nach dem Gesetz von 1951 soll- 
‚te der BGS die „Grenze gegen ver- 


botene Grenzübertritte .. bis zu 
einer Tiefe von 30 km" sichern. 
Dementsprechend wurde er mit 
Handgranaten, 
nen, Panzerwagen, Kampfhub- 


Schnellfeuerkano- 


ist von der „Fließzone zwischen 
Kriminalität und politischen Radi- 
kalismus” die Rede usw. Hierbei 
spielt auch die „Baader - Meinhof - 
Gruppe” immer deutlicher eine ab- 
‚nehmende Bedeutung, nachdem der 
„Kem” dieser Gruppe verhaftet 
wurde. Es geht jetzt gegen die 
„Sympathisanten der Terroristen”. 
die „geistigen Helfershelfer", gegen 
den „linken Sumpf”, wobei hier 
‚auch immer häufiger kommunisti- 
sche Gruppen ins Schußfeld der 
reaktionären Presse und des Poli- 
Zeiapparats geraten. Es wird nicht 
lange dauern, bis nach dieser 
Marschroute des Kapitals streiken- 
de Arbeiter als „kriminell” und die 
„innere Sicherheit gefährdend” be- 
zeichnet werden. Das ist nicht neu, 
sondern die bekannte Vorgehens 
weise des Kapitals bei sich ver- 
schärfenden Klassenauseinanderset- 
Zungen. 

Das Wiedererwachen der west- 
deutschen Arbeiterbewegung, das 
durch härtere Streiks und Protest- 
aktionen der Arbeiter in den letzten 
Jahren angekündigt ist, und desen 
Ausdruck die Neubildung der kom- 
munistischen Bewegung auf west- 
deutschem Boden ist — das ist der 
tatsächliche Grund, weswegen die 
Kapitalisten die „innere Sicherheit” 
gefährdet sehen — ihre Sicherheit! 
Hiergegen sind das neue BGS-Ge- 
seiz, das Verfassungsschutz - Ge- 
seiz, das Haftrecht und das Waffen- 
Techt gerichtet: Vorbeugende Maß- 
nahmen zum Schutz der kapitalisti- 
schen Ausbeuterherrschaft. 


Die Sicherheit der Arbeiter ist 
nicht durch den „Linksradikalis- 
mus” gefährdet. Die Sicherheit der 
Arbeiter ist durch die Pläne und 


Es ist abzusehen, daß in nicht lan- 


ger Zeit die reaktionäre Presse in 
unserem Land auch gegen eine 
„Verteufelung” des Nazi - Faschis- 
mus zu Felde ziehen wird. Die 
antifaschistische Maske, die die 
westdeutsche Kapitalistenklasse sich 
nach 1945 anlegen mußte, um die 
Masenaktionen der westdeutschen 
Arbeiter unter Kontrolle zu bekom- 


deutschen Arbeiterbewegung not- 
falls durch Wiedererrichtung seiner 
faschistischen Terrorherrschaft das 
Genick zu brechen. 


Nachdem Springers „Weit” im 


März dieses Jahres aufforderte: 
„Das Wehgeschrei über den Verfall 
von Staat und Gesellschaft muß 
endlich von Taten abgelöst wer- 
den.” ließ Springer kurz darauf 
(ebenfalls in der „Wel”) einen 
tofessor Schoeps die Wünsche des 
'apitals deutlicher formulieren: 
“Da kein neuer General von 
Seeckt und kein Obristenkader bei 
uns zur Verfügung steht, wird vie- 
ken wohl als der einzig denkbare 
‚Starke Mann’, der solche Maßnah- 
men durchführen könnte, Franz Jo- 
<f_Strauß erscheinen.” 

Die Gesetzeswerke vom 22. Juni 


‚Maßnahmen des Kapitals gefährdet... 
‘Wo hat der Kapitalismus denn je- 
mals Sicherheit für die Arbeiter 
gebracht? Die Lohndrückerei, die 
Wohnungsnot, die durch Akkord 
und. kapitalistische Umweltverseu- 
chung zerschundene Gesundheit der 
arbeitenden Menschen, die als „Be- 
triebsunfälle” _ heruntergespielten 
Morde am Arbeitsplatz, die Spiel- 
platz - und Schulnot für die Kinder 
der Arbeiterklasse, der wachsende 
Polizeiterror gegen die sich auf- 
iehnenden Opfer des Kapitalismus, 
schließlich die Kriege, in die die 
Kapitalisten Millionen Arbeiter ge- 
schickt haben, die Millionen Ver- 
stümmelungen und Tote, die das 
Volk in den Schlachthäusern des 
Kapitals zurücklie® — das ist die 
„Sicherheit”, die die Kapitalisten 
den Arbeitern bieten. 


der BGS im Innern eingesetzt wer- 
den (z.B. bei großen und militant 
durchgeführten Streiks, wie im Mai 
68 in Frankreich), wenn im Falle 
einer „drohenden Gefahr für den 
Bestand oder die freiheitliche demo- 
kratische Grundordnung des Bundes 
‚oder eines Landes” der „innere Not- 
stand” erklärt wird. 


Nach dem neuen Gesetz kann 
der BGS nun auch eingesetzt wer- 
den, ohne daß erst der „innere 


braucht: „In Fällen von besonderer 
Bedeutung”, wie es im $9 des 
neuen Gesetzes heißt. Als „Fälle 
von besonderer Bedeutung” werden 
in der Begründung des Gesetzent- 


Notstand” erklärt zu werden 


wurfs z.B. „Großveranstaltungen” 


BEE 


stehenden Neuwahlen soll die Pres- 
st durch eine großangelegie Kam- 
Pagne gegen die „linke Gefahr” das 
nötige Klima für einen Rechtsdnuck 
und für die Durchführung der vom 
Kapital gewünschten „Taten” schaf- 
fen. 

Für die Arbeiter kommt es 
darauf an, klarer zwischen ihren 
wirklichen Freunden und ihren 
wirklichen Feinden zu unterschei- 
den. Die Aktionseinheit der Arbei- 
ter gegen den verschärften „Klas- 
senkampf von oben" und gegen die 
Berufung der Strauß & Co. an das 
Steuer des kapitalistischen Regie- 
Tungsschiffes ist ein Gebot der 


ders genannt. Lt. $73 kann der 
BGS die Grundrechte der körper- 
lichen Unversehriheit, der Freiheit 


schrauben usw. ausgerüstet. Be- 
reits 1964 probte der BGS aber in 
Bayern und Baden - Württemberg 
die „Bekämpfung roter Banden”. 

Die juristische „Absicherung” dafür 
wurde 1968 mit den Notstandsge- 
setzen nachgeliefert. Danach kann 


und „Staatsbesuche” genannt. Dazu 
erhält der BGS umfassende Einzel - 
Vollmachten. Im $ 10 heißt es da- 
zu ganz allgemein, daß er „zur 
Erfüllung seiner Aufgaben” "die 
„nach. pflichtgemäßem Ermessen 
Hotwendigen Maßnahmen treffen“ 


Arbeiterkamof Nr. 20/Juli 1972 
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Verschärfte Ausländerüherwachu 


Durch eine am 22. Juni vom Bundestag beschlossene Gesetzesänderung 
wird die. „Überwachungstätigkeit” des Verfassungsschutzes auch auf 
‚ausländische Gruppen und Organisationen sowie auf einzelne Ausländer 


in der Bundesrepublik ausgedehnt. Bislang war dalür It. Gesetz aus- 


schließlich eine besondere Behörde zuständig, die Ausländerpolizei. Trotz 
aller Vollmachten. verfügt diese aber nicht über einen so schlagkräftigen 
und einsatzfähigen Apparat-wie die Geheimpolizei „Verfassungsschutz". 
Der Verfassungsschutz soll jetzt nicht mehr nur die „innere Sicherheit” 
unter die Lupe nehmen, sondern er soll auch alle „Bestrebungen” be- 
kämpfen, die „auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland ... 
gefährden”. 


‚Auf zwei Punkte muß in diesem 

Zusammenhang zunächst hingewie- 
sen werden: 
‚Erstens: Dje ausländischen Arbeiter 
in der Bundesrepublik sind ohnehin 
der am meisten ausgebeutete und 
entrechtete Teil der Arbeiterklasse 
in unserem Land. 


Ausländergesetz von 1965, daß die 
‚Ausländer in der BRD „alle Grund- 
techte” genießen — „mit Ausnahme 
der Grundrechte der Versammlungs- 
freiheit, der Vereinsfreiheit, der 
Freizügigkeit, der freien Wahl des 
Arbeitsplatzes, der Berufs- und 
Ausbildungsstätte sowie des Schut- 
zes vor Auslieferung an das Aus- 
land”! Ausweisungsgrund ist It. Ge- 
setzeskommentor vor allem: „Die 
Agitation in Betrieben der Wirt- 
schaft und der Industrie (z. B. Auf- 
hetzung oder Verhetzung ausländi- 
scher Arbeitnehmer mit Klassen- 
’kämpferischen Parolen zur Störung 
des Arbeits- und Betriebsfriedens)”. 
‚Noch genauer: Es ist den ausländi- 
schen Arbeitern und auch Studen- 
ten usw. jede. politische Meinungs- 
ußerung verboten, „die den Zweck 
verfolgt, andere in ihrer Auffassung 
zu beeinflussen. So geht der Ver- 
such, durch Äußerung einer politi- 
schen Meinung einen anderen zur 
eigenen politischen Meinung zu be- 
kehren (1), über die vom Grundge- 
setz geschützte reine Meinungsäuße- 
Tung hinaus, und zwar auch dann, 
wenn sich dieser Versuch im kiei- 


nen, vertrauten Kreise abspielt”! 
Nach $ 14 des Ausländergesetzes 
können die Betroffenen selbst in 
ein Land ausgewiesen werden, in 
dem wegen ihrer politischen Über- 
zeugung ihr Leben und ihre Freiheit 
bedroht sind — z. B. Griechenland, 
Spanien, Iran usw., wo die Bour- 
geoisie ihre faschistische Herrschaft 
‚errichtet hat. Ja: Gerade Arbeiter 
und Studenten aus diesen Ländern, 
die sich in der Bundesrepublik für 
den Freiheitskampf ihres Volkes 
engagieren, werden besonders scharf 
bespitzelt und „mit Vorliebe” an 
ihre Henker ausgeliefert. Beispiele 
gibt es genug. So soll jetzt der 
jordanische Student Nasser Hamed 
die Bundesrepublik unverzüglich 
verlassen, weil er „die Beziehungen 
der BRD zu Jordanien belastet” 
hat. Wodurch? Er hat im Novem- 
ber letzten Jahres ein Flugblatt in 
arabischer Sprache herausgegeben 
(Auflage: 70 Exemplare), in dem 
er den brutalen Terror des jordani- 
schen. Hussein - Regimes geißelte. 
Das ist es, was die Beziehungen 
zwischen Westdeutschland und Jor- 
danien „belastet” - nicht etwa, 
daß die BRD durch Waffenlieferun- 
gen und Kredite an Israel und Jor- 
danien den Befreiungskampf des 
palästinensischen Volkes niedermet- 
zein hilft! 
Zweitens: Wenn der Verfassungs- 
schutz bislang auch keine gesetz- 
liche Grundlage für die „Überwa- 
chung” von Ausländern hatte — 
eine enge Zusammenarbeit des Ver- 


fassungsschutzes und anderer Ge- 
heimdienststellen mit der Auslin- 
derpolizei gibt es schon lange. Im 
Grunde wird durch die Gesetzes 
änderung nachträglich die jurist- 
sche „Legitimation” für eine lingst 
begonnene Praxis eingeholt, die 
jetzt allerdings weit umfangreicher 
ausgeübt werden soll. Ebenso gibt 
es seit langem eine enge Komplizen- 
schaft mit ausländischen Geheim- 
diensten, Botschaften usw. Wir er- 
innern nur daran, daß das Bundes- 
kriminalamt (BKA) anläßlich des 
Schah-Besuchs am 30.3.67 von 
der iranischen ‚Botschaft eine Lie 
te von 559 namentlich aufgeführ- 
ten „Schah-Gegnern” erhielt, die 
(ohne nähere Begründung) als „be- 
sonders gefährlich” bezeichnet wur- 
den. Das BKA wies daraufhin die 
Ausländerpolizei per Fermschreiben 
an, diesen Personen ein politisches 
Betätigungsverbot und tägliche Mel- 
depflicht aufzuerlegen. Dieses Bei- 
spiel läßt. darüberhinaus erahnen, 
welche große „Arbeitsfreiheit” Ge- 
heimdiensten faschistischer Staaten 
(in diesem Fall dem für seine Folter 
und Morde berüchtigten iranischen 
SAVAK) auf westdeutschem Boden 
eingeräumt wird. Ein anderes Bei- 
spiel st der bekanntgewordene Fall, 
wo die Münchner Polizei Namens- 
listen iranischer Studenten an die 
SAVAK lieferte: Die Studenten hat- 
ten aus Protest gegen die Ermor- 
dung von Patrioten im Iran das 
iranische Generalkonsulat besetzt. 


Geheimpolizei anstatt Kripo. 
Begründet wird die Gesetzesän- 
derung zur Überwachung der Auf 
länder durch den Verfassungs 
‚schutz mit dem „zunehmenden po- 
litischen Radikalismus” ausländi- 
scher Arbeiter und Studenten. Jah- 
relang ist dies durch eine infame 
Minderheitenhetze vorbereitet wor- 
‚den (angeblich besonders hohe Kri-- 
minalität, Faulheit, usw.). Die Aus- 
änderpolizei könne dieser Entwick- 


Mitteln möglich”, d. h. mit Spitzen 
und eingeschleusten Agents prowo- 
Sateurs, über die die Ausländer- 

Die V-Männer des Verfassungs- 
schutzes liefern als „Zeugen vom 
Hörensagen” der Ausländerpolizei 
und den Staatsanwaltschaften „Ver- 


wegen der gesetzlich geschützten 
‚Anonymität der Informanten auf 


Warum wird nun eine geheim- 
De TE ie 


sen, daß einiges über die Tätigkeit 
des Verfassungsschutzes Öffentlich 
bekannt wird. Da scheint es dem 
Staat für seine Zwecke schon sinn- 
voller, wenn er darauf verweisen. 
kann, daß dies „völlig rechtens” ist. 
Staatssekretär Dr. Hans Schaefer 
(FDP) bedauerte in der Bundes 
grenzschutz - Zeitung „Die Parole” 
vom März 1971: 


„Auch und gerade Bürger, die jest 
‚auf dem Boden unserer freiheitlich 
demokra tschen Grundordnung ste- 
hen, zeigen oft wenig Verständnis 


für den Verfassungsschurz. Oder 
aber sie glauben, mit einem Augen- 
zwinkern ihr Wissen drüber endeu- 
ten zu missen, daß beim Verfer- 
sungischutz eben nicht jeder mit 
dem Grundgesetz unter dem Arm 
herumleufe.” 


Solche Gesetze, die in unserem 
Land (wie es heißt) „gegen die 
Kapitalisten gerichtet” sind, wie 
2.B. die „Bekämpfung der Wirt- 
schaftskriminalität, des Mietwu- 
chers usw. — die stehen nur der 
Form halber auf dem Papier und 
werden kaum angewendet. Die Ge- 
setze aber, die in unserem Land 


dig und nur mit geheimdienstli- 
‚chen Mitteln möglich sei. Die „Ro- 
te Robe” schreibt dazu in ihrer 
Ausgabe 4 | Ti: 


„Da des Argument: ‚Eine auch mur 
einigermaßen erfolgreiche Beobach- 
fung unerwünschter politischer Be- 
'strebungen ist erfahrungsgemäß nur 
‚mit nachrichtendienstlichen Mitteln 
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Staatlicher Mord 


* Am 2.März 72 wurde Tho- 
mas. Weisbecker in Augsburg 
erschossen. Weisbecker war gar 
nicht einmal richtig in der La- 
86, den Polizeüberfall wahr- 
zunehmen, so schnell lief dieser 
ab. Ein Augenzeuge berichtet: 
„Plötzlich stiegen zwei Männer 
in Zivil aus einem weißen 
BMW. Mit gezogenen Pistolen 
Tannten sie auf den jungen 
Mann zu. Der wich, offensicht- 
lich verwirt und vor Über- 
Taschung reaktionsunfähig. ein 
paar Schritte zurück, Kein Laut 
war zu hören, bis plötzlich aus 
drei Meter Entfernung nur ein 
Mann mit ausgebreiteter Hand 
einen Schuß auf das Opfer ab- 
zb” 

Alle hier aufgeführten. „Erschie- 
ungen” — und es ist zweifellos 
‚nur ein kleiner Ausschnitt aus der 
letzten Zeit — zeigen, daß Not- 
wehr - Situationen — objektiv und 
tatsächlich — in keinem Fall vorla- 
gen. Immer hieß es, der Todes- 
schütze „nahm an”, daß er in einer 
‚Notwehr -Situation gehandelt ha- 
be; er „glaubte” es; es sei eine 
„subjektive Notwehr - Situation” 
üsw. usf. Also: Im besten Fall 
stets ein Irrtum, ein Versehen oder 


gar bewußte planmäßige Exeku- 
tion, MORD. Und die Erschosse- 
nen? Linke, Anarchisten, Farbige, 
Ausländer, Arbeiter! 

Die „rermeintliche”, „eingebil- 
dete”, „subjektive” Notwehr -Si- 
tuation wird stets herbeizitiert, um 
die uniformierten Todesschützen 
später freizusprechen. Inzwischen 
ist aber eine ‚Situation eingetreten, 
in der jedermann sich objektiv in 
einer echten Notwehr - Situation 
befindet, wenn er einem Polizisten 
‚auch nur begegnet. Ein Griff in die 
Tasche, eine schnelle Bewegng, 
ein falscher Blick ... schon kann es 
um ihn geschehen sein. 

Die politischen Morde zeigen, 
wie die Polizei den Terror eskaliert. 
Nicht einmal in seiner Wohnung 
ist man mehr vor dem Polizei- 
Terror sicher, wie die Ermordung 
MacLeods am 25. Juni zeigt. Die 
Die Polizei weigerte sich sogar zu- 
erst,den Namen dieses Opfers be- 
kannt zu geben. Journalisten muß- 
ten ihn selbständig herausfinden. 
Die Umstände dieses Mordes 
(Schuß in den Rücken durch eine 
geschlossene Tür) können nicht ein- 
mal mehr für eine eingebildete 
„Notwehr” des Polizisten herhal- 
ten. Das einzige, was die Polizei 


bislang als „Begründung” für diesen 
Mord anführen konnte, ist eine an- 
gebliche Namensnennung von 
MacLeod in dem ominösen Brief 
von Gudrun Ensslin an Ulrike Mein- 


MacLeod 


hof. Inwieweit diese Angabe 
stimmt und inwieweit dieser Brief 
Überhaupt echt ist und keine Fäl- 
schung, konnte die Polizei bislang 
nicht beweisen, sondern nur be- 
haupten. Von der bürgerlichen Pres- 
= wird dabei der Eindruck er- 
weckt, daß die Behauptungen der 
Polizei ohnehin immer wahr sind. 
Die Aussage von Gudrun Enselin, 
daß dieser Brief nicht von Rechts- 


Die Erschießung des Arbeiters 
in Duisburg und die des Farbigen 
in Frankfurt zeigen aber auch, daß 
die Polizei selbst angebliche „Ver- 
bindungen zu Terroristen” nicht 
‚mehr als Begründung für nötig hält. 


Der Farbige hatte unter einer 
Brücke geschlafen und wurde dabei 
von einer Razzia „aufgespürt”. Er 
lief erschreckt weg, die Polizei 
„schöpfte Verdacht” und erschoß 
ihn hinterrücks. 


Wir erinnern auch an die Er- 
schießung des Mechanikerichrlings 
Richard Eppie in der Nacht zum 
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In der letzten Ausgabe des ARBEITERKAMPF berichteten wir, wie die 
bürgerliche Presse sich immer mehr in ihrer Hetze auf kommunistische 
Gruppen einschießt und wie die Kapitalisten sich in ihren internen Mit- 
teilungeblättern darauf aufmerksam machen, daß die größte Gefahr für 
ihre Ausbeuterherrschaft von denjenigen Gruppen her droht, die eine 
kontinuierliche Arbeit in den Betrieben machen und deren Politik immer 
mehr bei den Arbeitern Zustimmung findet. Es bleibt nicht bei der blo- 
Sen Hetze gegen kommunistische Gruppen - die Bourgeoisie schreitet 
längst zur Tat, In der letzten Zeit häufen sich die Fälle, wo die Staatsor- 
gene konkrete Willkür gegen diese Gruppen ausüben: Hausdurchsuchungen 
und Festnahmen, Behinderung der Agitation und Propaganda, Schläge ge- 
gen linke Buchläden usw. Zu einem großen Teil werden dabei demokrati- 
sche Rechte, die in „normalen Zeiten” jedem Bürger unseres Landes zuste- 
hen, völlig gesetzwidrig außer Kraft gesetzt. Andererseits werden gerade in 
der letzten Zeit neue Gesetze geschaffen, die diese derzeit noch gesetzlose 
Willkür zu einer „legalen Willkür” machen sollen. Dazu gehört das am 
22. Juni verabschiedete neue Bundesgrenzschutzgesetz ebenso wie die v 
schärfte „Ausländerüberwachung” durch den Verfassungsschutz und die 
Verabschiedung der alten „Vorbeugungshaft”Pläne unter dem Namen 
„Haftgrund der Wiederholungsgefahr”. Wir berichten an anderer Stelle in 
dieser Ausgabe des ARBEITERKAMPF darüber. Als Vorwand für ihre 
Überfälle auf kommunistische Gruppen nennt die Polizei häufig eine an- 
gebliche „Verbindung zur Baader/Meinhof-Gruppe”. Das läßt sich in fast 
keinem Fall bestätigen. Aber der Staat und die bürgerliche Presse, Funk 
und Fernschen haben in einer monate- und jahrelangen Kampagne dafür 
gesorgt, daß die Kommunisten heute mit Billigung eines Teils der Bevölke- 
rung als „linke Terroristen” verfolgt werden können. Die ganze von der Re- 
aktion entfachte „RAF-Hysterie” dient diesem Zweck: Sie soll die Möglich 
keit schaffen, ohne größere Proteste und Kampfaktionen der Arbeiter die 
Illegalisterung und Liquidierung der neu entstehenden kommunistischen, 
Bewegung zu betreiben, Gleichzeitig setzt eine Offensive des Kapitals ge- 
‚gen alle dem Kapitalismus nur kritisch gegenüberstehenden Menschen ein, 
ie insgesamt als „Volks- und Staatsfeinde” diffamiert werden. Sind die 
Arbeiter und anderenvom Kapital ausgebeuteten und unterdmckten 


egen Kommunisten 


Schichten erst ihrer fortschrittlichsten und bewußtesten Vertreter be- 
raubt, dann können die Kapitalisten ihre Schläge umgo brutaler und wider- 
standsloser austeilen. Der Nazi-Faschismus hat der deutschen Arbeiterbe- 
wegung in dieser Beziehung blutige Erfahrungen geliefert. Nachdem der 
sogenannte „harte Kern” der „Baader/Meinhof-Gruppe” in den letzten 
Wochen verhaftet wurde und das Phantom „RAF” somit in einiger Zeit 
seine Funktion für das Kapital verliert, bläst der Staat jetzt zur „Aus- 
trocknung des linken Sumpfes” (Chefredaktuer Kremp. in Springers 
„Welt” vom 19. Juni). Die Bourgeoisie ist ihrer Absicht damit ein Stück 
näher gekommen - die propsgandistische Vorbereitung zur Ilegalisierung 
kommunistischer Gruppen ist zu einem großen Teil gelaufen. Es beginnen 
ie „konkreten Maßnahmen”. In einer Erklärung zur Polizeiaktion gegen 
den KB am 7. Juni (siehe unten) stellte der KB fest: „Die Polizeiaktion 
in Hamburg und andere Schritte gegen die Kommunisten dienen: - dem 
Kennenlernen der kommunistischen Bewegung und ihres Verhältnisses zu 
den Massen; - der Einschüchterung der Betroffenen und aller mit ihnen 
Sympathisierenden; - der Diffamierung und Kriminalisierung der Kommu- 
nisten unter den Massen und damit der Aufhetzung der Bevölkerung gegen 
alle Linken; - der Gewöhnung der Polizei (sowohl des Apparats als auch des 
einzelnen Beamten) an Verhaftungen und an andere Aktionen gegen ‚Poll- 
tische'," Die kommenden Wochen und Monate werden uns zwingen, ein 
besseres politisches und organisatorisches Rüstzeug anzulegen, damit es den. 
Kapitalisten nicht gelingt, die noch sehr zersplitterten kommunistischen. 
Zirkel einen nach dem anderen fertigzumachen. Im folgenden bringen wir 
einige Beispiele der zunehmenden Angriffe auf kommunistische Gruppen 
durch den Polizei- und Justizapparat 


m 7, Juni stürmten massive 
zivile-und_uniformierte Polizei, 
kräfte mit. MP-Bewaffnung eine 

Wohnung von KB-Genossen in Ham- 
burg. Insgesamt 9 Bewohner und zu- 
fällig Anwesende wurden festgenom- 
men und aufs Poliziepräsidium g 
schleppt, teilweise in Handschellen. 
Dort wurden sie in Einzelzellen ge- 
steckt, „erkennungsdienstlich be- 
handelt”” (Fahndungsfotos, Finger- 
abdrücke, _Personalienaufnahme ) 
und teilweise Verhören unterzogen, 
in denen die Polizeibeamten Nähe“ 
res über die persönlichen und Ar- 
beitsverhältnisse der Genossen, s0- 
wie über ihre politische Einstellung 
und politische Verbindungen raus- 
zukriegen versuchten, Erst nach 
mehreren Stunden wurden die Ge- 
nossen wieder freigelassen, 

Die Wohnung wurde durchsucht, 
gründlich abfotografiert, _ von 
Schreibmaschinen wurden Schrift- 
proben genommen usw. Besonderes 
Interessefanden verschiedene Akten- 
ördner der Genossen, persönliche 
Briefe, Adressbücher usw. Auf die 
Frage nach einem Hausdurchsu- 
chungsbefehl antwortete ein Poli- 
zeikommissar, daß sie den für „sol 
che Fälle” nicht nötig hätten. Das 
Recht auf Benachrichtigung eines 
Rechtsanwalteswurdeden Genossen 
verweigert, Schließlich konnten zwei 
Anwälte nur von Außenstehenden 
gerufen werden. 

Begründet wurde die Festnahme 
der KB-Genossen erst nach langer 
Weigerung der Polizei mit dem “Ver- 
dacht auf Zugehörigkeit Zu einer 
kriminellen Vereinigung”, womit die 
RAF gemeint war. Ferner: die Poli 
zei habe angeblich "sichere Hinwei- 
se”, daß Gudrun Ensslin bei den 
KB-Genossen gewohnt hätte. Gu- 
run Ensslin wurde nach jahrelanger 
Verfolgungsjagd wegen ihrer Zuge- 
hörigkeit zur RAF gegen Mittag des 
7. Juni in der Hamburger Innen- 
stadt verhaftet. Sie soll einen Aus- 
weis bei sich gehabt haben, der auf 
einen falschen Namen mit der 
‚Adresse des Hauses ausgestellt war, 


in dem u.a. auch die KB-Genossen 
wohnen (insgesamt befinden sich in 
diesem Haus 11 Wohnungen) 

Der Einsatzleitung war von vorn- 
herein bekannt, daß in der durch- 
suchten Wohnung KB-Genosen 
wohnen. Ebenso wie ihr von vorn. 
herein bekannt war, daß der KB 
keine Verbindung zur RAF hat, daß 
‚der KB mit den politischen Akti 
nen der RAF nicht übereinstimmt, 
Der Verfassungsschutz und die poli- 
tische Polizei haben sich gerade 9 
‚Tage vor der Polizeiaktion gegen den 
KB sehr genau angehört, was den 
KB von der RAF trennt, Am 29. 
Mai führte der KB anläßlich der 
Bombenattentate und Bombendro- 
hungen der zurückliegenden Wochen 
eine  Informationsveranstaltung 
durch, die von 800 bis 1.000 Ar- 
beiten, Studenten und Schülern 
besucht wurde. 

„Wem nützen die Bomben bei 
Springer? ” - unter diesem Titel 
wurde nicht nur eine Kritik an der 
RAF geleistet, sondern der KB ent- 
hüllte anhand konkreter Beispiele 
die Agenten- und Provokationstätig- 
keit von faschistischen Gruppen, 
Verfassungsschutz usw., die sich in 
linke Gruppen einzuschleichen ver- 


suchen oder unter „linkem Namen” 
Provokationen durchführen, die hin- 
terher Kommunisten und Anarchi- 
sten angelastet werden sollen. Die 
anwesenden Polizeispitzel, die auf 
allen größeren Versammlungen der 
Linken ihrem schmutzigen Beobach- 
tungsgeschäft nachgehen, berichte- 
ten eiligst ihrem obersten Chef in 
Hamburg, dem SPD-Polizeisenator 
Ruhnau. 

‚Ruhnau sprach die Informations- 
veranstaltung des KB daraufhin in 
einer Debatte der Hamburger Bi 
gerschaft über „Linksradikalismu 
2bd „Bombenterror" an. Die Ent- 
hüllungen über faschistische Prowo- 
kationen und über die Agententä- 
tigkeit des Verfassungsschutz hatten 
den Polizeisenator sehr aufgebracht. 
Er sagte dazu, es gehe im Augen- 
blick „die Legende (') um, die Bom- 
ben würden vom Verfassungsschutz 
gelegt”. Das könne man aber nicht 
einfach „als Geschrei von Irren ab- 
tun”, wenn man bedenke, daß „zu 
einer Veranstaltung 800 junge Men- 
schen kommen, die das glauben und 
frenetisch Beifall klatschen”. 

Ruhnau versprach in der Bürger- 
schaft, verstärkt und sofort konkre- 
te Maßnahmen dagegen zu ergreifen, 
daß die Enthüllungen über die Ab- 


sichten der Kapitalisten und ihrer 
faschistischen und polizeilichen Ge- 
folgsleute breiter bekannt werden 
und der Kommunismus Zustimmung 
beigrößeren Teilen der Arbeiter umd 
und anderen Bevölkerungsschichten 
findet. Insbesondere versprach er 
auch konkrete Maßnahmen gegen 
den KB. Man darf annehmen, daß 
Ruhnau sich im „vertraulichen 
Kreis” seiner obersten Polizeikom- 
missare noch deutlicher ausdrückt, 
Wie deutlich - das zeigte der Poli- 
zeiüberfall am 7. Juni. 

Eine ausführlichere Erklärung des. 
KB zur Polizelaktion am 7. Juni 
in Hamburg. ist in einer Sonder- 
derausgabe von UNSER WEG zum 
Preis von 20 Pfennig erschienen. 


Ebenso haben wir die Reden aus 
der Informationsveranstaltung des 
KB am 29. Mai in Hamburg nach- 
gedruckt - Preis: 1,50 DM. Wegen 
des schnellen Ausverkaufs der ersten 
‚Auflage, haben wir diese Broschüre 
noch einmal nachgedruckt, so daß 
sie wiedererhältlich ist 

Beide Schriften sind über den 
Verlag ARBEITERKAMPF (siche 
Impressum) sowie in verschiedenen. 
linken Buchläden, u.a. dem ARBEI- 
TERBUCH erhältlich. 


Provokation des ZDF 


Drei Tage nach dem Polizeiber- 
fall auf die Wohnung von KB4enos- 
sen in Hamburg wurde ein erneuter 
Versuch unternommen, den KB in 
dieNachbarschaft der „Baader-Mein- 
hof-Gruppe” zu bringen. 

Bisher Unbekannte hatten in der 
Nacht zum 10. Juni die Schau- 
fenster des Buchladens ARBEITER- 


Mitte Januar dieses Jahres erhielt 
die Gruppe Oldenburg des KB ein 
Schreiben des Ordnungsamtes der 
Stadt. Darin wurde sie aufgefordert, 
„etwa 8 Tage” vorjeder Verteilungs- 
ktion von Flugblättern usw. einen 
„lormlosen Antrag“ zwecks Erlaub- 
Bis der Verteilung zu stellen und 
„mindestens 3 Muster der Mittei- 


BUCH in Hamburg mit den Worten 
beschmiert: „Solidarität mit. der 
RAF” und „Der Kampf geht weiter 
such ohne Euch”. Das ARBEITER- 
BUCH in Hamburg steht bekanntlich 
dem KOMMUNISTISCHEN BUND 
nahe, 

„Zufällig war schon vor Laden- 
öffnung am 10. Juni ein Aufnahme- 
Team des ZDF-Magazins zur Stelle, 
dessen Chef der berüchtigte Hetzer 
Gerhard Löwenthal ist. Als die An- 
gestelten des ARBEITERBUCH 
ie Schmierereien vom Schaufenster 
entfernten, gab der Aufnahmeleiter 
Befehl zu filmen. Dabei kommen- 
ierte er ins Mikrofon, das ARBEI- 
TERBUCH sei offenbar bemüht, 
seine „Verbindung zur Baader-Mein- 
hof-Bände” zu vertuschen, usw. Da- 
nach versuchte der Kameramann 
Nahaufnahmen der Angestellten ge- 
gen deren Wälen zu machen. Als 
deshalb jemand mit der Hand die 
Kamera abdecken wolle, rief der 
Aufnahmeleiter sofort zwei Polizei- 
wagen herbei. Er beschwerte sich, 
es habe eine Schlägerei gegeben, 
Angestellte des Buchladens würden 
die „Freiheit der Berichterstattung” 
des” ZDF einschränken, das sei 
Terror, usw 

Ähnliche Provokationen versach- 
„te.das,Aulnahme-Leam danach, 
in den Buchläden „Manifest“ 

‚Internationale Buchäundiung” zn- 
Zuzetteln. In der „Internationalen 
Buchhandlung” die der DKP mahe- 
steht, versuchte der Aufnahmelet- 
ter Bormann, sich den Kauf eines 
Buches. quitieren zu lassen, di 
Rezepte für „Molotow-Cocktails” 
enthält. Nur: Er hatte sich das Buch 
offenbar selbst migebracht, denn 
in diesem Buchladen gibt es das 
nicht zu kaufen. Die Quitierung 
sollte keinem anderen Zweck die- 
nen, als diesen Buchladen ebenfalls 
im ZDF-Magazin wegen Verkaufs 
„linker Terror-Literatur” zu krimi- 
Aalisieren. 

Es ist mit diesen Vorfällen kon- 
kret nachgewiesen, daß Löwenthal 
und sein ZDF-Magazin geschulte 
Provokateure einsetzen, die sich die 
„Schl 
ie sie im Fernsehen herziehen wol- 
len, erst eigenhändig schaffen. 

Sowohl das „Arbeiterbuch” als 
auch die „Internationale Buchhand- 
lung” ieiteten sofort juristische 
Schritte gegen den Aufsahmeleiter 
ein. Das hatte diewmal noch Erfolg, 
weil die Provokationen hier zu of- 
fensichtlich waren: Noch vor der 
Sendung am 14, Juni teäte das ZDF 
dem Rechtsanwalt des „Arbeiter- 
buch” mit, daß es „kein Interene”“ 
daran habe, die Schmierereien am 
‚„Arbeiterbuch” für die Sendung aus- 
Zunutzen. Diese speziellen Provo- 
Kationen blieben dan auch tatsich- 
sich aus dem ZDF-Magazin raus -die 

Igemeine Hetze gegen linke Buch- 
läden Bleb natärlich Srin. 


Tungsblätter“ beizufügen „Wenden 
die Anträge nicht, rechtzeitig ge- 
stellt, verfallen sie der Ablehnung” 
In einem weiteren Schreiben vom 
24. April wurden die Genomen dann 
aufgefordert, „mindestens 5 Tage 
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POLIZEI-WILLKÜR 


vor der jeweiligen Aktion“ einen 
Erlaubnisantrag zu stellen. Außer- 
dem sollen sie eine „Sondernut- 
zungsgebühr von 5,- DM pro Tag 
bezahlen, Sind. die Genossen bei- 
spielsweise darauf. angewiesen, aus 
Kräftemangel den Vertrieb, einer 
Ausgabe des. ARBEITERKAMPF 
über 6 Tage zu erstrecken, so müssen 
sie jedesmal 30, DM an das Ord- 
nungsamt blechen. Besonders für 
eine kleinere kommunistische Grup- 
pe, die ihre Flugblätter und Zei- 
tungen nicht wie die bürgerliche 
Presse aus Kapitalisten-Anzeigen fi- 
‚nanzieren kann, bedeutet dies eine 
erhebliche Belastung. 

Werden die Auflagen nicht ein- 
gehalten, so droht das Ordnungsamt 
ein „‚Zwangsentgeld“ von 50,- DM 
an, 'was bereits zweimal geschah. 
Telefonisch teilte das Ordnungsamt 
überdies mit, daß „im Wieder- 
holungsfalle“ zukünftige Anträge 
von vornherein abgelehnt werden. 

Das Ordnungsamt beruft sich 
bei der Anordnung der Genchmk 


Über einen anderen Anschlag auf 
die kommunistische Presse berich- 
tet der KAB/ML (Tübingen) in sei- 
ner „Roten Fahne“, 

Seit längerer Zeit schon wurde 
eine Gruppe der „Revolutionären 
Jugend/ML" aus Neustadt bei Co- 
burg beim Verteilen und Verkauf 
ihrer Flugblätter und Zeitungen von 
der Polizei behindert. Genossen 
wurden Anzeigen angedroht und 
zur Wache geschleppt, weil sie keine 

rdnungsgemäße Erlaubnis" hät- 

ilung eines 
Extrablattes« zum diesjährigen 1. 
Mai nicht wieder in unnötige Schwie- 
tigkeiten zu geraten, beantragten 
die Genossen diesmal rechtzeitig 
vorher eine Genehmigung. Statt daß 
sie nun aber unbehelligt von der 
Polizei verteilen konnten, kam die 


NEUSTADT/COBURG 


‚gungspflicht von Flugblättern und 
Zeitungen sowie bei der Erteilung 
der Auflagen auf eine städtische 
Satzung und auf ein Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichtes. Wasdie 
städtische Satzung betrifft, so iden- 
tifiziert das Ordnungsamt das Ver- 
teilen von Flugblättern schr weit- 
herzig mit dem „Umhertragen oder 
Umherfahren von Plakaten oder 
ähnlichen Ankündigungen“, was ge- 
mäß dieser Satzung einer Erlaub- 
nis bedarf, weil es eine „Sonder- 
nutzung“ der Straßen darstellt. Das 
ist tatsächlich eine weitgehende Aus- 
legungsfreiheit der Behörde — auch 
wenn man bedenkt, daß zu ver- 
schiedenen Zeiten verschiedene Fri- 
sten für die Anmeldungspflicht ge- 
nannt wurden. Offenbar sind diese 
Paragraphen so „ermessenäfrei“ ge- 
faßt, damit sie je nach vorliegendem 
Fall entsprechend nach der einen 
‚oder nach der anderen Seite hin 
interpretiert werden können. Wie 


Polizei vor der Verteilung zu ihnen 
ins Haus und beschlagnahmte sämt- 
liche Extrablätter und eine Beruf- 
schulzeitung. Das Amtsgericht Co- 
burg hatte in seinem Hausdurch- 
suchungsbefehl als Grund dafür 
„Volksverhetzung“ und „Staatsver- 
leumdung“ angegeben (68 130, 
131 StGB). „Volksverhetzung\und 
„Staatsverleumdung“ ist laut Be- 
schluß des Amtsgerichts u.a., daß 
‚die Genossen in ihren Extrablättern 
der SPD/FDP-Regierung Hetze ge- 
gen die. Arbeiter und Angestellten 
vorgeworfen haben, daß sie die 
„Klassenversöhnung" alseinen „hin- 
terhältigen Betrug der Sozialdemo- 
kratischen Führung“ bezeichnet ha- 
ben und daß sie „ein einiges s0- 
zialistisches Deutschland“ als „das 
Ziel der revolutionären deutschen 
Jugend“‘ genannt haben. 


STUTTGART 


Am 17. Juni drangen Zivilbeamte 
der „Sicherungsgruppe‘“ des Lan- 
deskriminalamtes Baden-Württem- 
berg in ein Büro der „KPD/ML 
(ZB)“ in Stuttgart ein. 


Icere Flaschen und Radio-Batterien, 
die für ein Megaphon verwendet 
werden, sahen die Polizisten offen- 
bar als „Beweismaterial“ für einen 
„begründeten Verdacht‘‘ an, es han- 
die sich um eine „Bombenwerks 


diese Paragraphen gegenüber einer 
kommunistischen Gruppe ange- 
wandt werden, das haben die DI- 
denburger Genossen des KB jetzt 
erfahren. Ob und wie sie gegen 
rechtsradikale Gruppen oder gegen 
Flugblätter und Handzettel der bür- 
gerlichen Parteien angewandt wer- 
den — darüber haben wir leider 
noch keine Informationen. 


Noch haarsträubender ist es mit 
dem Urteil des Bundesverwaltungs- 
gerichts vom 26.6.1970, auf das 
sich das Ordnungsamt beruft, Es 
handelt sich dabei um ein Urteil 
gegen eine Verteilung von Werbe- 
zetteln für ein Nachtiokal, also um 
eine gewerbsmäßige Verteilung von 
Handzetteln. Gegen die Gruppe Ol- 
denburg des KB wurde es aber als 
eine Einschränkung der Meinungs- 
und Pressefreiheit ins Feld geführt, 
Beispielsweise hat die Gruppe 
Hamburg des KB in den Chemie- 


(6Ausgaben incl. Porto) 
zu beziehen über 


Im Abonnement DM 4,20 


aus den bestreikten Betrieben und 
mit Informationen über die Kampf- 
bereitschaft in anderen Betrieben 


formationsarbeit bereits für die Ge- 
nossen illegalisiert. Dean was nüt- 
zen den Kollegen die Informationen 
wenn sie erst eine Woche später 
nach Einhaltung der vorgeschrie- 
benen Anmeldefrist kommen? Aber 
auch jede andere Stellungnahme 
der Genossen zu aktuellen Ereig- 
nissen, 2.B. zu den Bombenanschlä- 
‚gen und Bombendrohungen der 


“letzten Zeit ist damit, wenn sie 


kurzfristig herausgebracht werden. 
soll (und das ist natürlich not- 
wendig), illegalisiert. Es bleibt so 
einzig der bürgerlichen Presse vor- 
behalten, ihre Hetze zu verbreiten. 


Wenn das Urteil des Bundesver- 
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Wie die „KPD/ML (ZB)“ in 
ihrer „Roten Fahne“ schreibt, legte 
die Polizei weder vorher noch hin- 
terher einen Durchsuchungsbefehl 
vor, Besonderes Interesse hatten 
die Zivilbeamten auch hier an 
Adressenmaterial und an einigen 
Exemplaren und Betriebszeitungen 


statt“, Ein anwesender Genosse wur- 
de daran gehindert, sich telefonisch 
mit einem Rechtsanwalt und mit 
anderen Genossen in Verbindung || - 
zu setzen, Am Ende der Durch- |] - 
suchungsaktion wurde dem Genos- || -. 
sen dann auch noch das Recht 

verwehrt, Einblick in die Liste der 


= Was bedeutet die Gründung des KB ? 


NR.15 Erfahrungen der Metaiitart frunde "71 
IGM-Führung in der Tarifrunde 
- Tarifpolitik der DKP 
- Ein zweites 1963 


und. innerorganisatorischen Rund- 
schreiben. Einige herumstehende 


beschlagnahmten Gegenstände zu 
nehmeı 


Am 16. Juni stirmten etwa 30 
Kriminalbeamtemit MP-Bewaftmung 
eine Wohnung von Genossen des 
(Sozialistischen Lehrlingskollektive“ 
in Bochum, Zuvor war die ganze 
Straße abgeriegelt worden und wei 
tere bewaffnete Polzisten hielten 
sich rings ums Haus in Stellung. 

Ohne” Hausdurchsuchungsbefchl 
wurde die ganze Wohnung auf den 
Kopfgestel Ein Rechtsanwalt oder 
Zeugen wurden nicht zugelassen. 
Insgesamt nahm die Polizei 13 Per. 
sonen fest, worunter sich auch ein 
ge aus anderen Wohnungen im gler 
Chen Haus befanden, die nichts 
mit der Lehrlingsgruppe zu tun 
haben. Zur selben Zeit Aurchwühl- 
ten bewaffnete Polizisten auch die 


Wohnung der Eitern eines Fest- 
‚genommenen in einem kleinen Ort 
in der Nähe von Düsseldorf. 

Die Festgenommenen wurden 
(teilweise in Handschellen) auf die 
Wache geschleppt und in Einzel- 
zellen gesperrt, Die Mädchen mußten 
sich auszichen, ihre Kleider wurden 
durchwühlt. Die Proteste der Fest- 
genommenen gegen diese völlig will- 
kürliche Behandlung blieben erfolg- 
los — ebenso wie ihr Verlangen 
nach einem Rechtsanwalt erfolg- 
los blieb. Um den Polizisten zu 
zeigen, daß sie sich aber dadurch 
nicht einschöchtern ließen, sangen 
die Genossen auf der Wache ge- 
meinsam revolutionäre Arbeiterlie- 
der, 


0) 


schen Weltkriegs? 


Die Durchsuchungsaktion und 
die Festnahmen „begründete“ die 
Polizei damit, daß die Adresse des 
„Sozialistischen Lehrlingskollektivs“ 
in einem angeblich bei Ulrike Mein- 
hof gefundenen Notizbuch gestan- 
den hätte. Tatsichlich war dies 
wohl ebenso wie in Hamburg nur 
ein Vorwand, um die Lehrlings- 


gruppe in die Nähe der „Baader wird, 


Meinhof-Gruppe’zu rücken und sie 
dadurch zu kriminalisieren und ein- 
Zuschüchtern, 

Einer der Festgenommenen ist 
Bildungsreferent bei der sozialisti- 
schen Gruppe „Die Falken“ in 
Köln. Er bekam große Schwierig- 
keiten, als er sich Ende April da- 
gegen aussprach, die Demonstra- 
tion gegen die versuchte Machter- 
greifung von Strauß & Co. unter 


= Besteht die Gefahr eines 3, imperialisti- 


der sozisldemokratischen Abwieg- 
lerparole „Ja für Wily Brandt“ zu 
organisieren, Er wurde kurz vor 
seiner Festnahme am 16. Juni be- 
Feits zweimal unter fadenscheini- 
‚gen „Gründen“ festgenommen, Ein- 
mal "wegen angeblicher „Ähnlich- 
keit mit Albert Fichter“, der we- 
‚gen Zugehörigkeit zur RAF verfolgt 


Ein anderer der Festgenommen- 
en ist Verantwortlicher für das von 
der Lehrlings gruppe herausgegebene 
„Rote Berichtsheft“, das an der 
Bochumer Berufsschule viel Ein- 
fluß unter den Lehrlingen hat. Ge- 


Rattenfänger - Neofaschistische ANR 


Seite 6 


Arbeiterkampt Nr. 20/Juli 1872 


[nen Wochen zahlreiche Personen 

‚verhaftet, die in Zusammen- 
hang mit der „Baader - Meinhof - 
Gruppe” gesucht wurden. Unter 
ihnen die als Führer der Gruppe 
geltenden Andreas Baader, Gudrun 
Ensslin und Ulrike Meinhof. Damit 
scheint das Ende der „Baader - 
Meinhof -Gruppe” gekommen zu 
sein. 

Im nächsten. Schritt soll jetzt 
der angebliche „Hintengrund” der 
‚Gruppe „aufgerollt” werden. Da- 
mit sind alle diejenigen gemeint, 
die — aus welchen Gründen auch 
immer — zu irgendeinem Zeitpunkt 
Mitgliedern der „Baader - Meinhof - 
Gruppe” Quartier gegeben haben 
oder gegeben haben sollen. Weiter- 
hin alle diejenigen, die — ohne das 
Treiben der „Baader - Meinhof - 
Gruppe” im geringsten zu verteldi- 
gen — doch versucht haben, es zu 
erklären und sich gegen Exzese 
der Polizei- Fahndung gewandt ha- 
ben, In diese Kategorie fallen z. B. 
Schriftsteller wie BÖl, kritische 
‚Rundfunkredakteure. usw. „Die 
Entscheidung wird erst gefallen 
sein, wenn der Hintergrund der 
Anarchie nicht nur aufgehellt, son- 
dem weggewischt ist 
wenn es auch die Helfer der Hel- 
fershelfer nicht mehr gibt”, giftet 
Springers „Welt am Sonntag”. Mit 
anderen Worten: nicht nur die Bölls 
sollen „weggewischt” werden, son- 
dern auch noch diejenigen, die sich 
‚gegen die Hetze auf BÖll eingesetzt 
haben. Jede Opposition muß mund- 
tot gemacht werden, dann ist „Ru- 
he” wie Springer sie schon immer 
haben wollte. Friedhofsruhe! 

Die bürgerliche Presse, Rund- 
funk, Femsehen usw. behaupten, 
daß "mit ‚der ‚Baader - Meinhof‘- 
Gruppe” eine „Saat der Gewalt" 
aufgegangen sei. Gewiß, aber wer 
ist dafür verantwortlich ... ? Ver- 
antwortlich gemacht werden soll 
die gesamte, Linke unseres Landes, 
verantwortlich gemacht werden soll 
letzten Endes sogar die SPD / FDP - 
Regierung. Der „Nährboden” des 
‚Bombenterrors soll das „radikal - 
intellektuelle Establishment’” sein, 
„Studenten, Journalisten, Anwälte, 
Profesoren, Schriftsteller” (laut 
Springers „Welt”). Aber natürlich 
auch die Kommunisten, die „Radi- 
kalen”, die Jusos, die fortschritt- 
lichen Sozialdemokraten und Ge- 
werkschafter, die konsequenten Li 
beralen. Sie alle sollen nach Mei 
mung der reaktionären Kräfte „weg- 
gewischt” werden. 


Dummdreist wird behauptet, die 
jeologischen Väter” der „Baader 
jeinhof -Gruppe” wären Marx, En- 
gels und Lenin. Nicht bestehende 
Verbindungen der „Baader - Mein- 
hof - Gruppe” zu kommunistischen 
Organisationen werden künstlich 
aufgebaut (vgl. dazu Bericht über 
Polizei - Aktionen gegen den KB in 
Hambur; 


Der SPD] FDP -Regierung so- 
gar wird von den reaktionären Kräf- 
ten vorgeworfen, sie sei „zu duld- 
sam gegenüber dem Radikalismus" 
gewesen, habe „die Gefahr ver- 
harmlost”. So heizt z.B. der 
„Bayern - Kurier” der CSU: „Sehen 
wir einmal davon ab, daß die sozia- 
Histichen Triebkräfte, die hinter 
Brandt so offenkundig stehen - 
siehe die Unterwanderung der SPD! 
= sich bereits in einem mehr als 
unverhällten Bund mit dem Welt- 
’kommunismus befinden ... Es liegt 
doch für jeden Einsichtigen klar 
auf der Hand, daß diese Regierung 
die rote Unterwanderung unserer 
Gesellschaft, einschließlich Mord 
und permanenter Gewalttätigkeit, 


ee 


Bilanz 


einfach deshalb dulden muß, weil 
sie es sich nicht mehr erlauben 
kann, die Sowjetunion als hochge- 
lobten und schon unverzichtbaren 
Vertragspartner noch zu verärgern.” 


Schrecklich der Gedanke, was für 
eine Politik derartige Irrsinnige wie 
die Autoren solcher Artikel, un- 
serem Land aufzwingen möchten! 

Diejenigen, die je Axel Sprin- 
ers Presse - Politik kritisiert haben, 
soflen schuld sein — so sagte es der 
Verleger selbst im ZDF —, daß eine 
Bombe ins Springer - Haus gelegt 
wurde und 17 Arbeiter verletzte, 
Wer die kapitalistische Wirtschafts - 
und Gesellschaftsform nicht gerade 
für ideal hält, der hat nach Mei- 
nung der Kapitalverbände bereits 
„den Boden der freiheitlich - demo- 
kratischen Grundordnung verlas- 
sen”, Erklärte- doch Otto Fried- 
rich, Präsident des BDA (einer der 
wichtigsten westdeutschen Kapita- 
listenverbände) während der Me- 
talltarifrunde im vorigen Herbst; 
„Wer die Abschaffung des Eigen- 
tums an Produktionsmitteln. ver- 
langt, der bereitet das Ende unserer 
freiheitlichen demokratischen Ge- 
sellschafts- und Staatsordnung 
von" 

Die Absicht ist allzu durchsich- 
tig, Jede Art des Kampfes gegen 
den Kapitalismus soll mit den „Baa- 
der Meinhof" - Bomben gleichge- 
setzt. und. so.dilfamfert,, zu einem 
Verbrechen erklärt werden. Vor al- 
lem die Kommunisten sollen mit 
den Vorstellungen und Handlungen 
der „Baader - Meinhof - Gruppe” in 
inen Topf geworfen werden. So 
soll zum einen propagandistisch 
dem wachsenden Einfluß der Kom- 
munisten unter den Arbeitern ent- 
gegengetreien werden und soll zum 
anderen das Verbot und die Ver- 
folgung kommunistischer Organisa- 
tionen in die Wege geleitet werden. 

‚Aber wer hat denn in Wahrheit 
die „Saat der Gewalt” zu verant- 
worten? Wer und was hat die Pfar- 
erstochter Gudrun. Ensslin, die 
Journalistin Ulrike Meinhof, den 
Rechtsanwalt Horst Mahler in das 
aussichtslose Abenteuer ihrer 
„Stadtguerilla” getrieben? Es war 
” wie sogar die ekelhaften stories 
der bürgerlichen Presse erkennen 
lassen — ihr Engagement gegen den 
Vietnam - Krieg. der USA, die mas- 
senhafte, grausame Tötung von 
Menschen zur Rettung eines kor- 
mupten, ausbeuterischen Regimes, 
im Namen der „freien Wel’”. Auch 
dieser Krieg ist Gewalt, ist Bom- 
benterror, unvergleichbar blutiger 
als alle Taten der „Baader - Mein- 
hof-Gruppe”. Aber eine Gewalt, 
wie sie von Axel Springer und 
seinesgleichen durchaus gebilligt 
wird. Und gebilligt auch und m: 
teriell unterstützt vom BRD - Kapi- 
tal und seinem Staat. 


Die späteren Mitglieder der „Baa- 
‚der -Meinhof -Gruppe” protestier- 
ten-damals zusammen mit zehntau- 
senden anderen in Demonstratio- 
nen und Kundgebungen gegen die- 
sen Krieg und gegen die Kompli- 
zenschaft der Bundesregierung. Es 
gab die brutalen Knüppeleinsätze 
der Polizei, es gab den ersten To- 
ten: der Student Benno Ohnesorg 


der RAF EEE 


wurde am 2. Juni 1967 in West- 
berlin vom Polizisten Kurras er- 
schossen. Gewalt! Aber Gewalt im 
Dienste des kapitalistischen Staates, 
und daher straffrei. Todesschütze 
Kurras wurde freigesrpochen. 


Die Kapitalistenklasse und ihre 
Agenten, die sich jetzt scheinheilig 
im Schafspelz der „Ablehnung je- 
der Gewalt” präsentieren, haben 
schon immer zwischen zwei Arten 
von Gewalt unterschieden. Je nach- 
dem, ob die Gewalt ihnen nützt 
oder nicht. Wo Gewalt dazu dient, 
bestehende ungerechte Zustände 
aufrechtzuerhalten, da erscheint sie. 
den Kapitalisten im rosigsten Licht 
Wo Gewalt aber darauf gerichtet 
ist, diese Zustände zu bekämpfen 
und zu überwinden, da gilt sie den 
Kapitalisten als „verbrecherisch”. 


Die Kapitalistenklasse und ihr 
Staat ist dafür verantwortlich, einen. 
kleinen Teil der damaligen Protest - 
Bewegung zu verzweifelten und aus- 
sichtslosen Abenteuern getrieben zu 
haben. Die Gewalt kam vom Staat, 
und die Ensslin, Mahler, Meinhof 
haben darauf reagiert. Wir Kommu- 
isten haben immer auf das Schäd- 
liche und Arbeiterfeindliche der- 
artiger Abenteuer hingewiesen. 
Allerdings war die „Baader - 
Meinhof -Gruppe, die sich selbst 
als „Rote Armee Fraktion” 
(„RAF”) bezeichnete, diejenige 
Gruppe, die erstmals den Anspruch 
erhoben hatte, in der Bundesre- 
publik den „bewaffneten Kampf” 


gegen die kapitalistische Macht zu 
beginnen. 


Die Kapitalisten, ihre Polizei, 
ihre Zeitungen, ihr Fernsehen usw. 
sagen, daß nur eine „kriminelle 
Bande unschädlich gemacht” wor- 


den sei, die „mit Politik nichts 
mehr zu tun hatte”, Gleichzeitig 
wurde aber bemerkenswert viel MD- 
he darauf verwendet, die ohnehin 
schon als „vor nichts zurückschrek- 
kende Verbrecher” angeprangerten 
„RAF" - Mitglieder moch nachträg- 
lich lächerlich zu machen: sie wur- 
den als „Häufchen Elend” und 
„arme Würstchen” dargestellt, über- 
dies auch noch „feige”, deren ein- 
zige Triebfeder immer wieder „Sex 
and Crime" gewesen sein soll „Ab- 
gemagert”, „hohlwangig”, körper- 
lich und moralisch abgewirtschaf- 
tet. 


Und warum diese wahre psycho- 
logis&he Kriegführung gegen eine 
„kleine kriminelle Bande? ” Des 
halb, um die Erledigung der „RAF" 
zu einer Niederlage des bewaffne- 
ten Kampfes überhaupt im Bewußt- 
sein der Arbeiterklasse zu machen. 
An den „Häufchen Elend”, die nur 
mit Unterhose bekleidet und im 
brutalen Polizeigriff vorgezeigt wer- 
den wie eine Jagdbeute, soll die 
Aussichtslosigkeit von Widerstand 
gegen die kapitalistische Gesell 
schaftsform demonstriert werden. 
Es reicht den Kapitalisten nicht, 
den Gegner — in diesem Fall die 
„Basder - Meinhof- Gruppe” — 
außer Gefecht gesetzt zu haben. 
Der Gegner muß auch noch psycho- 
logisch eriedigt werden; es darf kein 


‚Sutes Haar an ihm bleiben, so daß 
seine Erledigung langfristig ab- 
schreckende Wirkung erhält. 

Die Kapitalisten gehen dabei 
nach erprobtem Rezept der Nazi- 
Propaganda vor. Wurden doch such 
‚die Bombenleger des 20. Juli 1944, 
die einen mißglöckten Sprengstoff- 
anschlag gegen Hitler unternahmen, 
in ähnlicher Weise zur Sau gemacht 
wie heute die „RAF"- Mitglieder. 
„Eidbrüchige ehriose Ehrgeizlinge” 
wurden sie genannt. „Eigennützige, 
kleine, elende Verräternaturen sit- 
zen vor uns, ein Bild menschlicher 
Erbärmlichkeit”, schrieb das „Ham- 
burger Tagesblatt” am 9. August 
1944 zum Prozeß gegen die Atten- 
täter des 20. JulL 


Die Handlungen der „RAF" 
mögen letzten Endes sinnlos oder 
schädlich gewesen sein, in einigen 
Fällen (wie etwa die Bomben bei 
Springer und die kiloweise Lage- 
rung von Sprengstoff in einem 
Wohnhaus) vom Standpunkt der 
Arbeiterklasse aus sogar verbreche- 
risch. Das ist unser Standpunkt 
als Kommunisten, den wir immer 
wieder deutlich gemacht haben. 
Dennoch bieibt die Tatsache, daß 
Vorstellungen und Handlungen der 
„RAF” politisch waren, und 
von der Kapitalistenklasse und ih- 
tem Staatsapparat auch entspre- 
chend aufgefaßt und bekämpft 
worden sind. Es bleibt die Tat- 
sache, daß — wenn auch mit un- 
tauglichen, von uns unmißverständ- 
lich abgelehnten Methoden - eine 
erste Auflehnung gegen die kapita- 
lstische Ordnung stattgefunden hat 
und niedergeschlagen wurde. 


So biklet die Niederlage der 
„RAF" — war sie auch nur eine 
Karikatur auf den bewaffneten 
Kampf, losgelöst von der realen 
Arbeiterbewegung — doch auch ei 
sen Teil der Erfahrungen der re- 
volutionären Bewegung in unserem 
Land. Negative Erfahrungen in er- 
ster Linie, gewiß. Aber Erfahrungen 
eben doch, ebenso wie die temo- 
ristischen Unternehmen der russi- 
schen Volkstümler und Anarchi 
sten zu Erfahrungen der Revolı- 
tion geworden sind, Vorboten kom- 
mender Massenkämpfe ... 


Daß dem so ist, erkennt auch 
der Staatsapparat, der an ‚seine 
Zweckläge von der „kleinen kr 
minellen Bande” selbst mich 
glaubt. 

Die Illustrierte „Stern” fragte 
den Chef des Bundeskriminalamts, 
Herold: „Ist der Fall Baader - Mein- 
hof gelöst, wenn der letzte Mann 
der Gruppe hinter Schloß und Rie- 
gel sitzt? ” Und Herold antworte- 


biem zu tun. Wir mümen dem An- 
achiemus den Boden entziehen. 


Forts. nächste Seite 
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werden. 
der nächsten Zeit nicht von oben 
kommt, dann kommt sie mit Sk 
cherheit in kurzer Zeit von unten.” 
(Stern, 25. Juni 72) 

Die „RAF” hat auder ihren 
spektakulären „Aktionen” auch 
versucht, mit drei Broschüren. Ein- 
fluß auf die Diskussionen inner- 
halb. der Linken zu nehmen: Näm- 
lich „Das Konzept Stadtguerilla” 
und „Der bewaffnete Kampf in 
Westeuropa” (beide 1971) sowie 
„Dem Volk dienen” (1972). Es 
ist von uns aus nicht zu klären, 
wieweit diese Texte überhaupt für 
die _Handlungsweise einzelner 
„RAF” -Mitglieder verbindlich 
waren, Allzuviel floß in der „RAF” 
und ihren Mitgliedern zusammeı 
Kleinbürgerliche _ „revolutionäre 
Ungeduld, hilfloses moralisches En- 
gagement, arbeiterfeindliche The- 
sen der „Neuen Linken”, die spon- 
tane Revolte entwurzelter Teile 
des Proletarlats. 

Dennoch erscheinen uns diese 
Schriften nicht unwesentlich für 
eine Einschätzung der „RAF”, zu- 
mal es sich bei der „RAF" nur um 
einen Teilaspekt einer allgemeine- 
ren Form der Revolte handelt, die 
auch in anderen Ländern West- 
europas zu beobachten ist, und 
die die Bewegung bestimmter Tei- 
le des Kleinbürgertums widerspie- 
aelt. 


Haupttandenz Revolution? 


„Das Konzept der Stadtguerille 
‚der-Roten-Armee Fraktion basiert 
nicht auf einer optimistischem Ein- 
schätzung der Situation in der Bun- 
desrepublik und Westberlin.” (Das 
Konzept Stadtguerilla) 

Im Zentrum der Diskussion in- 
nerhalb der Linken steht die Ein- 
schätzung des gegenwärtigen gesell- 
schaftlichen Kräfteverhältnisses. in 
‚der Bundesrepublik und der sich 
abzeichnenden Entwicklungsten- 
denzen. Befindet sich die Arbeiter- 
klasse in der Defensive oder schon 
in einem revolutionären Auf- 
schwung? Gibt es eine Rechtsent- 
wicklung in der Bundesrepublik, 
gibt es eine faschistische Gefahr? 

Manche Leute sagen gern, in un- 
serem Land sei „die Ha 
Revolution”, $ie berufen. 
auf eine Erklärung Mao Tse - Tungs 
vom 20. Mai 1970, in der es u.a, 
hieß: „Die Gefahr eines neuen Welt- 
krieges bleibt immer noch bestehen, 
nd die Völker aller Länder müssen 
Vorbereitungen treffen, Aber die 
Haupttendenz in der heutigen Welt 
ist Revolution.” 


Mit Hilfe dieses Zitats möchten 
‚manche Leute einer konkreten Ein- 
schätzung der Situation in unserem 
Land aus dem Weg gehen. Es wird 
s0 getan, als wäre das, was eine 
Einschätzung der Weltlage ist, 
darum auch schon zu jeder Zeit und 
an jedem Ort gleich gültig, 

Daß. überall auf der Welt das 
Proletariat früher oder später die 
Macht den Händen der Kapitalisten- 
klasse entreißen wird, daß eine re- 
volutionäre Situation heranreift,daß 
Überall die Zukunft dem Sozialis- 
mus gehört — das alles ist eine 
‚objektive geschichtliche Wahrheit, 
auf die Karl Marx und Friedrich 
Engels schon in ihrem „Manifest 
‚der Kommunistischen Partei” vor 
mehr als 120. Jahren hingewiesen 
haben. 


Die Leute, die von „Hauptten- 
denz Revolution” in der Bundes- 
Tepublik reden, meinen aber ganz 
etwas anderes. Sie bestreiten rund- 
heraus, daß es überhaupt eine 
Rechtsentwicklung in unserem 
Land gibt, daß die Reaktion er- 
starkt, daß der westdeutsche Im- 
perialismus immer noch relativ sta- 
bi ist, daß sich die Arbeiterklasse 
in der Defensive befindet, daß es 
‚eine faschistische Gefahr gibt. Diese 
Leute posaunen bei jeder Gelegen- 
heit heraus: Ein neues 1933, einen 
neuen Faschismus in Deutschland 
könne es nicht geben, „weil die 
heutige Lage völlig anders ist als 
die der 30er Jahre”, 

Anders ist die Lage gewiß, aber 
in welcher Weise? Die Tatsachen 
zeigen, daß die Ausgangsstellung 
der Arbeiterklasse heute weit 


schlechter ist, als sie 1933 
vor der faschistischen „Machtergrei- 
fung” war. Gab es doch damals eine 
‚kämpferische Arbeiterbewegung, die 
durch jahrelangen Klassenkampf, 
wirtschaftliche Streiks und politi- 
sche Kämpfe, im Geiste der unver- 
'eindschaft zum Kapi- 
talismus erzogen war. Und es gab 
eine Kommunistische Partei mit 
300 000 Mitgliedern und über 6 
Millionen Wählern. 


söhnlichen 


Wie ist dagegen heute die 
Situation? „Die deutsche Arbeiter- 
bewegung hat zahlreiche Niederla- 
gen erlitten. Die gescheiterte bür- 
gerlich - demokratische Revolution. 
von 1848 (die von der Bonrgeoisie 
verraten wurde); die Revolution von 
1918, die mit aktiver Mitwirkung 
der SPD als Regierungspartei blutig 
niedergeschlagen wurde; die Macht- 
ergreifung des Faschismus 1933; die 
Wiederherstellung des deutschen 
Imperialismus nach 1945. 


Diese Niederlagen prägen immer 
‚noch das Bewußtsein der westdeut- 
schen Arbeiter, sie fördern Skepsis 
und Resignation gegenüber der Mög- 
lichkeit revolutionärer Veränderun- 
gen. 

Die Arbeiterklasse ist seit den 
Septemberstreiks 1969 wieder in 
Bewegung geraten, aber die Kämpfe. 
gehen noch nicht über das Niveau 


‚Am 15. Juli 1971 von der Polizei erschossen: Patra Scheim 


hinaus, das sie schon während der 
50er Jahre hatten. 


Die KPD war schon bei ihrem 
Verbot 1956 sehr schwach, ihr Ein- 
Muß unter den Arbeitern gering. 
‚Aber die KPD damals hatte immer 
noch mehr als dreimal soviel Mit- 
glieder und Wähler wie heute die 
DKP; und gar gegen die heutigen 
kommunistischen Gruppen und 
„KPD /ML"s ist sogar die KPD 
von 1956 noch ein Riese gewesen. 


Und das Entscheidende: Im Hin- 
blick auf die kommenden 
Kämpfe trifft die Kapitalistenklasse 
schon beider jetzigen Schwk 
che der Arbeiterklasse die ersten 
Maßnahmen zur Faschisierung von 
Staat und Gesellschaft: Die Not- 
standsgesetze, die Kommunisten- 
‚Jagd, das Berufsverbot, der Ausbau 


der Polizei, die Verschärfung des 
Ausländerrechts, die Erweiterung 
der Kompetenzen des „Verfassungs- 
schutz”, die Aufrüstung des „Bun- 
desgrenzschutz" zur Bürgerkriegs- 
arme. Maßnahmen, die - überdies 
im Windschatten der „Baader - 
Meinhof” - Jagd über die Bühne ge- 
angen — kaum auf Widerstand in 
der Arbeiterklasse stoßen. 


Wir nehmen nicht an, daß die 
Vertreter der These „Haupttendenz, 
Revolution” wirklich so naiv sind, 
diese Dinge nicht zu sehen. Viek 
mehr halten wir diese These für 
eine Form der kleinbürgerlichen 
Flucht vor der Wirklichkeit. Die 
Vertreter und Anhänger dieser The- 
se, die als schrecklich „trrevolutio- 
när” gelten wollen, entpuppen sich 
dabei immer wieder als waschechte 
Anbeter des Ökonomismus und der 
Spontaneität. Ökonomismus ist es, 
wenn sie jeden wirtschaftlichen 
Kampf der Arbeiter als Beweis für 
ihre These bejubeln (vgl. Meldung 
im „Roten Morgen“ der „KPD / 
ML" vom 19. Juni: „Auch im Fich- 
telgebirge ist die Haupttendenz in 
der Welt: Revolution”). Anbetung 
der Spontaneität ist es, wenn sie 
nicht wahrhaben wollen, daß die 
Stärke der Arbeiterklasse ganz we- 
sentlich von der Stärke der Kommu- 
nistischen Partei abhängt (ein ein- 
facher Vergleich der alten KPD mit. 


der heutigen kommunistischen Be- 
wegung würde die Unsinnigkeit der 
These „Haupttendegz Revolution” 
klar machen). 
Festzuhalten ist, daß der Kap 
talismus in der BRD immer noch 
relativ stabil it, daß es eine Rechts- 
entwicklung gibt, einen Abbau de- 
mokratischer Rechte und Stärkung 
des Staatsapparats, die Gefahr eines 
‚neuen Faschismus. Festzuhalten ist 
weiter, daß die westdeutsche Ar- 
beiterbewegung immer noch schr 


sten nicht teilen können, hat doch 
insoweit recht, wenn sie gerade 
diese Tatsachen ihrer Analyse zu- 
‚runde legt (Der bewaffnete Kampf 
in Westeuropa). 

Was die „RAF.. dann als Alter- 
native anbietet, ist allerdings ebenso. 
kleinbürgerliche Flucht vor der 
Wirklichkeit wie der Selbstbetrug 
mit der These „Haupttendenz Revo- 
Aution”, 


„Jeder kann anfangen” 


„Die Partisaneneinheit entsteht 


aus dem Nichts. Jeder kann anfan- 
‚gen. Er braucht auf niemanden zu 
warten. Einige Dutzend Kämpfer, 
die wirklich beginnen und nicht nur 
endlos diskutieren, können die po- 
tische Szene grundlegend verkn- 
dern, eine Lawine auslösen.” (Der 
bewaffnete Kampf in Westeuropa) 

Die „RAF" schlägt vor, hier und 
heute den „bewaffneten Kampf” 
zu beginnen. Sie behauptet, daß der 
Erfolg dieses Kampfes unab- 
hängig davon sei, zu weichem 
Zeitpunkt und von welchen Leuten 
er aufgenommen wird. 


Die „RAF.. weiß, daß der be- 
deutendste Theoretiker des Volks- 
krieges, Mao Tse- tung, davor ge- 
warnt hat, an die Frage des be- 
waffneten Kampfes in dieser Weise 
heranzugehen: „Wenn das Bewußt- 
sein der Massen noch nicht geweckt 
ist, und wir dennoch einen Angriff 
unternehmen, so ist das Abenteurer- 
tum.” (Mao, April 1948.) 

Die „RAF” sagt dazu zweierlei 


1. Zwar ist die Unterstützung des. 
bewaffneten Kampfes durch die 
Bevölkerung notwendig in lind- 
lichen Gebieten (also 2. B. Chi 
na, Vietnam, Latein - Amerika 
usw.). „Anders ist es in der 
Großstadt. Sie bietet alle erfor- 
derlichen Versorgungsgüter im 
einer Weise an, die es nicht er- 
forderlich macht, daß die Part 
saneneinheiten aus ihrer Ano- 
nymität hervortreten. Sie kön- 
nen auch nach ihren Aktionen 
in vorbereiteten a un- 
tertauchen, ohne auf Hüfe aus 


der Bevölkerung angewiesen zu 
$in.” (Der bewaffnete Kampf 
in Westeuropa) 

2. Das Bewußtsein des Proletariats 
muß erst „aufgebrochen” wer 
‚den. Dazu soll gerade der „be- 
walinete Kampf” dienen. Wir 
müssen also einen Angriff unter- 
nehmen, um das revolutionäre 
Bewußtsein der Massen zu wek- 
ken... Die Bomben gegen den 
Unterdrückungsapparat schmei 
Ben wir auch in das Bewußtsein 
der Mawen.” (Der bewaffnete 
Kampf in Westeuropa) 

Hier offenbart sich. die krasse 
Massenfeindlichkeit der „RAF”- 
Theoretiker am deutlichsien. Es 
wird klar, warum gende die 
„RAF” ein so ilealer Aufhänger 


für die Bourgeoisie gewesen ist, um 
Provokationen zu starten (Bomben- 
drohung gegen Stutigart!!). 

Die Unterstützung des bewaff- 
neten Kampfes durch Teie der Be- 
wölkerung reduziert sich für die 
„RAF” auf ein bloß technisches 


„untertauchen” kann. Eine solche 
von der Bevölkerung isolierte 
„Stadtguerilla” wird über kurz oder 
lang zum gejagten Wi, die Mit- 
Mlieder machen Fehler aus Nervo- 
sit, das von ihnen mitgeschleppte 
Adressenmaterial führt die Polizei 
zu weiteren Verhaftungen und 
„Fahndungserfolgen" usw. 

Erst recht ist aber das Verkält- 
nis der „Stadtguerila” zur Bevök- 
kerung ein politisches Pro 
biem. Wahnwitz ist es, eine „Bom- 
be ins Bewußtsein der Massen” zu 
werfen, und dann auf die Folgen 
zu warten. Wer so handelt, nimmt 
in Kauf, daß das Bewußtsein in 
Fetzen geht. 

Auch dort, wo Methoden der 
„Stadtguerilla” einigen Erfolg auf- 
zuweisen haben (Nordirland und 
Urugusy) stellt sich immer das Pro- 
biem der Stimmung und des Be- 
wußtseins der Masen. Vorauset- 
zung ist immer, daß die Aktionen 
der „Stadiguerila” politisch so ge- 
zielt sind, bei den Massen ein 
wachsendes Verständnis für die 
Notwendigkeit des bewaffneten 
Kampfes und eine wachsende ak- 
tive Unterstützung des Kampfes zu 
erreichen. 


Es liegt auf der Hand, daß die 
Bourgeoiie sich aller Methoden der 


Bid von den „Stadt- 
uerillas” bei der Bevölkerung zu 
erzeugen. Die „Stadtguerillas” sol 
len als Feinde der Bevölkerung er- 
scheinen, die aus Gründen ingend- 
welcher für die Massen nicht durch- 
schaubarer „Himgespinste” dem 
Terror gegen die Bevölkerung zum 
Programm gemacht haben. Im Falle 
der „Baader - Meinhof - Gruppe” 
ist das den Kapitalisten gut gelun- 
gem 

Es liegt außerdem auf der Hand, 
daß die Möglichkeiten der „Stadt- 
Guerilla” zunächst gering sind, bei 
‚der Bevölkerung ein positives Bild 
zu erzeugen. Das würde heißen, 
Klarheit über ihre Ziele zu schaffen 
und unmißverständlich klar zu ma- 
hen, daß sich der. Terror nicht 
gegen die Bevölkerung richtet. 

Um die „Stadigueräla” zu be- 
urteilen, haben die Massen zunächst. 
kaum andere Anhaltspunkte als de- 
sen „spektakuläre Aktionen”. Da- 

wird die Bourgeoisie außerdem 
bemüht sein, der „Stadtgueriie” 
massenfeindliche Aktionen unter 
zujubeln — entweder in Form von 
Berichten über angebliche Pline 
oder als direkte Provokation. 

Alle historische Erfahrung un- 
terstreicht, daß der bewaffnete 
Kampf nur dann erfolgreich sein 
kann, wenn er einem aktuellen Be- 
dürfnis der bewußtesten Tee des 
Proletariats entspricht. 

Ex stimmt, daß die Kommuni- 
sten den Terror gegen Kapitalisten 
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eine Kampfform noch nie grund- 
ätzlich abgelehnt haben. Der Klas- 
senkampf nimmt ‚diejenigen For- 
men an, die ihm die Bourgeoisie 
durch ihren erbitterten Widerstand 
gegen gesellschaftliche Veränderun- 
‚gen aufzwingt. Das schließt den be- 
'waffneten Kampf, und als eine be- 
‚sondere. Form dieses Kampfes den 
‚Terror, mit ein. 

Die Verfasser der „RAF" -Bro- 
schüre „Der bewaffnete Kampf in 
Westeuropa” zitieren listig aus dem 
Zusammenhang gerissene Aussenun- 
‚gen Lenins über die grundsätzliche 
Berechtigung des Terrors, um damit 
ihr Vorgehen auch „theoretisch” 
zu rechtfertigen. Was Lenin aber 
Über den Terror sagte, war dies (von 
den „RAF” - Verfassern begreif- 
licherweise nicht zitiert): 


„Grundsätzlich haben wir den 
Terror nie abgelehnt und können 
ihn nicht ablehnen. Er ist eine 
Kampfhandlung, die in einem be- 
stimmten Zeitpunkt der Schlacht, 
bei einem bestimmten Zustand der 


Doch das Wesen der Sache be- 
steht darin, daß gegenwärtig der 
"Terror keineswegs als eine mit dem 
ganzen Kampfsystem eng verbunde- 
ne und koordinjerte Operation der 
kämpfenden Armee vorgeschlagen 
wird, sondern als selbständiges und 
'von jeder Armee unabhängiges Mit-“ 
tel des Einzelangriffs. Bei dem Feh- 
len einer zentralen Organisation 
und bei der Schwäche der örtlichen 
Organisationen kann ja der Terror 


„Fuck the law!’ 


DER RAF 


‚auch nichts anderes sein... Wir sind 
weit entfernt von dem Gedanken, 
heidenmütigen Einzelaktionen jede 
Bedeutung abzusprechen, aber es 
ist unsere Pflicht, mit aller Energie 
davor zu warnen, sich am Terror zu 
berauschen, ihn als wichtigstes und 
hauptsächlichstes Kampfmittel zu 
betrachten.” (Lenin, Womit begin- 
nen? , Mai 1901) 

Dasselbe trifft genau auf die 
„RAF” zu, sowohl was ihre Theo- 
Tie, als auch was ihre Handlungen 
angeht. 

Die „RAF” sträubt sich dage- 
gen, als anarchistisch bezeichnet zu 
werden. Das hat eine gewisse Be- 
Techtigung. Aber sicher ist, daß die 


Arbeiterbewegung isolierte 
Terror — als Mittel angepriesen, 
um das als allzu schlapp betrachte- 
te Proletariat „aufzurütteln”. „Pro- 
paganda der Tat” wurde diese selt- 
same Methode genannt. 


Das Proletariat muß. bei allem die 
Führung haben 

Dahinter steht das tief verwur- 
zelte Unbehagen breiter Teile der 
fortschrittlichen kleinbürgerlichen 
Intelligenz gegenüber dem Proleta- 
fiat. In der „RAF”- Broschüre 
„Der bewaffnete Kampf in West- 
‚europa” heißt das s6; 

„In den Zeitungen finden wir 
täglich Meldungen über mehr revo- 
Iutionäre Kämpfe in mehr Ländern 
dieser Erde, in mehr Städten und 


Der Kampf der englischen Arbeiter 
gegen Lohnabbau und Gewerkschaft. 


spontane Arbeiterbewegung in. 

jEngland ist seit Ende der 60er" 

Jahre stärker, und politischer ge- 
worden, Ihre Erfahrungen mit der 
arbeiterfeindlichen Politik der da- 
maligen sozialdemokratischen La- 
bour - Regierung hatte viele Arbei- 
ter davon überzeugt, daß die einzige 
Garantie für die Wahrung ihrer 
Rechte der entschlossene Kampf 


Teaktionären Tories durch die Wahl- 
nisderlage der Labour-Party an 
die Regierung. Die Labour -Party 
ging in die Opposition. 


Diese Tatsache reihte viele Ar- 
beiter, die bisher nicht mitgekämpft 
hatten, weil sie nicht gegen „ihre 
Regierung” streiken wollten, in die 
Kampffront mit ein. So stieg die 
Zahl der Streiktage von 1731 
(1963) über 4672 (1968) bis zu 
10854 (1970)! 


Die Kämpfe der Arbeiter rich- 


beiter betragen noch nicht mal 20 
Pfund (also weniger als 170 DM!). 
Die werktätigen Frauen, die 40% 
der arbeitenden Bevölkerung aus- 
machen, bekommen im Durch- 
schnitt nur die Hälfte von dem, 
was die Männer verdienen. Die 
Preissteigerungen betragen inzwi- 
schen rund 10% im Jahr! Über 
1. Million Engländer sind arbeits- 
los! Die Lohnleitlinien laufen also 
auf eine massive Senkung des ohne- 
hin schon niedrigen Lebensstand- 
ards der englischen Arbeiterklasse 
hinaus, 


Mit dem Gewerkschaftsgesetz 


Bereits 1906 erkämpften sich die 
Arbeiter die „Immuni- 

tät im Arbeitskampf.” Dies bedeu- 
tet, daß Gewerkschaften einen 
Streik ausrufen konnten, wann im- 
mer die Arbeiter dies für richtig 


mehr Dörfern, mehr Schüsse, mehr 
Bomben. Diese Meldungen signali- 
sieren die steigende revolutionäre 
Flut. Wir finden aber kaum Mel- 
dungen darüber, daß. irgendwo in 
der Welt das Industrieproletariat 
in vorderster Linie an diesen Kämp- 
Ten teilnimmı... Ist es Zufell, daß 
an allen Fronten junge Angehörige 
der Inelligenzschicht, insbesondere 
Studenten eine wichtige, wenn 
nicht die entscheidende Rolle spie- 
en?" 


Die Theoretiker der „RAF” er- 
nennen die Studenten kühn zur 
„Fraktion (=Teil) des Proletari- 
ats”. Mehr noch: „Durch verschie- 
dene Faktoren ist den sozialist- 
schen Kadern der Studentenbewe- 
gung eine Avantgarde - Funktion 
im gesamtgesellschaftlichen Maß- 
stab zugefallen... Nicht die Organi- 
sationen der Industriearbeiter- 
schaft, sondern die revolıtionären 
"Teile der Studentenschaft sind heu- 
te Träger des zeitgenössischen re- 
volutionären Bewußtseins.” (Der 
bewaffnete Kampf in Westeuropa). 

Hier berührt sich die „RAF” 
mit. anderen Intellektuellen - Theo- 
Tetikern. Ein Beispiel dafür ist die 
sogenannte „KPD". Ihr Konzept 
ist es, die „kommunistische Par- 
tei” durch Studenten aufzubauen 
und diese „Partei” dann später ein- 
mal „in eine proletarische Organ 
sation umzuwandeln”. Aber erst, 
nachdem die politische Linie fest- 
gelegt ist — von den Studenten! 

Ein anderes Beispiel ist die 
Gruppe um die Heidelberger Stu- 
dentenzeitung „Neues Rotes 
Forum”. Diese Gruppe ist jetzt dar- 
an gegangen, die Arbeiter im nahe 
gelegenen. Industriezentrum Mann- 
heim zu bearbeiten. Wie sie selbst 
dazu schreiben, sind ihre „Beiriebs, 
kollektive” oft nicht „im Betrieb”, 
sondern „am Betrieb”. D. h. sie be- 
stehen mehrheitlich aus Heidelber- 
ger Studenten, die nicht im Betrieb 


) 


Versuchen westdeutscher Gewerk- 
schafts-Führer ist die „Friedens- 
pflicht” für Gewerkschaften bei 
Dauer eines laufenden Tarifvertra- 
ges also durchaus kein „normaler” 
Zustand — wie am englischen Bei 
spiel leicht zu erkennen. Vielmehr 
handelt es sich dabei um ein belieb- 
tes Erpressungsmittel der Kapita- 
listen: Löhne und Gehälter sollen 
für bestimmte Fristen unwiderruf- 
lich festgelegt werden, während sie 
selbst in dieser Zeit nach Belieben 
Profite und Preise erhöhen können. 
Kein Arbeiter wird im Kapitalis- 


„Scheißt 
das Gesetz!’ 


kann es zeitweise so scheinen, als 
fühlten sich die Studenten stärker 
zum Kommunismus hingezogen als 
die Arbeiter, als wären sie sozusa- 
‚gen die besseren Kommunisten und 
Revolutionäre. Der Schein trügt 
aber, weil die kleinbürgerliche In- 
telligenz zugleich mit ihrem theo- 
retischen Vorsprung auch den Bal- 
last ihrer Klassenherkunft in die 
bringt. Ein gewisser Stillstand der 
Arbeiterbewegung begünstigt das 
Vordringen der kleinbürgerlichen 
Intelligenz. Die Folgen zeigen sich 
schon heute; Eine handvoll ebenso, 
winziger wie größenwahnsinniger 

IL” - Parteien „und ei 
Natirich sind wir als Kommu- 


nisten keine Feinde der fortschritt- 
lichen Teile der kleinbürgerlichen 


Bin 
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10 Jahre FRELIMO- 


[Kotonie. Von seinen 6,9 Millio- 

Inen Einwohnern sind 95 % Wan- 
derarbeiter oder «Bauern, während 
80.000 Portugiesen eine weiße 


M: ist eine portugiesische 


Oberschicht von Plantagenbesitzern, 
Kleinkapitalisten und Beamten bil 
den. Der verrottete portugiesische 
Kapitalismus mit seinem faschisti- 


Das Volk vonMosamb 


Seit dem 16. Jahrhundert kämp- 
fen. die afrikanischen Stämme in 
Mosambik gegen die portugiesi 
schen Kolonialisten. Ihr Widerstand 
wurde ganz gebrochen. 
Doch erst seit dem Ende des Zwei 
ten Weltkrieges, seit infolge einer 
gewissen Industrialisierung das Pro- 
letariat der Hafenstädte und Plan- 


| 


niemals 


Internationale Solidarität General Giap, der Präsident der FRELIMO 


schen Staat kann sich nur durch 
die Ausbeutung der Kolonien er 
halten. Durch die Ausfuhr von 
Rohstoffen und die rücksichtslose 
‚Ausbeutung der Arbeitskraft der 
Bevölkerung werden die Profite er- 
zielt, mit denen die portugiesische 
Bourgeoisie ihre Söldnertruppen fi- 
nanziert, die den Sieg der Belrei- 
ungsbewegung verhindern sollen. 


An der Ausbeutung und dem 
Krieg sind die amerikanischen und 
westdeutschen Imperialisten maß- 
gebend beteiligt. Sie unterstützen 
Portugal durch Waffenlieferungen 
im Rahmen der NATO, „Entwick“ 
Aungshilfe” und Kredite. Dafür er- 
halten sie Militärstützpunkte und 
machen profitable Geschäfte. 

Wichtigstes Beispiel dafür ist der 
im Bau befindliche Riesenstau- 
damm von Cabora Bassa. Dieses 
Projekt, an dem mit Unterstützung 
durch Steuer - und Gewerkschafts- 
gelder zu 35% westdeutsche Fir- 
men beteiligt sind, soll Elektrizität 
für Südafrika liefern, ein neues 
Bergbau- und. Industriegebiet. er- 
schließen und die Ansiedlung von 
1 Million Weißen ermöglichen. Da- 
durch soll sich der Einfluß. der 
faschistischen Regimes in Südafrika 
und Rhodesien verstärken, die Be- 
freiungsbewegung bekämpit wer- 
‚den und neue Profitquellen für die 
Imperialisten entstehen. Das Volk 
von Mosambik soll noch gründli- 
cher ausgebeutet werden. 


tagen zu einer bedeutenden Bevöl 
kerungsschicht angewachs 
wurde der Befreiungskampf erfolg 
versprechend. Die Stammesgegen. 
sätze wurden überwunden und aus 
den blutigen Erfahrungen in Streiks 
und Aufständen wuchs die Über 
zeugung, daß der Ko 
Afrika nur durch einen revolutio- 
nären Volkskrieg zu besi 


ist 


FRELIMO: Kampf für Freiheit 
und Sozialismus 


Am 25. Juni 1962 wurde die 


Befreiungsfropt von Mosambik 
(FRELIMO) gegründet. Ihre Ziele 


— Festigung und Entwicklung der 
Organisation 

- Überwindung der 
gensätze 

— Abschaffung der Unterdrückung 
der Frau 

— Förderung der Bildung des Vol- 
ikes, Gründung von Schulen 

— Vorbereitung auf Selbstverteidi- 


Stammesge- 


gung, Widerstand und Volks- 
krieg 
— Internationale Unterstützung 


und Zusammenarbeit 

Da die FRELIMO konsequent 
die Interessen der Bauern und Ar- 
beiter vertrat, fand sie überall Mit- 
arbeit und Unterstützung. Schon 
die ersten müitärischen Aktionen 
waren deshalb erfolgreich und er- 


Portugal und seine Kolonien 


höhten das Ansehen der Organi- 
sation im Volk 

Die portugiesischen Kolonial- 
wuppen wurden in vier Provinzen 
angegriffen und mußten ihre Kräfte 
zersplittern, um strategisch wich- 
tige Positionen zu schützen. Aus 
diesem Grund n sie keine 
lingeren Gegenangriffe führen und 


wurden bald aus mehreren Gebieten 
in wenige Militärstützpunkte und 
größere Städte abgedrängt. Die Pro- 


Vinzen Niassa und Cabo Delgado 

befreite Gebiete mit über I Mil 
lion Einwohnern. Hauptkampfge 
biet ist Tete, die Provinz, in der 


Cabora Bassa gebaut wird, 


1/4 der Fläche der portugiesi- 
schen Kolonien werden heute schon 
von dı hiedenen Befreiung: 
bewegungen kontrolliert. Obwohl 
45% des portugiesischen Stadts- 
haushalts durch die Kriegsausgaben 
verschlungen werden, jeder Tag 
1 Million Dollar kostet und bisher 
30.000 Portugiesen gefallen sind, 
befinden sich die Kolonialisten wei 
ter auf dem Rückzug. Doch wegen 
der massiven Profitinteressen der 
Imperialisten in USA und BRD 
wird der Kampf noch lange dau 
ern. Die portugiesischen K. 
entwickeln sich zu einem Vietnam 
der NATO, 


Der Kampf ist nicht das Ziel 
der FRELIMO, er ist nur das not- 
wendige Mittel, um für das V 
‚cin beseres Leben zu gewinnen”. 
In den befreiten Gebieten wurde 
die Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen abgeschafft 
und mit dem Aufbau einer sozia- 
listischen Gesellschaft begonnen. 
Die Befreiung von Gebieten bedeu- 
tet die Befreiung der schöpferischen 
Energie der Massen, 


Die Bauern verstärken und ver- 
bessern die Landarbeit, weil. diese 
jetzt dem Volk zugute kommt. Sie 
bauen kleine Fabriken auf, um 
wichtige Produkte wie Seife und 
Kleidung selbst herzustellen. 20 000. 
Menschen besuchen die Schulen 
der FRELIMO. Die Unterdrückung 
der Frauen wird nach und nach 
abgeschafft, so daß Frauen an der 
Produktion, dem politischen und 
militärischen Kampf und seiner Lei- 
tung teilnehmen. Einrichtungen des 
Gesundheitswesens wurden geschaf- 
fen. 

„Alle kultivierten Flächen, alle 
Getreidespeicher und Häuser ge- 
hören uns, dem Volk. Wir werden 
anbauen, ernten und zusammen- 
stehen und zusammen werden wir 
das verteidigen, was nicht mir oder 


dir gehört, sondern uns allen. Das 


befreit sich von Unterdrückung und Ausbeutung 


Fell ist nicht mein oder dein, 
sondern unser. Der Schüler in der 
Schule, der Soldat im Stätzpunkt 
und der Patient und die Kranken- 
schwester im Hospital haben alle 
ein gemeinschaftliches Bewußtsein. 
Niemand betrachtet die Schule, den 
Stützpunkt oder das Hospital als 
sein Privateigentum und jeder ver 
folgt deshalb mit Begeisterung die 
Fortschritte der Arbeit in Schule, 
Stützpunkt und Hospital. Als Re 
sultat werden Fortschritte gemacht, 
die Arbeit geht voran und der Feind 
kann uns nicht so leicht angreifen. 
Wo ein Gemeinschaftsgeist herrscht, 
sind wir besser organisiert. Dort 
gibt es mehr Initiative und Opfer- 
bereitschaft und wir lernen, produ- 


zieren und kämpfen besser, mit 
größerer Entschlossenheit.” (Aus 
den Direktiven der FRELIMO 


1971 - 1972) 

Gerade die enge Verbindung zwi- 
schen dem westdeutschen Kapita- 
lismus und dem Ausbeutersystem 
in Mosambik zeigt uns, daß der 
Imperialismus der gemeinsame 
Feind der westdeutschen Arbeiter- 
klasse und der unterdröckten Völ- 
ker Afrikas ist. Der Klassenkampf 
des Proletariats der kapitalistischen 
Länder und der Befreiungskampf 
der unterdrückten Völker unter- 
stützen sich gegenseitig. 


Für ein besseres Leben 


AArr% 


Am 3. und 4.Jumi fand in 
Frankfurt der Kongreß „Am Ber 
spiel Angela Davis” statt. Das An- 
gela Davis Solslarititskomitee hat- 
te dazu Gruppen und Einzelpens- 
men aus der gesamten BRD und 
dem Ausland eingeladen. Profemor 
Mandel und der Vertreter der Pro- 
visorischen Revolstioniren Regie- 
rung Sädvietnams in Paris, Ly van 
Sau erhielten von der Bundesregie- 
Fung keine Einreiseerlaubnis. 


An der Solidaritätsdemonstra- 
tion durch die Frankfurter Innen- 
stadt nahmen ca. 7.000 — 8000 
Menschen teil Auf der Abschluß- 
kundgebung sprachen die Professo- 
ren Negt, Marcuse und Abendroth 
sowie der Gelsenkirchener Betriebs- 
rat Wäh Scherer vor ca 10.000 


Teünehmern. Grußbotschaften am 
den Kongreß sandten unter ande- 
sem Angela Davis, Bernadette Der. 
im, Ernst Bloch, Ermest ‚Mandel 
und die Proviorische Revoltio- 
märe Regierung der Republik Sd- 


Vietnam. 
Wenige Stunden nach Beendi- 
gung des Kongremes wurde be 
kannt, daß Angela Davis freige- 
sprochen worden ist. Der Urtells- 
spruch der Geschworenen fiel ein- 
stimmig: „Unschuklig in allen Pank- 
ten der Anklage”. Der Freispruch 
Angela Davis ist vor allen Dingen 
ein Erfolg der internationalen So- 
Isdarität. Fraglich bleibt aber wei- 
.ütn. ob Angela Davis auch ähre) 
Prois ur ın der kalfornischen Uni 
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[Swn]-das kleinere 


ca A0PL 
ommunstihen 

Bundes zum 1. Mai („Arbeiter- 

ampf", Nr. 17) wurde von der 
SPD in einem größeren Zusammen- 
hang als dem „kleineren Übel" ge- 
sprochen, Darüber hat es seitens 
anderer Gruppen sowohl Mißver- 
Ständnisse, wie auch bösartige Un- 
terstellungen gegeben. Einige der 
Kriiker scheinen die Äußerung 
nicht einmal wirklich im Zusam- 
menhang gelesen zu haben. Im Mai- 
Aufruf hieß es: 


‚GEGEN DIE SCHRITTWEISE 
'ASCHISIERUNG UND MILITA- 
RISIERUNG VON STAAT UND 
GESELLSCHAFT + WEG MIT 
DEM KPD - VERBOT + SCHLUSS 
MIT DER KOMMUNISTENJAGD 


- Diese Forderungen sind nicht 
durch Appelle an das ‚demokrati- 
sche Gewissen? der SPD } FDP -Re- 
‚gierung zu erfüllen. Die Arbeiter 
'kommen keinen Schritt weiter mit 
dem Gejammer der DKP, daß die 
Politik der Kapitalisten ‚Im Wider 
spruch zur Verfassung‘ steht. An 
wen soll sich dieses Gejammer rich: 
ten? Die SPD - weit davon ent- 
Ser, die Verfassung gegen die 

Pitalisten zu verteidigen - erfüllt 
an der Regierung die Aufgaben jc- 
der bürgerlichen Partei, beireibi die 
Kommunistenjagd in den staarli- 
chen Institutionen, den Ausbau des 
Polizei - Apparats, die Durchser. 
züng de» ‚L.öhnleltlinien‘, Wenn wir, 


Die 
zeitung” Göttingen ist so vornehm. 
den KB nicht deim Namen zu 
nennen. Sie spricht von „Leuten, 
die sich auch Kommunisten nen- 
nen”, Diese empfehlen angeblich 
den Arbeitern, „wir sollten doch 
für die SPD als das ‚kleinere Übel" 
eintreten”. An anderer Stelle der 
Zeitung heißt es: „Wer den Arbei- 
tern rät, die SPD als. ‚kleineres 
Über” zu unterstützen, führt sie 
nicht zum Kampf gegen die Reak- 
er degradiert sie vielmehr zur 


Manövriermasse in den Händen bür- | 


gerlicher Politiker und kettet sie 
noch mehr an den bürgerlich = kapi- 
talistischen Staat. ... Denn nicht 
das ‚kleinere Übel‘, die SPD, 
braucht die Arbeiterklasse, sondern 
sie braucht die Kummunistische 
Partei, ihre eigenständige politische 
Klassenorganisation" (KAZ, 25. 5.) 


Die Ideologie des „kleineren Übels“ 


Viele Kritiker „überschen‘ 
‚die. betreffenden Ausführungen in 
unserem Mai Aufruf gerade eine 
Auseinanderset zung mit 
der in der Arbeiterklasse relativ. 
stark verbreiteten sozialdemokrati 
schen Ideologie des „kleineren 
Übels” sein sollten. Das Wird schon 
daran deutlich, daß das „kleiner 

Übel" im Mai- Aufruf_in Anfüh- 
rungsstriche gesetzt worden , war, 
Der Schwerpunkt der Ausfthrün: 
gen war-deshalb ach. nicht darauf 
aelest,.au,zeigen, dab die SPD das 


sagen, daß die-SPD gegenüber der Ykleımere Übel st, sondern dab 


COUJCSU_1atsächlich ein ‚kleine: © 
„hedeuier, 5017 das kei! 
‚gleichzusetzen mit einer 

kritiklosen..und..kampfloseh” Hin- 

nahme_dieser_Parıei.und. Ihrer R; 

policik, Der Kampf gegen 
"Faschisierung und 

Militarisierung von Staat, und Ge- 

sellschaft muß von der Arbeiter- 

klasse nicht_„.nur-segen.die CDU.I- 

CSU, sondern auch gegen.die.SED / 

FDP Reglerung_als.-gegenwärtige 

Geschäftsführerin.der-Kapitelisten. 

klasse_gefihrt werden 

Eine Reihe von Kritikern dieser 
Ausführungen zeichnet sich. di 
durch aus, daß sie unseren Argu- 
mentations - Zusammenhang geflis- 
sentlich „übersieht” und sich aus- 
schließlich auf die nackte Formel 
des „kleineren Übels” stürzt. Sol- 
che Kritiker beweisen, daß esihnen 
nicht um die sachliche Auseinan- 


dersetzung zu tun ist, sondern dar- 
um, „dem KB mal ordentlich eins 


auszuwischen”. Die Unehrlichkeit 
solcher Polemiken wird deutlich, 
wenn man sie mit dem vergleicht, 
was wir wirklich gesagt haben. 

Das Heidelberger „Neue Rote 
Forum” z.B. behauptet, der KB 
habe „prinzipienlos, schematisch, 
und opportunistisch die Einschät- 
zung der SPD als ‚kleineres Übel" 
akzeptiert" (NRF, Nr. 2 / 72). 

Die „Rote Fahne” Westberlin. 
schreibt, „daß der KB bis fast in 
den Wortlaut endgültig den DKP / 
SEW - Phrasen verfallen ist, daß der 
KB die SPD gegenüber der CDU / 
CSU als ‚kleineres Übel‘ bezeich- 
net”. Weiter hat die Zeitung ent- 
deckt, der KB würde „die SPD als 
‚arbeiterfreundliche” Partei anprei- 
sen und über all ihre arbeiterfeind- 
lichen Maßnahmen der letzten Jah- 
re hinwegtäuschen” (RF, 31. 5.). 


sie eben auch ein Übel ist, das 
„zu bekämpfen ist 


Die SPD_geht. traditionell mit 
det_Thsxs_Jom.„.kleineren be!” 
hausisten,.Diese These besagt, daß 
die SPD zwar eingestandenermaßen 
herzlich schlecht ist, aber doch 
„immer noch besser" als die Par- 
teien der Rechten und der Reak- 
tion. Deshalb müßten die Arbeiter 
mit der SPD durch dick und dünn. 
gehen und tunlichst alles unter- 
lassen, was der SPD vielleicht scha- 
den könnte. 

Im Namen des „kleineren Übels” 
ließ die SPD nach 1918 die Arbei- 
teraufstände in den deutschen 
Städten durch die reaktionären, 
anti- demokratischen „Freikorps” 
niederschlagen. Im Namen des 
ren Übels” hetzte am 1. Mai 
ie SPD die Polizei auf de- 
monstrierende Arbeiter in Berlin 
und ließ ein Blutbad unter ihnen 
anrichten. Im Namen des „kleine- 
ren Übels” verpflichtete die SPD 
die. sozialdemokratischen Arbeiter 
vor 1933 auf reaktionäre bürger- 
liche Regierungen, „damit Hitler 
nicht an die Macht kommt”. Im 
Namen des „kleineren Übels” deck- 
te der DGB 1968 die Notstands- 
gesetze, „weil die SPD die Ge 
setze ja schon entschärfen konn- 
Im Namen des „kleineren 
sibotieren die Gewerk- 
schaftsführer den Lohnkampf, „weil 
wir durch überhöhte Lohnforderun- 
gen nur unsere Regierung gefähr- 
den würden”. 


CDUTESU AG SEN ter aut 
der anderen Seite eine_Arbeiter- 
€ Es gibt_noch 
istische_Partei,_die 
im_Kampf_der_„Arbeiterklasse_eine 
Rolle spielen könnte. Was an kom- 
munisüischen Gruppen existiert, be- 
steht größtenteils aus Versprechun- 
gen auf die Zukunft. Es stellt sich 
dem Proletariat heute noch nicht 
die Alternative: bürgerliche Dikta- 
tur oder Diktatur des Proletarias., 
Sondern die Frage ist zunächst nur: 


om der birgerli 


art dsSysien der Lohn -Skla 
{aufheben Kann, kämpft 


Diktatur di 
ichT stürzen Kann, Kamp 


dann, wenn sie nicht aus dem Pro- 
Ietariat kommen - neigen dazu, 
von der Wirklichkeit abzuheben 


‚knöpften sie die Aufforderung, 
in Göttingen stattfindende Demon- 
stration gegen die versuchte Re- 
gerungsübernahme durch CDU / 
CSU zu „boykottieren”. Die Ge- 
nossen haben natürlich Recht, wenn 
sie sagen, daß CDU/CSU und 
SPD beides bürgerliche Parteien 
sind, daß gegenwärtig es gerade die 
SPD ist, die als geschäftsführende 
Partei der Kapitalistenklasse die 
schrittweise Faschisierung von Staat 
und Gesellschaft vorantreibt. Des- 
halb kann es bestimmt nicht darum 
sehen, die SPD zu „unterstützen”. 
sie „anzupreisen”, etwa unter der 
Parole zu demonstrieren „Unser 
Land braucht Willy Brandt” usw. 


‚Aber die Genossen übersehen, 


‚daß sich die Alternative CDU / CSU 
oder. SED-Lür das arbeitende-Voik 


gesichts des versuchten Regierungs- 
sturzes durch die CDU/CSU gab 
es doch nur zwei grundsätzliche 
Möglichkeiten: entweder gar nichts. 
zu tun und den Dingen schlicht 
ihren Lauf zu lassen („weil ja doch 


‚Gemeinsam: Kiesinger und Brandt auf dem „Kongreß der Ostdeutschen 
Landesvertretungen” (29. 4.67 in Bonn) vor den größenwahnsinnigen 


‚Grenzen Hitlerdeutschlands. 


und zum Höhenflug zu starten. Die- 
sen Genossen sagen wir eine Bruch- 
landung voraus. Für uns als Kom- 
munisten ist klar, daß die Arbeiter- 
klasse eine selbständige politische 
Partei braucht, die die Tageskämpfe 
mit dem Ziel des Sozialismus ver- 
bindet, Für die überwiegende Mehr- 
heit der Arbeiter ist das aber durch- 
aus noch nicht so klar. Und jeden- 
falls gibt es ja eine solche Partei 
noch nicht. Für den Arbeiter gibt 
es eine Vielzahl kommunistischer 
Gruppen, die einander nicht son- 
derlich grün sind und sich oft ge- 
genseitig beschimpfen, und von de- 
nen kaum eine im Betrieb eine 
Rolle spielt. Es gehört schon viel 
Mut und Zuversicht dazu, sich als 
Arbeiter einer dieser Gruppen an- 
zuvertrauen. Und wie viele fort- 
schrittliche Arbeiter sind dabei 
nicht von den Schaumschlägern der 
DKP oder der „KPD / ML”s gren- 
zenlos enttäuscht worden! Das ist 
die Realität, von der wir auszu- 
schen haben, und die den Dema- 
sogen der sozialdemokratischen 
Ideologie vom „kleineren Übel” 
das Handwerk immer noch so leicht 
macht. 

Die Genossen vom Göttinger 
„Kommunistischen Bund” haben 
aus Anlaß des CDU /CSU-MiB- 


reich, weil sie an-die-isisächliche 
Den ‚frauensantrags die Parok aufge 


fen versteht, Für dje_ stellt: „CDU oder SPD 
ee as a ja_ Alternative für das Volk”. Daran 


keine 


alles Jacke wie Hose ist, was die in 
Bonn machen”) oder aber entschie- 
den Front gegen die CDU / CSU zu 
machen. Ähnlich wird sich die Al- 
ternative stellen, wenn es jetzt im 
Herbst zu Neuwahlen kommen soll- 
te: am Wahltag zuhause bleiben 
‚oder für die SPD stimmen? Eine 
andere Alternative, z. B. alle "Tür 


gen für die Entwj 


Übel ? 


Übel jedenfalls, das es zu bekämp- 
fen gilt? Das ist in Wahrheit die 
Frage, die zur Disküssion steht; 
und nicht etwa, ob der KB die 
SPD „anpreisen”, „unterstätzen” 


und ähnlich empörende Dinge tun 


stenklasse; Instrumente, 

ie Kapitalsıen_zwei Meihöden 
Regierens zu realiieren ver- 
mögen 
„CDU/CSU und SPD buhlen mit 
unterschiedlichen Konzeptionen zur 
Innen - und Außenpolitik um die 
Gunst der Kapiulisten. Dabei ver- 
rite die tärker die Methode 


aa elle 
Beiras. während die EBUTESE> 


wendung bringen he 
kampf”, Nr. 16) 

Wir haben weiter gesagt, daß es 
falsch wäre, so zu tun, als wären 
beide. Konzeptionen vom Stand- 
punkt der Arbeiterklasse aus gleich. , 


schlecht; die 
der Aber) 


terbewegung sind gegeben, 5 
och möglichst Viele” Bürpertich - 


können, zo) a 
schen. Organisationen noch relativ 
unbeschränkt arbeiten können usw. 


Den Mißtrauensantrag der CDU / 
CSU haben wir als einen Versuch 
der Bourgeoisie verstanden, stärker 
die Methode von Gewalt und Dro- 
hung nach innen und außen zur 
Geltung zu bringen. Entweder di- 
rekt, falls die CDU / CSU genügend 
Stimmen für ihren Kanzlerkandida- 
ten Barzel erhalten hätte; oder zu- 
mindest indirekt, indem der SPD / 
FDP - Regierung eine ernste War- 
nung erteilt wurde und sie zu noch 
intensierer Zusammenarbeit mit 
der CDU /CSU gedrängt wurde. 

Wir sahen demnach in dem Miß- 
rauensvotum den Versuch, die Ta: 


serlichen Parteien zum Teufel.zu 
jagen_(wo_sie eigentlich hingehiö- 


ven) und mit dem Kapitalismus 
Schluß zu machen, stellt im 
Be re a 
dem Hintergrund des gegenwärü- 
gen" Standes der fe 
einjgeh #och nicht, Die kommun- 
stische Bewegung ist noch weit da- 
von entfernt, eine solche Alterma- 
tive (die eine wirkliche Ak 
ternative für das Volk wäre!) schon 
realistisch erscheinen zu lassen. 
Hier setzt also die sozisklemo- 
kratische Ideologie vom „kleineren 
Übel” an. Wie sollen die Kommu- 
nisten dieser Ideologie entgegen- 
treten? Sollen sie sagen, daß CDU / 
CSU und SPD „gleich schlimm” 
sind, daß zwischen ihnen „gar kein 
Unterschied” ist, daß die SPD wo- 
möglich gar „noch schlimmer als 
‚die CDU /CSU” ist, weil sie „se 
fährlicher” ist durch ihre soziale 
Demagogie? Oder sollen sie sagen, 
daß die SPD zwar verglichen mit 
der CDU/CSU in der Tat noch 


AN. 
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wirklich? Es handelt sich nicht im 
entferntesten um den politischen 
Kampf zwischen den Interessen der 
Arbeiterklasse und der Bourgeoisie, 
es handelt sich auch nicht um die 
‚Auseinandersetzung zwischen einer 
bürgerlich - demokratischen Re- 
formpartei ünd einer offen reaktio- 
nären Cliäue. Ja, es geht hier nicht 
einmal um die Auseinandersetzun- 
gen zwischen einer-Partei, die vor- 
sichtiger und unentschlossener bei 
der Durchsetzung der Monopol- 
interessen und einer, die sie brutal 


„und schleunigst durchzusetzen ge- 


willt wäre. Nein, hier geht es allein 
um den Konkurrenzkampf von zwei 
Parteien des Monopolkapitals, um 
die Regierungspfründe!”, 

Und weiter schrieb die Zeitung, 
die CDU/CSU sei arg in Schwi 
Tigkeiten, weil „gerade die Mono- 
polbourgeoisie ihre Sympathien für 
die SPD-Regierung kaum noch 
verbirgt”, Die CDU/CSU sei fast 
pleite, und deshalb ihr Mißtrauens- 
antrag als ein letzter verzweifelter 
Versuch, doch noch wieder an den 
Drücker zu kommen. (RF, 3. 5.) 


Die Bremer „Wahrheit erkennt 
zwar an, daß es der CDU / CSU 
auch darum gegangen sch „die 
nach ihrer Auffassung dem Kapi- 
tal noch besser dienende Politik 
durchzusetzen", In erster Linie 
stellt die „Wahrheit” die Bonner 
Auseinandersetzungen jedoch. als 
„Scheingefechte" dar, deren 
Hauptzweck für die CDU / CSU es 
‚gewesen sel, „die Ministerposten 
zu ergattern”, So schreibt die 
Wahrheit” etwa zur Auseinander- 
seizung um die Ostverträge 
lie CDU/CSU bauscht. viel- 
mehr. taktische, Meinungsverschie- 
reiten auf. Sie bezichtigt die 
lesregierung „des Verrais „an 
den Interessen der Nation, um die. 
rückständigen' Teile der katho- 
lischen Arbeiterschaft, des Klein- 
bürgertums, der Beamten und Bau- 
ern und der Vertriebenen fest an 
sich zu binden, Der CDU / CSU 
geht es nicht darum, den Kurs 
in der Ostpolitik zu ändern. Ihr 
‚geht es ausschließlich um die Re- 
wierungsgewalt und damit verbun- 
den um die Gehälter, die Be- 
stechungsgekder von der Industrie." 
(Wahrheit, Mai), 


Von einem derartigen Stand- 
punkt aus mußten die Massenak- 
tionen gegen das Mißtrauensvotum 
der CDU/CSU bestenfalls illusio- 
när und nutzlos erscheinen, falls 
sie nicht sogar als „objektiv reak- 
tionär” abgestempelt wurden. 

Vielfach wurden die Massenak- 
tionen einfach als Unterstützungs - 
Aktionen für die SPD / FDP - Re- 
gierung interpretiert; damit waren 
sie dann einfach nur noch — ohne 
ihren konkreten Inhalt näher zu 
untersuchen — ‚Beweis dafür, wie 
stark angeblich noch die Illusionen. 
über Regierung in der Ar- 
beiterklasse verbreitet sind. Die 
„Rote Fahne” Westberlin z.B. 
schreibt: „Die Streiks und Demon- 
strationen für die sozialdemokra- 
tische Regierung zeigen: Noch 
immer knüpfen Teile der Massen 
Hoffnungen an die SPD - Regie- 
nung” (RF, 3. 5.), 

Unter der Hand schleichen sich 
‚auch ökonomistische Positionenein. 
So meint etwa die „Kommuni 
tische Arbeiterzeitung” Göttingen, 
die Arbeiter könnten im Kapita- 
lismus sowieso die Politik des. 
Staates nicht beeinflussen. Deshalb 
sei die Massenbewegung gegen das 
Mißtrauensvotum auch „nur ein 


‚Fortschritt' im bürgerlichen Rah- 
men, innerhalb der bürgerlichen 
Politik und ihrer Parteien”. Und 
weiter: „Die Stärke und die Höhe 
des Klassenbewußtseins des Prole- 
tariats äußert sich gegenwärtig vor 
allem im Kampf um seine un- 
mittelbaren Interessen, den Lohn- 
kämpfen", (KAZ, 25. 5.) Ähnelt 
das nicht doch etwas den guige- 
meinten Ratschlägen der alten 
russischen Ökonomisten, die Ar- 
beiter dürften den politischen 
Kampf nicht führen? 


Es scheint, daß vielen Genossen 
noch nicht einmal die Funktion 
der bürgerlichen Parteien Klar it, 
Denn wie könnten sie sonst auf 
den sonderbaren Einfall kommen, 
das Großkapital würde uie CDU7 


re „lang regiert hal. einfach. vor 
iegrem Fuuternapf verhungern las-_ 
sen? Die Konsequenz wäre, daß 
Tanelristg 7: 
der Möglichkeit_beraubt, eine 
PD alternative Politik durchzu- 


liebte SPD/FDP - Regierung 
‚macht. „CDU /CSU kontra Mono- 
Pole”? 


iese Genossen stellen die bi 


la, die 
nes Parteibuchs er 
ere im Beruf und 


"Zah Pösten um en ein: 

Die_Handlungen 

der Parteien werden von den Ge- 

mossen Uemmach Tast ausschließ- 

er dem Aspekt des „Kamp- 

ie Regierungspfrinde” in 
Aierpreuiet. 

Natürlich sind die bürgerlichen 
Parteien auch Versorgungsbe- 
\riebe, Aber um die Kapitalisten. 
stünde es bereits sehr schlecht, 
wenn sich die bürgerlichen Parte 
en darauf beschränken wür 
den, einander die Posten abzula- 
gen, oder wenn dies das Haupt- 
motiv ihres Handelns wäre 


Tatsächlich sind die bürgerlichen 
Parteien und mas in enter Li 


landtreffen”” der schlesischen Landsmannschaften (25. 6. 67 in München) 


setzen. Und wie könnten die Ge- 
missen sonst auf den Gedanken 
‚kommen, die immerhin noch durch 
tausend Fäden mit dem Großka- 
pital verbundene CDU / CSU wür- 
de Politik auf eigene Faust ma- 
chen, auf eigene Rechnung die 
Regierung stürzen wollen? Eine 
Regierung, von der die Genossen 
sagen, daß „gerade die Monopol- 
bourgeoisie ihre Sympathien für 
die SPD-Regierung kaum noch 
verbirgt"! Das würde doch bedeu- 
ten, daß sich die CDU/CSU von 
der Bourgeoisie weitgehend ge- 
löst hat, von dieser nicht mehr 
finanziert wird und aus Verzweif- 
lung über die leeren Kassen Po- 
tik gegen die von der Monopol- 
bourgeoisie angeblich so heiß ge- 


Bit — Instrumente bürgerlicher Po- 
[tik Die Bourgeajsie wird fcht 


= dem.-sie-durch. die. Ein- 
lung der finanziellen Unterstüt- 
zung den Bankrott der CDU / CSU 
heraufbeschwört — wie die Leute 
vön-der-;Röten Fahne” Westberlin 
anscheinend glauben, die von einer 
„Existenzgefährdung der CDU” zu 
berichten wissen, 

Wir meinen außerdem, daß eine 
bürgerliche Partei nicht auf eine 
wilde Posten - Jagd gehen, den Re- 
‚gierungssturz betreiben, eine Mas- 
senbewegung der Bevölkerung pro- 
vozieren würde, wenn dieser Vor- 
stoß im Widerspruch zu der Poli- 
tik stünde, die die Kapitalisten- 
klasse von ihnen erwartet. 


j: los und" gei 


In unserer Broschüre gegen die 
Super 
vor mehr als einem Jahr mit den 
Leuten vom „Roten Morgen” aus- 
einandergesetzt, die geschrieben 
hatten: „..Dabei ist es völlig egal, 
welche Fraktion des Monopolkapk- 
tals, ob die SPD / FDP oder CDU | 
CSU gerade an der Macht sind... 
Für uns, die Werktätigen, kommt 
&s auf das gleiche heraus, welcher 
Fuß des Monopolkapitals, ob der 
linke oder der rechte uns in den 
Hintern wit!” (RM, Januar 71) 
hat auf diese durchaus 
nicht neue Behauptung schon 1920. 
geantwortet: 


angereiften Kommunismus ganz be- 


rar 
ea 


(Lenin, „Linker Radikalismus”) 
Wir halten es Mr Anbch, die 
Untereletienkeiin. Sewrechen 
CDUTCSU Und SED ud der 
ihnen verbundenen Konzeptionen 
bürgerlicher Politik zu bagatellisie- 
ren und alles in den bereit ge- 
ehe ons een 

vr aha 
net ee Zieh Air 
re 
Vorgehenswepe-der Boumniie bei. 
dei Easchisierung einfach darauf” 
zu reduzieren, daß tat die CDU / 
CSU auch mal an die Futter; 
keine" will, 

Aufgabe der Kommunisten kann 
es nicht sein, komplizierte Sach- 
verhalte und Widersprüche um je- 
den Fre af ecke Forma 
Bien (SPDSEDU =aler Seht 
ße). Manche Genossen indessen 
halten ein solches Vorgehen gar 
ae ee ee 
ee 
Welche verammen io den 
“© nur zur Passivität gegenüber 
spontanen politischen Bewegungen 
Ge han 


ZUR ROLLE DER 


volution verschwinden, könnten.” 
(Cenin, Der Imperialismus und die 
Spaltung des Sozielimus, Okt. 
1919). 

Wir Kommunisten können in- 
dessen nicht dabei stehen bleiben, 
nur immer wieder auf die Tatsache 
zu verweisen, daß die SPD genauso 
wie die CDU/CSU eine Partei des 
Großkapitals ist. Wir haben vick 
mehr auch zu fragen, wie es 
kommt, daß es immer noch — ak 
ker historischer Erfahrung, allen 
Enttäuschungen zum Trotz — sok 
che Massenparteien wie die SPD 
aibt 

Lenin erklärte die Existenz bür- 
seılicher_Arbeiierparieien” Limit, 
daßı-die Kapitalisien einen kleinen 
Teil_der Arbeiterklasse aufkaufen, 
ihn mit Pösichen und fetten 
hältern bestechen usw. 

Dis reicht aber nicht aus, um 


Eine These, die u.a. vor einigen 
Jahren vom sich als „antirevisio- 
nistisch” verstehenden „Kommun;- 
stischen Arbeitskreis. Dänemarks” 
(KAK) vertreten wurde, behauptet, 
daß die Arbeiterklasse der Indu- 
sirieländer insgesamt „parasitär” 
sei und indirekt an der Ausbeutung 
der „Dritten Welt” beteiligt sei. 


KAK behauptete damals u. 
„Die Arbeiterklasse insgesamt in 
unserem Teil der Welt muß heute 
als Axbeiteraristokratie angesehen 
werden”. Und weiter: „Die öko- 
‚nomische Entwicklung in unserem 
Teil der Welt hat eine Arbeiter- 
klasse entstehen lassen, die außer- 
stande ist, aus eigener Kraft die 
Kapitalistenklasse zu stürzen”. 

Die Argumentation des KAK| 
lief darauf hinaus, daß unter den 
gegenwärtigen Bedingungen das 
Proletariat der Industrieländer kein 
sozilistisches Bewußtsein entwik- 
kein könne, daß aber durch die 
Befreiung der „Dritten Welt” das 
imperalistische System eine Reihe 
von Krisen durchlaufen wird, die 
Zur Verelendung des Proketariats in 
den Industrieländern führen und. 
eine revolutionäre Lage entsieben 
Iasen würde. 

Mit anderen Worten: Die Exi 
stenz der bürgerlichen Arbeiterpas- 
tei wird zweifelhafterweise erklärt 
mit einer angeblichen „Verbürger- 
lichung” der Arbeiterklasse „Diese 


?, Die SED.At eins „Airgerliche These hat auch in der Diskunion 


© Arbeitergarieh. Eine Parter al. 
Kauf -der „einen. Seile eng mit 


der_Arbeiterbewsgung xerbunden 
isf, die Gewerkschaften beherrscht 
eV Iber diese die L abaktanie 


we a 
A re 
meh ud Ye e m- 
‚perialist Länder... Tatsache 
ist, daß Arbeiterpartei 
en als politische Erscheinung schon 
Sr ee 
listischen Ländern entstanden sind, 
Peg 
nungsiosen Kampf auf der ganzen 
Linie gegen diese Parteien... weder 
vom einem Kampf gegen den Im- 


der „Neuen Linken” vor einigen 
Jahren eine sehr schlechte Rolle 
gespielt. Denn diese These führt 
entweder in die politische Pasairi- 
tät („weil ja doch alles keinen 
. Zweck hat”), oder aber ins ausweg- 
lose Abenteuer einer Preudo- 
ne mn 


Gegen die Theorie des KAK und 


1 


= zu Können 

Solange dieses Vertrauen in die, 
eigene Kraft fehlt, wird die SPD 
den Massen it noch als das 


‚dann stellt sich als Alternative zur 
SPD nicht der Sozialismus, sondern. 
bIoß die CDU / CSU, Da ist es naiv, 
wenn etwa eine „KPD /ML" wäh 
rend der Metalltarifrunde des letz- 
ten Jahres den Arbeitern ermuti- 
‚gend zurief: „Verlassen wir uns im 
Kampf auf unsere eigene Kraft — 
stärken wir die KPD /ML !” — Als 

" ob das eine Sache von Parolen wä- 
nel 


sich die Kommunisten als organi- 
je Kraft e 


SPD - „Gefährlichkeit” und 
„Effektivität 


Die Genossen von der Bremer 
/ahrheit”” haben geschrieben: 
Wer also heute, wo sich die 


„Strauß ist kein Zufall, kein 
einsamer Spinner, den man nicht 
zu beachten brauchte. In seinen 
Reden, seinen politischen Konzep- 
tionen findet die verzweifelte Sır 
tegie der westdeutschen. Kapitali- 
sten Ihren klarsien Ausdruck... Die 
Ziele, die Strauß und mit ihm 
die CDU/CSU vertreten, sind die 
agressiven Ziele des Westdeutschen 
‚Monopolkapitals. Unter dem dem. 
‚gogisch getragenen Reformmäntel- 
chen verbirgt sich die Drohung mit 
der faschistischen Diktatur über die 
Arbeiterklasse und ‚alle anderen 
Werktätigen. 

Wir dürfen den politischen Sıra- 
tegen des Monopolkapitals und ih- 
rer Demagogie keinen Fußbreit Bo- 
den überlassen! Der sich abzeich- 
nenden Gefahr der faschistischen 
Formierung muß sofort enisegen- 
‚eireten werden... 

Damals waren die Bremer Ge- 
nossen der Meinung, „die zusam- 
menfassende Parole unseres Kamp- 
fes gegen den Abbau demokrat- 
scher Rechte” müsse lauten: „GE- 
GEN KAPITALISMUS UND "FA- 
SCHISMUS DIE EINHEITLICHE 
FRONT ALLER  WERKTÄTI 
GEN” (So in der „Kommunisti 
schen __ Arbeiterkorrespondenz"” 
Nr. 9, Vorläuferin der „Wahrheit”"). 

Die Bremer Genossen haben ih- 
te Meinung geändert. Nun gut. 
Ihre Pflicht wäre es gewesen, in 
ihrer Presse deutlich zu machen, 
wer oder was sie dazu bewogen 
hat. Das haben die Genossen nicht 
getan. Stattdessen schlagen sie jetzt 
mit dem „großen Knüppel” auf 
diejenigen ein, die im Grunde nur 
das meinen, was auch die Bremer 
Genossen vor einem dreiviertel Jahr 
‚noch für richtig hielten. So kann 


Vorstellungen von den Aufgaben 
den zunehmenden Erfolgen der und dem Wesen des Kampfes gegen 
NSDAP warnten. Die allgemeine die Reaktion vermitteln” (Lenin, 
Linie in der KPD war damals, den 1906, Werke Bd. 11, 5. 389). 


Oder (apa Tasks, ! 


Einige Genossen kömmen da 
mit ihrem Paradestück „H: 


Diese These wurde 
gerade mit der besonderen „Ge- gegen die SPD” an. 


zu erwarten. 


fährlichkeit” der SPD begründet, 
jer SPD be- 


später. Es sei hier nur 
daß zu un, 


Die Politik der leninschen Par- 
tei läßt sich an einem historischen 
Beispiel verdeutlichen: Bekanntlich 
ven], “ ging aus der russischen Februar - 

Revolution 1917 nur eine bürger 
liche Regierung hervor. Im Sommer 
„Gefährtichkeit” berühtWarauf, 1917 wurde die Partei der Bok 
daß sie bürgerliche Partei im Ge- schewiki in die Ilegalität getrieben, 
wand der Arbeiterpartei ist. Die die Partei- Zeitung „Prawda” wur- 
SPD „entlarvt” sich auch nicht 


cher” als in der Regierung. Diese 


ungspolitik gegen die Arbeiterklas- Rußland vorübergehend verlassen 
se macht. Diese arbeiterfeindliche etc. In dieser Stunde unternahmen. 
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mechanisch zu wiederholen. Im an- 
deren Fall nimmt man die anti- 


impfe des Proletariats auf, schak- 


tet iese_ ein, 
woran Es Si in der Logk der 
Dinge, daß diejenigen Gruppen, die 


|haven, Bürger 
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188”, _ 1gll 
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Politik bringt zwar Unzufrieden- konterrevohıtionäre Truppen 
Ein eisen Eipomsenn ar Sara ch 


ser Politik mit sich (z. B. Schiller), 
Während andere Exponenten noch 
eine gewisse „Popularität” behaup- 
ten (2. B. Brandt); auf einer höhe- 
ren Stufe der Klassenkämpfe und 
des Bewußtseins von diesen kann 
die SPD-Politik insgesamt als 
„verräterisch” erkannt werden. 
Aber es kommt immer noch nur 
vereinzelt zum völligen Bruch mit 
der SPD, solange diese mangels re- 
aler Alternative als das „kleinere 
Übel" zu erscheinen vermag. Hier 
ist es mit der SPD ähnlich wie mit 
den Gewerkschaften, zu denen die 
Arbeiterklasse nach jeder Verrats- 


den Versuch, durch 
die bürgerliche Regierung 
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Bericht des KB /ML - Lübeck: 


au 


Das Drägerwerk in Lübeck stellt 
Gasflaschenventile, Entlüftungsan- 
lagen, medizinische Apparate und 
Tieftauchsysteme für wirtschaftli- 
che und militärische Zwecke her. 
Bereits 1911 gehörte das Dräger- 
Werk zu den Hauslieferanten der 
kaiserlichen Kriegsflotte. Der 1. 
Weltkrieg brachte den Dräger - Ka- 
Pitalisten riesige Profite, während 
er. für 100 Tausende Arbeiter ein 
sinnloses Sterben bedeutete. Der 
Dräger - Jahresumsatz schnellte da- 
mals auf mehrere Millionen. Gold- 
mark hoch. 

Die Dräger - Kapitalisten rüste- 
ten nicht nur deutsche Militärs für 
Kriegsabenteuer aus. Der US - Ma- 
Tine lieferten sie die taktische 
Kampfschwimmerausrüstung für 
den verbrecherischen Krieg gegen 
das koreanische Volk 1950. Heute 
unterhält das Lübecker Unterneh- 
men Kontakte zu den Kriegsmini- 
sterien von insgesamt 15 Ländern. 
„Für sie gewinnt der Meeresboden 
als Depotplatz für Waffensysteme 
und Kriegsmaterial strategische Be- 
deutung.” (Spiegel 1968, Nr. 38, 
s.85) 


Der Jahresumsatz betrug 1970 
132,1 Millionen DM, die Kapazi- 
tät soll im Lauf der Zeit verdrei- 
acht. worden. 


Norddeutschland 


& 


Trotz dieser guten Geschäfts- 
age haben die Drägerkapitalisten 
im Ausland scharfe Konkurrenten. 
in England, den USA, Frankreich 
und Italien wird die Konkurrenz 
mit. erheblichen Summen aus Mili- 
tärhaushalten gefördert. Das Drä- 
gerwerk. treibt die Tauchforschung 
auf eigene Kosten. 

Diesen Kostenvorsprung der aus- 
ändischen Konkurrenz müssen die 
Drägerkapitalisten einholen, wol- 
fen sie konkurrenzfählg. bleiben. 
Und sie holen ihn ein: Auf dem 
Rücken „ihrer” Arbeiter. Eine neue 
Offensive auf die wirtschaftliche 
Lage und Gesundheit der Arbeiter 
läuft bei Dräger schon seit einiger 
Zeit. 

Nach dem ohnehin schon miesen 
‚Abschluß von 7,5% (auf 15 Mo- 
nate) in der letzten Metalltarif- 
runde, an dem der Personaichef 
des Drägerwerkes, Dr. Müller, 
mitgewirkt hat, werden jetzt, 
die Löhne der Drägerarbeiter in- 
nerbetrieblich gesenkt! Der „Me- 
tallarbeiter”, Branchenzeitung des 
KB/ML Lübeck, schreibt dazu: 
„Im Teillager wurde ein gewisser 
Rieck von W. Wegner (Betr 
ter) beauftragt, die Zeiten für ei 
Gang zur Toilette zu notieren, 
Dauerte es z.B. 10 Minuten, dann 
bekam Wegner den Zettel mit Na- 
‚men. Im Maschinenraum Montag 


VII bekam ein Kollege weniger 
Lohn, obwohl er die Akkorde mit 
125% abgeb, weil er sich 2 Minu- 
ten vor Feierabend die Hände 
wusch. Sein Werkstattieiter Pohl- 
mann setzte sich dafür ein, daß er 
statt 6,18 Brutto immer weniger 
bekam, zuerst 6,14 und dann jeden, 
Monat immer 4 Pfennig weniger. 
{MA Nr. 5 April 72) 

Eine hinterhältig ausgeklügelte, 
Betriebshierarchie dient dazu, die 
Lohnsenkung möglichst umfassend 
durchzusetzen: "Die Meister sind 
am Umsatz des Betriebes beteiligt! 
Durch diese Bestechung werden die 
Meister auf die Seite der Kapitali- 
sten gezogen, auf der sie ganz auto- 
matisch das „natürliche” Interesse 
entwickeln, 


herauszuschinden. 
Denn für die Meister bei Dräger 
gilt: Je höher.der Profit — desto 
höher die Bestechungsprämiel Sol- 
che Meister eignen sich vorzüglich 
zur Antreiberei und Bespitzelung. 

Seit Anfang des Jahres wird die 
Belegschaft außerdem durch. ge- 
schickt ausgestreute Gerüchte und 
durch Kündigungen größerer Grup- 
pen von Arbeitern in Angst um 
ihre Arbeitsplätze gehalten: Am 
1.März dieses Jahres wurden 80 
Kollegen vor die Tür gesetzt, die 
Entlassung von 30 weiteren Kolle- 
‚gen aus der Dreherei ist beschlos- 
sene Sache. Ein Gerücht ist in 
Umlauf, daß bis Jahresende noch. 
mit 400 (!) weiteren Kündigungen 
zu rechnen ist! 


Für die besonders reaktionäre 
Haltung der Drägerkapitalisten 
spricht auch die folgende Tatsache: 
Im Jahr 68_spendeten sie dem 


Arheit ohne Stress ? 


Den folgenden Artikel entneh- 
men wir — leicht gekürzt — dem 
IETALLARBEITER”, , _ einer 
ranchenzeitung des KB / Gruppe 
Bremerhaven für die Kollegen der 
Metallbetriebe: 

Eigentlich ist bei uns im Be- 
trieb alles in Ordnung. Die Arbeit 
ist leicht, die ‚gut. Die 
Firma sorgt für uns. — Diese Mei- 
mung versucht der „Verband der 
Metallindustriellen” "uns mit ser- 
nem „Blättchen „METALL - IN- 
TERN” einzutrichtern. 


Nordmende geschildert: Da heißt 
eu. 

„Gedämpfte Radiomusik, aus- 
gesprochen gepflegt zurechtge- 
machte Frauen in farbenfroher Pri- 
varkleidung an hellen Arbeitsplät- 
zen, Milch- und Colaflaschen in 
‚greifbarer Nähe, das ist der erste 
Eindruck bei einem Besuch im 
größten Bremerhavener Frauenbe- 
trieb der Metallindustrie, dem seit 
drei Jahren bestehenden Zweig- 
werk der Norddeutschen Mende 
‚Rundfunk KG. 

Auffallend ist, daß. die Frauen 
{rund 60 Prozent Verheiratete mit 
‚Kindern, darunter 40. Türkinnen, 
Tnalienerinnen und Jugoslawinnen) 
mit gelösten Ausdruck ohne Streß- 
merkmale ihre vielleicht monoto- 
nen, weil ständig gleichen Hand- 
griffe verrichten.” 

So also die Kapitalisten - Zei- 
tung_ „METALL- INTERN”. Es 
empfiehlt sich, diesen Textauszug 
direkt zweimal zu lesen. Fast wie 
in einem Sanatorium, könnte man 
meinen. Nicht wahr? 

Doch hier die Wirklichkeit: 

Um halb acht dröhnt die Hupe: 
‚Arbeitsbeginn. Und das heißt Lö- 
ten, Stecken, Prüfen... 500 mal, 
1000 mal, oft 2000 mal oder mehr 
der gleiche Handgriff pro Tag. 
„Vielleicht monoton”? fragt die 


Kapitalisten - Postille zynisch. Ker- 
ne Kollegin interessiert es dabei 
daß sie „übrigens nicht im A) 

kord — sondern im fixen Zeitlohn 
mit festgelegtem Produktionsergeb- 
nis” (Metall- Intern) arbeitet, 
Denn: ‚Stückzahl”, ‚Stückzahl' 
heißt es nach wie vor, und wer 
die Stückzahl nicht schafft, der 
wird im Lohn heruntergestuft oder 
entlassen. 


Immer wieder den grünen Draht 
an den roten löten, immer wieder 
den gelben Widerstand in das obere 
Loch stecken und den braunen in 
das Loch daneben. Und das einige 
tausend Mal pro Tag. Man möchte 
mal raus, mal abschalten. Nur fünf 
Minuten lang. Doch das geht nicht, 
das Band luft weiter, die Stück- 
zahl sitzt einem im Nacken. 

Kollegin X muß mal zum Klo. 
Doch das geht nicht, weil keine 
Springerin da ist (die muß schon 
einige Tage lang eine kranke Kol- 
legin vertreten). Wer zur Toilette 
will, kann das ja schließlich in 
der 7-Minuten - Pause tun, meint 
der Meister, und es interessiert ihn 
nicht, daß die ja eigentlich zum 
Entspannen gedacht ist. Kollegin X 
wartet also bis zur Pause; denn 
sie hat Angst, daß sie Schwierig. 
keiten kriegt, wenn sie einfach auf- 
steht. (Schließlich gibt es ja immer 
noch genügend Frauen, die bei 
Nordmende anfangen wollen. Ar- 
beitslosigkeit im Fischereihafen, 
Entlassungen bei anderen Firmen 
usw. weiß Mende mit seiner „Per- 
sonalpolitik” gut auszunutzen: 
Ständig werden Kolleginnen ent- 
lassen, ständig werden neue einge- 
stellt.) 

Kollegin X arbeitet also weiter, 
macht ihre monotonen Handgriffe, 
die sie allmählich ermöden. Doch 
als sie kurz vorm Einnicken ist, 
reißt. sie schrille Musik aus ihren 
Träumen — nicht ganz so „ge- 
dämpft”, wie es in „Metall-in- 


» 


tern” steht; „Wer hat dem 
den Schnorchel geklaut” »-- I 
ır Woche schon zum achten 
Mal. Daß die Musik nicht dazu 
da ist, die Kolleginnen zu unter- 
halten, sondern sie fit zu halten 
für die Stückzahl — das hat Kok- 
legin X mittlerweile auch mitge- 
kriegt. 

Gegen Mittag ist ihr „gelöster 
Ausdruck ohne Streßmerkmale”" 
(Metall-intern) vollkommen da- 
hin: Sie muß sich zusammenreißen, 
um ihre Teile richtig zu stecken. 
Der Krach und die Arbeit, diese 
‚ganze Hetze machen ihre Nerven! 
ganz schön kaputt. Wenn jetzt) 
noch der Meister kommt und sie 
anmotzt („wieder viel zu viel Aus- 
schuß „.. wenn das noch mal vor- 
kommt, muß ich Sie runterstu-) 
fen”), fängt sie bestimmt an zul 
heulen, obwohl das sonst nicht] 
ihre Art ist. 

Mittag. Endlich 30 Minuten ab- 
schalten. Doch dann geht es gleich) 
wieder weiter. 22 Grad soll es heu-) 
te warm werden — hört Kollegin X 
beim Essen und denkt: Verflucht 
‚nochmal, dann sind es in der Halle 

wieder über 30 Grad. Da werden] 
ja bestimmt. wieder einige Frauen] 
umkippen... 

„Obermitarbeiter” und Direktor] 
Schöps hat sowieso gut reusm, 
‚wenn er immer meint, wir sollten, 
nicht so oft krank machen. Woher! 

das denn? Erkältungs- 


kommt 
krankheiten, wenn es in der Halle! 
dermaßen warm ist und es dann 
zieht... Oder Magen- und Darm-| 
krankheiten: Oft von den dauern-| 
den Lötdämpfen, aber auch durch] 


Bayernkurier 25 000 DM! Der Bay- 
ernkurier ist offizielles CSU-Partei- 


organ, _Heraugeber Franz-J. 
Strauß, der offen erklärt hat, der 
DGB sei sein Haupfeind! 

Damit aber nicht genug: Bei 
dieser Transaktion erschlichen sich 
die Drägerkapitalisten Steuergekder 
durch einen sogar nach dem bür 
erlichen Steuerrecht. kriminellen 
Trick: Die gesperideten 25 000 DM 
tauchten in der Dräger - Bilanz als 
„Werbekosten” für Inserate im Bay- 
ermkurier auf, die Inserate aber 
nie im Bayernkurier! „Werbeko- 
sten“ sind steuerlich absetzbar, Zu- 
wendungen an politische „Parteien 
allerdings — und darum handelt es 
sich hier eindeutig! — sind es nach, 
einem Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichtes nicht! 

Mehrere Leserbriefe, die Arbei- 
ter an den „Metallarbeiter” ge- 
schrieben haben und in denen sie 
von den Machenschaften der Kapi- 
talisten und ihren Handlangern be- 
richten, zeigen, daß große Unruhe, 
unter den Arbeitern über ihre zu- 
künftige Lage herrscht. Ein Kollege, 
schreibt sehr deutlich: „Es gaht 
in Wirklichkeit. darum, unbequeme 
Kollegen abzuschieben, weil sie Kri- 
tik üben oder die Akkorde nicht 
schaffen, weil sie Rekorde. sind. 
Die extra-dicken Profite müssen 
noch schneller eingestrichen wer- 
den, damit die Dräger Aktionäre 
sich noch besser an unserer Ar- 
beit bereichern können!” (MA 
Nr. 2, Februar 72) 

Im Oktober letzten Jahres, wäh- 
rend der Metalltarifrunde, legten 
die Schlosser bei Dräger spontan 
ihre Arbeit nieder, als die Kapital 


wartet auf das Abendbrot, und 
außerdem muß die Treppe noch 
‚gemacht werden, und die Wäsche, 
und, und, und... vor halb neun 
ist sie sicherlich wieder nicht fertig. 
Kollegin X fragt sich, warum 
das eigentlich so ist. Warum werden 
die Frauen im Betrieb besonders. 
ausgebeutet? Warum müssen sie 
eigentlich diese beschissene Arbeit 
machen? Warum wird diese Arbeit 
dann auch noch so schlecht be- 
zahlt? Wie kann man das ändern? 
Und es gibt noch viele solche Fra- 
sen. 


Sie wird mit Kolleginnen dar- 


BERICHTIGUNG ZUM 1.MAI- 
ARTIKEL IM ARBEITERKAMPF 
19 SEITE 10: „BEACHTLICHER 
ERFOLG DER _GEWERK- 
SCHAFTSOPPOSITION”. 


Der Artikel im AK stellt die 
politischen Auseinandersetzungen, 
die zum 1.Mai geführt wurden, 
richtig dar. Die trotzdem in dem 
Artikel enthaltenen Fehler sind auf 
die Tatsache zurückzuführen, daß 
aufgrund organisatorischer und 

itlicher Schwierigkeiten es uns 
selbst nicht möglich war, diesen 
Bericht zu verfassen. Den Hambur- 
ger Genossen machte wohl so die 


Zweite Folge des Chile - Artikel er- 
scheint im AK 21! 

Aus Platzgründen war es uns 
leider nicht möglich, die 2. Folge 
des Chile- Artikels in dieser Aus- 
gabe abzudrucken. Denn der Um- 
fang des AK soll vorerst 20 Seiten 
‚nicht übersteigen. Dies ist für uns 
auch ein finanzielles Problem: 
Schon bei 16 Seiten liegt der Her- 


Zeitung über fette Anzeigen zus 
der Großindusrie zu Nnanzieren. 
Vielmehr sind wir nach wie vor auf 
Spenden von Genosen, Sympathr 
sinten und Kolkgen angewiesen. 
Wir freuen uns über jede Mark! 
UNSERE SPENDEN - KONTEN: 
Postscheckkonto Harburg 

240 595 1. Reents 

Dresdner Bank 

Kto, Nr. 451 8378 I. Reents 
Viefen Dank 
ARBEITERKAMPF - REDAKTION. 


über reden. Sie wird vielleicht such 
in die Gewerkschaft eintreten. Ir- 
‚gendwann wird sie erkennen, daß 
ihre Lage im Betrieb mit Politik, 
‚mit „großer Politik” sogar, zu tun 
hat. Daß die Herrschaft, die Men- 
de & Co. im Betrieb über sie 
haben, dadurch aufrecht erhalten 
wird, daß die Kapitalistenklasse die 
politische Macht in den Händen 
eben. Igendwunn wird se sch 
dann einreihen in den Kampf gegen 
die politische Herrschaft der Ka- 
Pitalisten in den Kampf zur Er- 
richtung der Herrschaft der Ar- 
beiter, in den Kampf für den So- 


Schroiberlinge der bürgerlichen Tages- 
Presse und Fachliteratur bejubeln die 
"steile Erfolgskurve‘” des Stahlboß Willy 
Kort: „Im Jet figt or seine Werke ab. 
[Es sind die modernsten der Weit. Sein 
Knowhow für Stahl verglichen die Ex- 
Perten mit der Revolution, die der 
Wenkel - Motor für die Auto - Industrie 
brachte.” So stand es z.B. in farten 
Lettern in Springers_„Welt am Sonn - 
ag” vom 2. April. Seinem geheimnis- 
umwitterten „Know how” sei es zu 
verdanken — wie es heißt — daß Kapi- 
talist Korf „aus dam Stand ganz nach 
oben” in die Stahlbranche „sinbrechen” 
konnte, 

Worin besteht sein „Know - how’? 
Kort salbst preist dies In einer Bro- 
schire „Stahl aus Hamburg”: „Das Pro- 
Suktionsverfahren unterscheidet sich 
von dem konventioneller Hürtenwerke. 
[Es gibt hier kaine Hochöfen und Kon- 
verter, Die Pallets (Eisenschwamm - Kü- 
gelchen, schon vorbearbeitstes, hochkon- 
zentrieries Erz} werden in der mit Erd- 
‚9as betriebenen Direkt - Reduktionsan- 
Iage verhüttst.” Später werden in einem 
200. „Ultra - High - Power - Elektro - 
Lichtbegenofen“, der mit „besonders. 
Preisgünftig” von der Stadt Hamburg 
Deliefertam Strom gespeist wird, dem 
Eisonschwamm 20 % Schrott zugeszt. 
Das Ergebnis ist „Stahlsuppe" 

iner Stranggießmaschine. 
Über, 4 Stränge zu «00. „Vierkantknüp- 


mung über einamStoßofen im engeschlos- 
sanam Walzwörk in einer Draht - Walz- 
Atraße mit 25 Walzoerüsten zu „hoch- 
Wertigen Drähten‘” gewalzt. Bürgerliche 
Tagespresse und Fachliteratur sprechen 
von einem „Geheimverfahren”” in bezug 
auf die Direkt - Reduktionsanlage. Be- 
sonders dieses „Geheimvrfahren‘” habe, 
den „kometenhaften Aufstieg” des Ka- 
Pitalisten Korf ermöglicht. Und das. in 
der höchstmonopalisierten Branche 
Europas, die also gegen neuaufsteigende. 
Konkurrenz besonders gut „abgesichert 
it. 

In der Tat, Korf hat für sine Stahl 
werke — sog. „wollintegrierte MinkStahl 
Werke" — verschiedene wchnische Er- 
Ineuerungen einbauen lassen, die in der 
Stahlbranche durchaus nicht üblich sind. 
Das verschaffte ihm gewisse Vorteile 
gegenüber der  marktbeherrschenden 
Konkurrenz, Er konnte die üblichen 
Preise 2. T. erheblich unterbisten. 

Was aber weder die bürgerlichen Ju- 
"bei - Journalisten, noch die fachsimpein- 
en „Experten” und „Branchenkenner” 
sahen wollen, ist das „Know - how” (zu 
eutsch: „Gewußt -Wie? ") des Kapits- 
listen Korf, „aeine” Arbaltar auszuquet- 
chen — eine besondere Methode, die 
ebenfalls in der Branche nicht üblich 
ist, die das bisher Gekannte in den 
Schatten mallt, Die spezielle Korf'sche 
Methode des „knaliharten” rücksichts- 
Hosen Vorgehens gegen „seine” Arbeiter, 
Ser brutalen Unterdrückung jeglicher Ar- 
beiterrechte im Betrieb, der Ausquet- 
schung der menschlichen Arbeitskraft 
„bis zum letzten Blutstropfen“, gehört 
öffonsichtlich ebenfalls zu dem „rätsel- 
haften” Korf'schen „Geheimverfahren”. 
Immerhin ist es dem Kapitalisten Korf 
20 gelungen, die „Personal und Lohn- 
kosten” in seinem Konzern auf 14% 
vom Umsatz zu drücken, gegenüber bran- 
chenüblichen 25%. 


‚„Personalpolitik” der HSW - Bosse. 
‚Spaltung der Belegschaft 

Die Kopazicht des Werkes ist erst zu 
40% sungefahren. Um 80% soll die Pro- 
duktion noch gesteigert werden, wie der 
808 Kehl auf der Betriebwerammlung 
im April ausführen. 

Mit der derzeitigen Anzahl von Kol- 
iagen ist djess Arbeit aber unmöglich zu 


möglichst schnell eine ausreichende An- 
zahl von Arbeitern und Angestellten zu 
bekommen und die Produktion voll auf- 
zunehmen. 


{m Gegenteil, Mit einer „apszielen 
Personaipoliik”" konzentrieren sich die 
HSW.-Bome vielmehr darauf, sich jeızt 
eine gefügige Stamm - Belegschaft heran- 
zuzüchten. Dabei soll jede Form soldari- 
scher Abwehrbereitschaft schon im 
Keim zerschlagen werden: 


Immer wieder versucht die Geschäfts- 
leitung, Neid und Mißgunst unter den 
Kollegen zu aäen, indem sie für gleiche 
‚Arbeiten unterschiedliche Löhne zahlt. 
Ständig passiert es auch, daß. neueinge- 
stellte Kollegen 40 bis 60 Pfennig in der 
Stunde mehr für dieselbe Tätigkeit be- 
kommen wie Kollegen, die schon lange 
bei HSW arbeiten. In diesem Zusamman- 

‚der widerwärtige Zy- 


Als die Kollegen die Forderung „Gier 
(cher Lohn für gleiche Arbeit” Immer 
"äufiger aufstllten, und sich fortschrit- 
!iche Betriebsräte und Vartrauensieuts, 
Safür auch einsetzten, ging die Geschäfts- 
Neitung bei und kürzts einigen Kollegen 
den Stundenlohn. Alt die Betroffenen 
sich beschwerten, wurde ihnan geantwor- 
tet: „Was wollt Ihr denn? Bestimmte 
Betriebsräte haben dies doch gefordert: 
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit! Und 
nun ist Euch das auch wieder nicht 
recht. Das hier hat der Betriebsrat zu 
verantworten! 

Dis HSW-Bösse bemühen sich, durch 
ihre spezielle Personalpolitik unterschied. 
liche Interessengruppen im Betrieb ent- 
stehen zu lesen. Sohoffen sie, daß ein 
einheitliches Vorgehen aller Kollegen 

1 zustande kommt: 


® Die Geschäftsleitung nutzt geschickt 
(die derzeitige Situation auf dem Ham- 
burger Arbeitsmarkt: Scharfe Ratio- 
Paliserungsmaßnahmen — gerade auf 
den benschbarten Hamburger Groß- 
Werften und beim Hamburger Flug- 
zeugbau — Stillegungsgerüchte bei 
anderen Betrieben, eine breite Ar- 
beitlosigkeit unter den Seeleute, 
schaffen ein Klime, in dem viele 
Kollegen sich derzeit besonders nach 
einem vermeintlich „sicheren Arbeits 
Platz” bemühen. Dem kommen die 
HSW-Bose auf ihre Art enigegen 
mit Werbesiogans: „Auf die Zukunft 
bauen“, „HSW hat Zukunft”, „das 
Werk. expandiert und wird Weiler 


Hamburg ziemlich guten Löhnen, die 
allerdings im Vergleich zu der schwe- 
ren Arbeit viel zu niedrig sind. 


Wegen der ungewöhnlich schweren 
Arbeit. bei HSW, dem pausenlosen. 
Schiehtenschieben, der ständigen 
Doppelschichten, die angeordnet wer- 
den, der ständigen Übergriffe und 
Schikanen der Geschäftsleitung und 
(der Verweigerung, jeglicher sozialer 
Leistungen, verlassen die meisten der 
(neueingestllten Kollegen aus Ham- 
burg (die von der anderen Eibe - 
Saite) den Betrieb schnell wieder. 

Die Geschäftsleitung fördert die star 
ke. Fluktuation im Betrieb. Mehr 
‚noch. Wenn einzelne Kollegen oder 


(Jung, oft sogar mit frisioser. Die 

HSW-Bosse bezwecken damit. die 

Einsehüchterung der Stamm - Beieg- 
schaft: Diese sollen sehen, wie „un- 
nschgiebig” und „hart” die Ge- 
achäftsleitung it. Diejenigen, die den- 
Noch bleiben, sind brauchbar .. im 
Sinne der Stahlbose, sie sind ge- 
fig. 

® Viele Arbeiter aus der Gegend um 
Hamburg - Finkenwerder haben bei 
HSW_ Arbeit gefunden. Dafür haben, 
die Ihre alten Arbeitsplätze in der 


Umgebung verlassen, in denen sie 
teilweise schon san mehreren Jahren 
arbeiteten. Z.T. sind sie unter fal- 


was dann nicht passiert, da as ohne- 
hin schon genügend Kranführer gibt. 
Diesn Kollegen sind jetzt der Ge- 
achäfteitung weitgehend auıgelie- 
fert, da ein weiterer Arbeitsplatz. 
wechsel nicht mehr infrage kommt, 
teilweise aus Gründen. des Alters, 
teilweise aus verkehrstechnischen. 
Gründen. (Fahrzeiten zu Hamburger 
Betrieben ca. 21/2 bis 3 Stunden 
täglich für Hin - und Rücktahrtl. 

® Die HSW-Bosse haben sich inzwi- 
chen einen Stamm von Facharbei- 
tern aus dem Ruhrgebiet (Dortmund. 
und Hagen - Haspe) . Die- 
#e Kollegen haben gerade die Ertah- 
fung einer Arbeitslosigkeit hinter sich. 
Die HSW - Bosse spekulieren demme- 
gen darauf, daß sa überhaupt froh. 
and, wieder einen Arbeitsplatz zu 
haben. Die Geschäftsleitung hat sie 
zumeist als Meister und Vorarbeiter 
eingesetzt und sie z.T. durch Werks- 
wohnungen eng an den Beirieb ge- 
bunden. So ind diese Kollegen noch. 
salten bereit, sich gegen die Über- 
griffe der HSW - Bome zu verteidigen, 
um nicht das Risiko einer sofortigen. 
Kündigung auf sich zu nehmen. 


® Bei HSW arbeiten vie ausländische 
Kollegen, hauptsächlich Türken. Die- 
w werden vom Personalbiro direkt 
in der Türkei angeheuert und auf 
1Jahr. verpflichtet — zu vergleichz, 
weise schiechten Löhnen und Ar- 
beitabedingungen. Stllen die türkk 
schen Kollegen bestimmte Forderun- 
gen, droht die Geschäftsleitung mit 
Entisssung, die regelmäßig eine Aus- 
weisung nach sich zieht. Für über 
hundert türkische Kollegen läuft dem- 
nächst der Jahres - Kontrakt ab, Die 
Geschäftsleitung hat. aber schon zu 
erkennen gegeben, daß sie nicht be- 
it ist, Löhne und Arbeitsbedingun- 
gen an das „normale” Nivanı anzu- 
Dawn, Unter „normalen”” Bedingun- 
‚gen hat die Geichäftteitung, kein 
Interesse mehr, die türkischen Kolle- 
‚gen weiterzubeschäftigen. Sie_ kann 
die Arbeitsloigkeit in der Türke 
aummutzen und neue türkische Kol- 
iegen anheuern und die alten ent- 
an 


Arbeitsbedingungen der Kollegen 
und „soziale Leistungen” der Bosse 


Die marke Unterbeserzung in allen, 
"Abteilungen bei HSW wird — wie wir 


(der Kollegen zur Folge. Ständiges Über- 
runden -Kietzen und Schieben von 
Doppeischichten ist bei HSW „normal”, 
4a es bei Urlaub, Krankheiten und Kün- 
digungen keinen Ersatz gibt. Bei den 


Dennoch bemüht sich die Geschäfte 
leitung, unter diesen Bedingungen den 
Produktionsausstoß. des Werkes zu ser, 
‚gern. Erst im Juni konnte das Walzwerk 
mit 1.500 Tonnen Substahl am Tag 


aoziele Leistung besteht darin, daß wir 
die 26,— Mark für das Vermögensbik 
dungs- Gesetz bezahlen”, wozu die Bos- 
mn ohnehin per Taritvertrag gezwungen 
sind. 

Das Korf'sche Prinzip, sozusagen sein, 
„Geheimverfehren” — wie es die bürger- 
lichen Zeitungs -Schreiber bejubeln — 
entpuppt sich bei häherer Untersuchung 
als besonders geschickte Kombination 


flunicher”, 
thoden, die an Skisvenhalter - Zeiten er- 
innern. „Fortschritt” also „— im Sinne 
des kapitalistischen Profit Systems. Im 
einzelnen: 

Die Hitze erreicht im Suhl - und Walz- 
werk oft Temperaturen von 50, 60 und 
© Grad. Besonders an der „Kihlssrek- 
ka”, wo der glähende Suahl an der Luft 
erkalten soll, st die Hitzeeinwirkung 


die Hitze - Entwicklung unvermeidlich. 


‚diesen Fällen, genügend „Springer“ (Ab- 
lönangen) und Ertrischungeräume bereit 
Zumeilen, und notwendie Pausen zu 
‚9ewähren. Nicht so bei HSW. Hier heißt 
@5 einfach durchhalten, bis man um- 
kippt. Die Arbeiter, die häufig mit bio- 
Sem Oberkörper arbeiten, um die Hitze 
einigermaßen auszuhalten, müsen. so 
Verletzungen durch glühende Stahlsprit- 
zer bewußt einkaikulieren. Branchenüb- 
liche Hitzezuschläge werden bei HSW. 
nicht gezahlt, Das war nicht. Immer 20. 
Noch Im kerzian Jahr wurden diese Zu: 
chiäge während dreier Sommermonate 
Qewährt, dann aber ohne jede Begrün- 
dung eingesmint. 

Für Juni '72 sind jetzt einigen — 
wilkörlich ausgewählten — Kollegen ge- 
wisse Hitzezuschläge zugesagt worden, 
während die Mehrheit der von starker 
Hitze Betroffenen offenbar weiter Ieer 
aumehen soll. Das, was alle fordern, 
gen wenigen zugestanden. So 
können die HSW - Bose demnächst be- 
haupten: „Bei uns gibt es Hitzezuschlä- 
wc 


Phon. Die Kollegen müssen hier oft 
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beruhigen, nicht aber um den Staub zu 
bemitigen. So müssen die Arbeiter z.B. 


auf der „Schmaeizböhne” durch mehrere - 
cm hohen Stahlsaub waten. Schmutz. ® Betriebsrat Peribuch wien auf der Be- 
ee bar han ange an _ webmermmmung Im Dezember 7 
Ba ne waren wie men 
: Uefa ana arena 
Serge uns m gen Merk more 1 Ba vumnen Kamen (ir 
Eee. Zum Ken aa 
ee De pa men 
Kommunen den gramm Ta icrvem Kamm 
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Faden u ha 
Gefahrenzuisge, ame 
Schmunzeis. Geuhitm 
in en sogar minder abgeschattt. bit einge 
Kort gezahlt wird, gi es hier. ebenfalls die a 30 Ouierter 
‚nicht. Eine ächerliche Nachtschichtzu- ud zu den deren 
lage von 50 Pfennig pro Werkmmchnungen fahren. Asch Klagen 
zugestanden, obgleich nkermerder (siciches Easter) 
ranchenilich it. Dieses rauchen eine drehen Smunde Ming. 
konnte such nur nach langen Ausinan- Mit dem eigenen Ausz zu kommen. im 
Seruwtzungen im Wrzien Jahr erofehlenmert, dene: Dar marks 
Koligen erkämpft werden Sonnabendh ei scrumch Dein 
und Sonntags - Nachts wird den Kollegen. Folpriger Ackır. Auch eine 
“ iiaerschnich irn dringend nommen, 


Hi 


Arbeiterkampf Nr. 20/Juli 1972 


Roten 


damit die Autos gegen lackzerstörande 
Steubobfälle aus dem Werk geschützt 
worden. 


Der Kampf der 
Roten Gruppe‘ 


Anfang '71 nahmen die Arbeiter bei 
HSW die Stahl - Produktion. auf, Noch 
Im Frühjahr wurde der erste Betriebsrat. 
(OR) gewählt. Dies geschah auf Initiative. 
das Geworkschaftssakreträs Prehm und 
In Absprache mit einigen rachtan SPD - 
Mitgliedern, die sich denn auch zur 
Wahl stellten, Es kamen nur einzelne 
fortschrittliche Kollegen In den BR, der 
über insgesamt fost In der Hand’ der 
rachten SPD'er blieb. 

Dieser erste BR zeichnene sich durch. 
völligen Nichts -tun aus. Auf, nen 
Sitzungen erschlenen meistens nur 3- 
4 Kollegen. Auf dem Schreibtisch des 
DR » Vorsitzenden Poribach stapelten 


‚a, je — ooht 


nichts. Sein Verhältnis zu den Arbeitern 
und Angestellten kennzeichnene Peribach 
einmal erstaunlich offen: „Die Kollegen 
haben ja keine Ahnung. Können kein 
offenes Wort vertragen. Die sind ja alle 
viel zu dumm — haban ja selber Schuld”. 


Ga Verach @Toaihuien eu Ha 
Bosse „Arbeiterverireier” am Band, 
(enau dem Ziel Ihrer „Personal «Poll 
UK” antsprachän, sich eine gufügie Be- 
Iegschaft. zu schaffen, mit der man alles 
machen kann. 


GEFAHR FÜR HAMBURG 
— „kleine Wasserstoffbombe” in 
Finkenwerder = 


Die Dirakt- Reduktionuanioge it der 
Stolz der HSW- Bose, ie it das th. 
liche Herzstück des Korfschen „Ge: 
Beimverfohrens” al der Stahlgewinnung. 
Ober wehnische Datalı dieser Anlage 
schweigen sich di HSW- Bote baharr- 
ieh un. 

We uns jetzt bekannt wurde, I die- 
#0 Dirakt-Reduktionsanlage ein un- 
laublicher Gefahrenherd. Una zwar 
nieht nur für die HSW- Kollegen, won- 
dern für alle Arbeiter und Angestellten 
(er umligenden Industrie Berriebe, den 
Hafors und für die Bevölkerung von 
Hamburg - Finkenwerder, 


Was bisher sibst die wenigsten HSW- 
Arbeiter wien, It, daß diese Anlage zu 
50 % mit Wawerstoff gefahren wird. Die- 
m Tatsache wurde offenbar sogar dem 
dafür zuständigen TOV verschwiegen. 
Dennoch sollten TOV - Beamte zur Auf- 
Inge gemacht heben, eine starke und ho- 
ho Mauer um di Reduktionsanlage hor- 
um zu bauen. Diese Aufioge erfolgt so- 
mit ofne genaue Kannenia der TOV - Be- 
amten von der Hauptgefahr, die vom 
‚hochexpiosiven Wesserstoff ausgeht. 
Dennoch haben die HSW- Bosse biher 
nieht einmal diese Auflage befolgt! 

In den USA - wo Korf ein ähnliches 
Werk wie HSW betreiben läßt — ist die 
Direkt Reduktionsenioge, gemäß, dort 
Deltenden Sicherheits - Vorschriften, in 
einem unterirdischen Bunker unterge- 
bracht, Warum wohl? 


Die USA - Anlage wird ausschließlich 
von dafür besonders susgebikdeten Fach- 
nuten bedient. Anders bei HSW. Um 
‚Kosten für amerikanische Fachleute zu 
iparen, wurden hier einige Cheniker, 
Techniker etc. kurz angelernt. 

Trotz der Sicherheits - Vorkehrungen. 
im USA «Werk, ist dort bereits eine 
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Zu diesem Zeitpunkt nahmen die 
Betriebszellen des KB die sysiwmatische 
Arbeit. auf, formierte sich die „rot 
Gruppe” im Betrieb. Ziel der Arbeit 
wollte eine einheitliche Abwehr - und 
Kampfbereitschaft der Kollegen sein go- 
‚ven die ständigen Übergriffe der Ge- 
schäftsleitung. Erster Schritt in dies 
Richtung sollte der Aufbau eines gewerk- 
schaftlichen Vertrauenskörpers (VK) im 
Betrieb win. 


In vielen Diskusionen und auf Flug- 
blättern bemühte sich die „rote Gruppe”, 
‚deh Kollegen die Notwendigkeit diesen 
Schrituns zu erläutern. Gegen Widerstand 
und Verschleppungstaktik durch IGM - 
Sekretär Prehm konnte dann am 18./ 
16. September "71 die Vertrauensleuns 
Wahl stattfinden, 


Die Wahl wor ein erster Erfolg von 
Bemühungen der „roten Gruppe”: Die 
Wohlbereiligung war ungewöhnlich hoch, 
ie fortschrittliche Kollegen in denein. 
zuinen Abtöllungen stellten sich. zur 
Wahl. Zuvor waren schon viele Kollegen 
Mitglied der IGM geworden. 

Noch. Wahl eines B-köpfken VK + 
Vorstandes, baute der VK ein Infor- 
mations -System auf, das fast alle Ab- 
tellungen des Betribes erreichte. So 
"konnten die dringendsten Forderungen 
der Kollegen zusammengetragen und zu 
einem Forderungsprogramm zusamman- 
‚gefaßt werden (vl. ARBEITERKAMPF 
Nr. 19). Für Erfüllung dieser Forderun- 


ge moi der VK kömelen. | 
Der BR wird gestürzt 


DR Vorwaganılau waren anfangs. 
um Zusemmenarbeit mit dem BR bo- 
möht. Man wollte hiermit auch die Be- 


Reduktions - Anlage hochgegengen. Alle 


‚Bunker mit Beton « Wänden, je nicht 
einmal eine einfache Brand- Mauer wir. 
de die Arbeiter dieses Industrie - Vierten 
und die Bevölkerung von Finkenwerder 
schützen. Schlimmer noch: Naben 
HSW = nur wenige 100 Meter enc- 
ferne — Igen die riesen Tank - Läger 
von BP und anderen Benzin - Firmen, 
ebenso wie die Chemikalien - Läger von 
‚Columbia « Carbon. Nicht auszudenken, 
was bei einer Katten - Reaktion passie- 
ran würdel 


Wit müssen annehmen, daß. den 
HSW-Bowsen. dies alles wohlbekannt 
ist. Daß le dennoch keinen Pfennig 
für notwendige Sicherheits « Maßnahmen. 
ausgeben, kennzeichnet nur ihre Var- 
‚schtung für Leben und Gesundheit von 
möglicherweise tausenden von Arbei- 
tern. Aber Sicherheits - Vorkehrungen 
‚kosten schließlich Geid und werten kei- 
en Profik ab. 


Jeden Tag kann die Katastrophe da 
ein. Es braucht nur ein Kolkge z.B. 
„fit beioffenem Kopp“ oder von einer 
der üblichen  16- Stunden - Schichten 
vollkommen geschlaucht, den Wasser- 
Achlauch mit dem Sauerztoffschlauch 
beim Anschließen zu verwechseln. 


Dazu gen Kollegen von der Re- 
duktionsanlage: „Halb Finkenwerder 
fliege in die Luft. Das it wie eine 
Kleine Wasserstoff - Bombe. Aber ich 
mark zum Glück je dann nichts mehr 


Klassenkämpfe im 
modernsten Stahlwerk der Welt‘ 


Gruppe‘ 


Fortschrittlicher V/K wird aufgebaut wiebsrät aktivieren, sich endlich für 


die Kollegen einzusstzen. 


Peribsch & Co. hatten aber offen- 
sichtlich andere Vorsuallungen. Zusam- 
menarbeit mit dem VK kam für diem 
Herren. nicht infrage. Statt dessen dif- 
famierten sie fortschrittliche Vertrau- 
ensieute bei den Kollegen mit ant- 
kommunistischer ‚Hetze, Sie bezeichne- 


finanziert werden usw. 


Hierbei ging es Pertbach & Co. nicht 
um Auseinandersetzung mit politischen 
Vorstellungen der Kommunisten. Woge- 
gen dies Herren anwetterten, war der 
Versuch der Vertrauensieute und vieler 
‚Kollegen, die hinter ihnen standen, eine. 
konmauente Arbeitervertratung im Be- 
trieb aufzubauen, Es war das Bestreben, 
sich in Zukunft nicht mehr alles von 
den HSW - Bossen bieten zu lan, wo- 
Degen Poribach & Co, heızten. 


Der rachte Betriebsrat weigerte sich 
schließlich sogar, für das Forderungs- 
Programm der HSW - Kollegen einzutre- 
ten, etwa in Verhandlungen mit der 
Geschäftsleitung. Auch IGM « Sakratdr 
Prehm unternahm den unrühmlichen 
Versuch, den VK zu zerschlagen. Er 
verweigerte anfänglich dem VK di ge- 
Werkschaftliche Anerkennung und. be- 
mühte sich, ihn zu einer „lleglen Kör- 
Perschaft“ "zu deklariren. Schließlich 
Versuchte er, auf die Vertrauensleute 
einzuwirken, den VK wieder aufzulösen, 
angeblich, weil „ein BR doch genug” 
ei und ohnehin zu wenig HSW - Kolie- 
980 in der IGM organisert” min. 

Die Vortrauensieute Ileßen sich nicht 
verwirren und gingen ihrerseits zur Of- 
fansive über: Öffentlich forderten sie 
den Rücktritt des rechten BR - Vor- 
sitzenden Peribach, da dieser nicht wil- 


Großspurig erklärte Peribsch dazu, 
(daß er „gern zurücktreten” wolle, wenn 
der VK’ mindestens 200 Unterschriften 
von Kollegen vorlegen könne, die dis 
verlangten. Ihrar Sache offenbar völlig 
Sicher, spekulierten Peribach & Co. auf 
die Wirkung ihrer antikommunisischen 
Hetze gegen den VK. Fehlanzeige Mühe- 
Ios_ brachten die Vertrauansleuns auf 
‚Anhieb ca, 230 Unterschriften zusam- 
men. Ohne weiteres hätten sie jede 
Menge mehr erhalten, wenn si en darauf 
angelegt hätten. Zu offensichtlich war 
She Unfähigkeit dies Betrieberates. 


Pertbach verweigerte antänglich sei 
nen „freiwilligen Rücktritt". Dazu muß- 
10 er erst von den anderen Betriebs 
Fräten gezwungen werden, indern sie ale 
zurüektraten. Dies taten sie teilweise 
aus Opposiion zu Peribachs Politik, 
teilweise_ much, weil eı ihnen offenbar 
zu peinlich wer, auf dieser offenkundi- 
gen Mißtrauensgrundisge, noch. weiter 
en. Betriebsrat zu. spielen. Damit war 
dieser rechte BR gestürzt und der Weg 
{rei für Neuwahlen. In einem verzweif 
en letzten Versuch bemühte sich IGM - 
Sekretär Prehm noch, sainen Schürzling 
Pertbach zu retten und die ganze Aktion 
as legal und gewerkschaftsschädigend 
hinzustlien ... allerdings vergeblich. 


Die ersten Fehler 


Auf dem „Auheklasan” dieser ersen, 
Erfolge, ließ" die Aufmerksamkeit der 
„roten Gruppe” nach, wat sich schnell 
Fächen solte. 

Ex gelang IGM Sekretär Prebm in 
ler Heimlichkait und offener in Ab- 


rates breit unter den Kollegen zu pro- 
Pagieren und auch fortschritlichen Kan- 
didaten für die anstehende Wahl be- 
kannt zu machen. 


Statt denen konzentriert man sich 
einseitig auf den gerade laufenden Taril- 
kampf in der Metallindustrie. Hierbei 
wurde noch ein weiterer entscheidender 
Fehler gemacht: 

Viele Kollegen wollten ihre Haltung 
Jegeniber den Mena -Kapialisten durch 
einen Warnsteik demonsırieren. Statt 
diese Forderung aufzunehmen und sie in 


2 Tage bevor er statfinden solle, 
kannıgegeben. So bekam die Geschäfts. 
leitung schnell Wind von der Sache und. 
konnte sich ihrerseits vorbereiten, Sie 
starteten über Meister und Vorarbeiter 
‚eine massive Einschüchterungskampagne. 
und drohte allen Kollegen mir fristloser 
Kündigung, wenn si cn an einem „lie- 
geien Streik” bensilgen würden. Dar VK- 
Vorstand wurde insbesondere verwarnt. 
Unter dieser Einschüchterung brach die 
Streikbereitscheft bei den Kollegen in 
sich zusammen und machte einer tifen 
Resignation platz: „Hat ja doch keinen 
Zweck.” Zu Recht wurden auch die 
Vertrauensieute Kritiiert, die hier ein- 
eutg vorugt han. 

Die augenblickliche Resignation wur- 
de von den HSW - Bowen sofort weiter 
Sungenutzt: Sie feuerten 2 akuive Kolle- 
‚gen aus dem VK - Vorstand mit erloge- 
nen Begründungen. Beide Kollegen gal- 
ven als ausichtreiche Kandidaten. für 
die anstehende BR.Wahl. Peribach hit 
tie für Mitglieder des KB und denun- 
ierte sie entsprechend, Der Versuch 
(Ser Vertrauensieute, denwegen einen Pro- 
weststreik zu organisieren, scheiterte an 
allgemeiner Resignation und schlechten 


Im gieichen Zug akzeptierte die Ge- 
schäftleitung erste Kine Forderungen, 
aus dem Programm des VK, wie etwa, 
Winterkteiung, Schutz einiger Arbeits- 
Plätze gegen Zugluft, unntpetlicher 
Tee - Ausschank während der Arbeitazen 
ic. Damit sollt der Protst der Kolie- 
‚gen gegen die Kündigung ihrer Vartrau 
ensleute abpemikdert werden. Gleichzei- 
tg machte die Geschäftseitung damit 
auch für Peribsch Reklame, demen „2a 
es Verhandeln” mit ihr, angeblich diese 
Zugeständnise gebracht hät. 


zungen kam 
Neumahl des BR im Januar 72. Dis war 
ieich nach der Mail -Taritrunde, die 
bei den Kollegen ein Gefühl der Nitder 


Auseinendersetzungen und Fehler der 
führte auch zu einem erheblichen Ver- 
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munisten wer nicht mehr den dringen- 
en Forderungen und Bedirfnisen der 
Arteiner verpflichtet. 


Ein neuer Anfang 


Ein never Anfang, unzer Verwertung. 
der bisherigen Erfahrungen mus ge- 


99 die Mutlosipkait der meisnen Arbeiter 
und Angeseilten. 


Ingwischen wer das neue Betribe- 
verfamungs - Gestz. versbschisdet. und. 
mit ihm der Termin genannı, an dem. 
in allen Betriden neue Betriberäee ge- 
wählt werden mußten. Beuiedsräun Per. 
bach, Monde Co. und die Geschäfte- 
Meitung vertraten die Them, dad, eine. 
Deus BR - Wahl bei HSW überflinig sek 
Sie wolten das für sie günstige Krälun- 


zu den Aufgaben des VK: 


„Die nächsten Aufgaben eines 
Vertrauensi sind vor allem 
folgende: 


Seit 1e _ 


Forts. von Seite 15 


Der Kampf der Roten Gruppe‘ 


Iigung war ‚hr hoch und es gab vie 
Naueineriti in die IGM. 


Mit großem Schwung ging der nau- 
gewählte VK an die Arbeit: Gegen die 
Versuche der Reaktionäre im Betrieb 
propagierte er die, Notwendigkeit von 
BR - Neuwahlen und bereitete sie auch 
vor. Eine Kandidaten - Liste wurde so- 
gleich aufgestellt, Die Mingliederwer- 
bung für die IGM wurde angekurbeit, 
Es wurde versucht, einen neuen For- 
erungskatalog und Richtlinien für die, 
Informationspolitik des VK. auszuarbei- 
en. Die Bildung von gewerkschaftlichen 
‚Arbeitsgruppen wurde propagiert. 


ode selbständige Aktivitkt der Ar- 
‚heiter. ist den Herrschenden verdächtig. 
Sie versuchen, ale zu unterdrücken. So 
auch bei HSW: Im Auftrag der Ge- 
schäfieltung seigerten die rechten 
‚SPD'Ier um Mosde und Peribach wieder 
ihre antikommunistische Hetze, die sie 
gegen alle. fortschrittliche Kollegen 
Fichten einschließlich Ihrer eigenen Par- 
takpenossn. 

/Auf einer kurztristk; einberufenen 
‚„außerordentlichen BR -Sitzung”, zu 
der nur rechte SPD’ier geladen wurden, 
wurde die Freistellung des aktlven Be: 
trieberates Michael S. zurückgezogen 
und matt. dessen ein. „verläßlicherer”“ 
Kollege froigemalit. Auf der Betriebs 
versemmlung vor der BR «Wahl traten 
dann die rechten Betriebsräte — allen 
voran Moade — vor die Kollegen und 
Überboten sich mit. antikommunisti- 
schen widerlichen. Tiraden gegen na- 
mentlich genannte Betriebsräte und Var- 
ravensleute, Dabei sporten sie nicht 
mit. persönlichen Vorwürfen, Untorstek 
ungen und dreisten Lügen. 


Die- BR -Wahl — ein durchschla- 
gender Erfolg der „roten Gruppe” 


‚Einen Tag vor der BR-Wehl vor- 
tilte die  Peribach / Made - Gruppe 
(Metal « Berlebsgruppe”) ein wild an- 
tikommunistisches Flügblatt, das wir 
nebonstahepd verkleinert abdrucken. 
Dies war der vorläufige Höhepunkt in. 
der raktiondren Hetze gegen. fort 
schritliche Kollegen. Mit offen faschi- 
moider Hetze, dummdreisten Lügen, 
Unterstellungen und persönlichen Diffa- 
mierungen /gegen. einzeine, namentlich 
aufgeführte Kollegen, die angeblich „zu 
‚dan lehtenden Köpfen der ‚roten Grup- 
pe’”” gehören sollen, straiften diese 
etzer die letzten Hüllen von Kolle- 
gialiit ab und versuchten. «0 auf 
Stimmen - und Dummenfang zu gehen. 


Sie hatten sich vorrschnat. Die Ham- 
burger Stahlarbeiter gaben ihnen bei 
der BR-Wahl eine Abfuhr, Zu viele 
haben, inzwischen diese „Politik“ durch- 
schaut, insbesondere den Demagogen 
Mode. Diesar — bisher telvertretender. 
BR-- Vorsrtzenger — kam überhaupt 
nicht mehr in den BR und landete 
‚Janz am Ende der Liste, Peribach pla- 
Cierte on dritiotzter Stelle der neuge- 
wählten Betriebsräte. Die obersten Plät- 
ze belegten. fortschrittliche Kollegen, 
40 der zuvor diffamiarte Kollege Micha 
1 5., der auf dem zweiten Platz landete 
und denach zum neuen BR + Vorsitzen- 
den gewählt wurde. (Der andere auf 
dem Flugblatt diffarmierte Kollege ist 
Miglied des VK - Vorstandes). 


Nach dieser BR -Wahl gibt es bei 
HSW gute bzw. ausreichende Mehrhei- 
ton fortschritlicher Kollegen in VK und. 
(OR, Vor allem gibt es auch viele Kol 
legen sudarhalb dieser Gremien, die 
sich aktiv für die Belange und Rechte 
der Belegschaft einantzen. Dies Ergebnis 
ist auch ein Erfolg der „roten Gruppe“, 
die zu Ihrem alten Schwung zurückge" 
funden hat. 

Die Arbeiter und Angestellten bei 
HSW haben 2, T. bewußt „ro Kolle- 
gen” in Betriebsrat. und Vartrauens- 
körper gewählt und die rachten SPD’Ier 
auch bewußt abgewählt. Diese Tatsache, 
art jedoch nicht überschätzt werden, 
etwa in dem Sinn, daß sich die Mehr- 
heit der Kollegen für die Politik der 
„roten Gruppe” schon entschieden hät- 
is. Hierin Kommt. vorerst nur zum 
Ausdruck, daß man die Politik bestimm- 
tar rechter SPO’ier als unbrauchbar 
erkannt hat und daß man jetzt einmal 
den „roten Kollegen” eine Chance ein- 
räumen will, Es gibt also keinerlei 
Grund, sich auf vermeintlichen „Lor- 
beoren” auszuruhen, Im Gogenteil. Die 
Bewriebezele und mit ihr nympsthisie- 
rende Kollegen, sowie auch andere fort- 
schrinliche und aktive Gewerkschafter 


schaftlicher Arbeitskreise um. wer- 
den durch dies Herrschaften mit. 
istiyen. Sarzungs-Tricks abgesetzt 
oder durch stundenlange Schwafe- 
keien und tusenderlei_ Einwände 
um. blockiert und verwäsart. 


übrigen Instrument der Geschäftskeitung 
zu degradieren und ihn auf dimm Weine 
den Kollegen as aktlven Verweter zu 
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haben jetzt alle Hände voll zu tun, die 
ihnen gegebene Chance wahrzunehmen 
und dem Vertrauen geracht zu werden, 


© Im Auftrag der Geschäftsleitung vr- 
‚reiten rechte SPD’ler sndig Li- 
gen und Gerüchte Im Betrieb, vor- 


hi; 
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aber bereits aktiv geworden: Kürzlich 
marschlerte eine gesamte Schicht des 
Stahlwerkes nach der Nachtschicht ge- 
schlomen zum BR und mit diesem zur 
Geschäftsleitung. Sie fordern die Be- 
Zahlung den Plingsuonntagen. Die hoch- 
Qeschreckten Bosse zahlten ihnen das 
Geld sofort ber auf die Hand, Ebenso 
erschien eine gesamte Stahlwerk -Schicht 
am 17. Juni nicht zur Arbeit. Si weren 


das die Mehrheit der. HSW- Kollegen 
in sie gasatzt hat. 

Denn schon sind die HSW - Bome 
Wieder zum Angriff übergegangen: 
Ihre Handlanger lassen sie die BR - Wahl 
anfechten. Angebliche „Unregelmäßig- 
keiten” dafür haben sie selber vorher 
eingefädelt, um jetzt einen Vorwand 
zu haben: So soll anaeblich auf der 


Zugeweise unter den Vertrauenakeu- 
an und Betriebsräten, So heißt es 
einmal, daß die nächste VK Sitzung 
angeblich ausfallen würde, weil der 
.VK. noch nicht von der IGM an- 
Srkannt sei”, ein anderes Mal werden. 
Betriebsräte zu einer angeblich statt- 
‚tindenden „außarordentlichen” BR - 
Sitzung zusammengetrommalt. 


DA naG zum vorn! 


eis Yangen versuchen de Kommunisten unseren Batrieberes 
elitiseh mu untervandern, Bis bedienen sich dabei der allen 
in ron (len Parolen und Mnschiapfun-, 


detat det 00 an der Zait absurschnen, dunit ie Kollagianan 
Sad Kollngen der EI) Aiesen roten Agitataren bei der beror- 
lebenden Betrisberetemahl nicht auf den Laim gehen! 


Teigende Fragen kann sich jeder selber antworten: 


A. Ver Dasshlt die in haber Auflage srecheinenden "ei tungen“ 
wa Fiupalätten, wie "Der Natallarbeitar", "ärbeitekumpt” 
wor.? Glaubt Dar, dab sie vun Bpunden wat Drttrigen 


Hasnstert werden? 


Ver inferniert "Tas Mi 


Kandidat nicht mit seiner Berufsbe 
zeichnung sondern mit „Gewerkschaft 
Her" aungeniesen worden sin. „Wahl: 
beeinflumung‘” schrie jezt die Bone, 
Nur: Der türkische Dolmetscher it der 
Dolmetscher der Geschiiiitung! Ein 
zweier Grund für die Anfechtung: Die 
Kandidaten "Lin wurde nicht ins por- 
tuglische und marrokenische übenazt, 
Obgeich 30 Kollegen dieser Nationaiät 
bei HSW beschäfgt sind, Allerdings: 
Eine solche Übersetzung Ist vom BR - 
Wehlvorstand ordnungsgemäß beantrag 
worden, Die Geschäftsleitung, die diese 
Aufgabe, hätte, hat es hinirtrieben, 
Die Wehlanfechtung steht natürlich au 
ehr wockaligen Boden, hat kaum Ei 

fol  Ausichten. Die Geschäftsleitung 
werpricht sich davon. allerdings Ver- 
Wirung und Lähmung der BR - Arbeit. 
Neben“ der Wahlanfechtung. sind die 
HOW» Bome und ihre Taschenträger 
schon zu weiteren Angriffen @erge- 
Danaen: 


(4 (rislos entlassen. Angeblich hat 
er einen Ofen falsch gefahren. Der 
OR lehnte die Kündigung ab. Es 
kommt zu einem Arteitsgerichta - 
Prozeß. Bis dahin darf der gekün- 
‚Sigte Betriebsrat nicht bei HSW ar- 


er verbingt siel Mater dem Honen "Lei Ialere’, der 
Sei diesen "Drusksshriften" veruntvertiieh seiehnst? 


Wer alle Vorgänge Dei den HAM und mun den Betrisbarett 


wo rogeiniäig uns gründtich 


® Die Geschäftseitung selbst mischt 
bei dieser Gerüchte -Macherei und 
Verwirungs „Politik direkı_ mit 
Eins von vielen Beispien: Gegen- 
über einigen Bewrieberäten beschwer- 
10 sie sich offizell, daß es angeblich 
andere Betriebsräte gestauen, warn] 
sich „Unbefugte dauernd im BR « 
Zimmer ausruhen“ würden. 


Din Geschäftsleitung und ihre Hand- 
angdr, von denen einige heider such 
in BR und VK sitzen, jagen es offen- 
sichtlich jetzt darauf an, dad die neu- 
‚Qewählten Körperschaften — VK und 
BR — in ihrer Arbeit gar nicht erst 
Tritt fassen können und die Mehrheit 
der  HSW.-Kollegen Vertrauen und 
Hoffnung in se schnell wieder verlieren. 


Einige Umatände begünstigen. di, 
Taktik der Bose noch: 

Die meuen Barrieberäte sind nach 
weitgehend unertahren im Umgang mit 
verschiedenen Gesetzes - Texten, beson- 
darı mit dem neuen Betriebs Vertas- 
sungsgesetz (BVG). Dies wird von der 
Geschäftseitung weitgehend ausgenutzt. 
Mi. scheinberem „Jurstischen Sachver« 
and” wird vermcht, den Betriebsräten 
Weirzumschen, dad es ihre Aufgabe se, 
die Emens - Automaten eigenhändig 
nachzufüllen. Andererseits versuchen die 
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Mir aber breuchen Dehrieberkte, 
a a ae een 


En 


in Yntaresman dar 
nen 


Wir drensben Betrisberäte, die nealästinch-tie Wetriphiichen 


Fronlene aipashen.. 


Wir mpfehlen Dach dnshaldı Vinit folgende Talingn: 


mim 


"Fuck the law!” 


ihren eigenen Reihen. Sie werden 
‚Shop Stewards genannt und sind 
mit unseren Vertravensleuten 
zu vergleichen. Gegen 3 Shop 
Stewards der Londoner Hafen- 
arbeiter erließ das Arbeitsgericht 
im Juni Haftbefehl, weil sie die 
Arbeiter zu dem Boykott der 
Containerfirma aufgerufen hat- 
ten. Dieser Versuch, das Ge- 
werkschaftsgesetz gegen die Ar- 
beiterführer einzusetzen, miß- 
lang den Kapitalisten und ihrer 
Justiz allerdings moch einmal: 
Das Gericht war wegen der mas- 
senhaften Proteste der Londoner 
Hafenarbeiter gezwüngen, den 
Haftbefehl nach einigen Tagen 
bereits zurückzunehmen! 


Trotz dieser unbestreitbaren Er- 


{”Scheißt auf das Gesetz!”) 


kommt, das Gewerkschaftsgesetz 
außer Kraft setzen wird. Die engl 
sche Arbeiterklasse hat noch keine 
eigenständige Klassenpolitik entwik- 
kelt, so daß die Labourführer in der 
Lage sein werden, den Protest vieler 
Arbeiter wieder auf ihre sariake- 
mokratischen _parlamentarischen 


ter in der nächsten Zeit, wird 
darüber entscheiden, od die Kapita- 
listen die Anwendung des Anti 
streikgesetzes und die Lohnleitli- 
mien durchsetzen können. Wenn 
das den Kapitalisten gelingt, »o be- 
deutet das eine langfristige Skono- 


folge von Teilen der englischen Ar- 
beiterklasse im Kampf gegen die 
Angriffe der Kapitalisten, dürfen 
wir nicht in den Fehler verfallen, 
das reale Kräfteverhältnis zwischen 
den beiden Klassen zu optimistisch 
einzuschätzen: Die Arbeiterklasse 
war trotz politischer Massenkämpfe 
im ganzen nicht in der Lage, das 
Gewerkschaftsgesetz zu verhindern. 
Die Kämpfe gegen die Anwendung 
des Gesetzes werden noch nicht 
national geführt. In weiten Teilen 
der Arbeiterklasse besteht noch die 
Illusion, daß die Labour - Party, 
wenn sie wieder an die Regierung 


beiten. 


® Einem weiteren Betriebsrat wurde 
von der Geschäftseitung ein Ge- 


a ae 
ET 
ee 
von er Gmehaing ai Ce ern wo dur schien 
ee ee Au Au Sa goranern 
en ie ung — Fur a, 
Bene du garen Be: 
ie 
nano 
Dam zu a Ta ar 
a ae, 
a 
nn ua a da 
Be ea 
er 
ee 
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kulleren auf Unkenntnis der Betriebs. 
räte. Auch hat der alt rechte BR sei- 
"nen Nechtolgern eine große Menge „Un- 
eriedigtes” zurückgelassen, das jetz ae 
aufgearbeitet werden muß und den jetz 
‚Jen Betriebsrat ebenfalls won der Wahr. 
Rehmung zeiner wichtigsuen Aufgaben 
oh. 

Inagessemt zieht die Taktik der Bose 
und ihrer Handlanger darauf hin, den 
neuen. BR im tagtglichen Kleinkrieg zu 
Zermirben, um fmn schlislich zum wül- 
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 geht.um den gewinnträchtigsten Markt der Welt: Das Geschäft mit 
den Autos. Um seine weltweite Aufteilung und Beherrschung sind 
12 der 100 größten kapitalistischen Monopole angetreten: 


Chrysler (u.a. Simca); 


‚Aus den USA General Motors (dazu gehört u.a. Opel), Ford und 


® aus Europa British Leyland (u.a. Jaguar, Austin, Morris, Rover), 
‚Renault, Citroen, Fiat, VW und Daimler - Benz; 


® aus Japan Toyota und Nissan. 


Größere Veränderungen gab es vor allem auf dem eruopäischen 


und amerikanischen Markt. 


Während die französische, westdeutsche und englische Automobil- 
industrie in Europa erhebliche Marktanteile einbüßte, vergrößerten die 
US-Firmen und Fiat ihren Anteil. So gelang es Opel erstmals im 
ersten Quartal dieses Jahres, mit Neuzulassungen sogar in Westdeutsch- 
land VW zu überholen. Ebenso steigerte Ford seinen Marktanteil hier 
in den letzten 7 Jahren um 50% und liegt mit einem Marktanteil von 


Im eigenen Land versuchten die 
US-Konzerne durch die Neu 
wicklung kleinerer Fahrzeuge die 
von VW und Fiat behaupteten 
Marktanteile zurückzuerobern. 
Nixons. Währungsmaßnahmen, die 
eine Verteuerung ausländischer Wa- 
ten in den USA mit sich brachten, 
und die gleichzeitige Aufhebung 
‚der Sonderumsatzsteuer für Autos 
‚in den USA kamen den US-Kon- 
'zernen dabei besonders entgegen. 


von 134 Tod, auf 108 Tad. 
Daneben stiegern die japani- 
schen Monopole ihre Automobil- 
‚produktion unaufhörlich, Sie stieg. 
‚von_1953..50.000. Stück um 
11 500% auf. 5,8 Millionen 1971, 
1972 sollen es 6,5 Millionen wer“ 
den. Trotz der Nixon - Maßnahmen 
stiog-der- Export in die USA aus 


‚3% nur 1% unter dem von VW. 


Japan allein im ersten Quartal die- 
ses Jahres um 24 000 auf 115 000 
‚Autos, mehr als VW absetzen konn- 
te. Ebenso konnten in Europa 
1971 schon 150.000 japanische 
PKW abgesetzt werden, wobei zu- 
nächst nur Länder ohne eigene 
Autoindustrie beliefert wurden, 
Die anderen Länder, darunter auch 
Westdeutschland, sollen in den 
nlchsten Jahren in Angriff genom- 
men werden. 


men nicht mithalten können. So 
sind in England alle großen Auto- 
hersteller (außer den Ablegern der 
US-Konzerne) unter einem Ko: 
zerndach vereint. In Italien hat 
Fiat Auto -Bianchi geschluckt. In 
Frankreich wurde Simca _ von 
Chrysler aufgekauft, außerdem hat 
‚Fiat Anteile von Citroen erworben. 


Konkurrenzschlacht der Autoriesen 


Automobilarbeiter 
bleihen auf 
der Strecke 


In Westdeutschland arbeiten BMW 
und Daimler -Benz (an beiden ist 
Milliardär Quandt beteiligt) in der 
Forschung und. in Produktionsab- 
sprachen schon so weit zusammen, 
daß Mercedes-Chef Zahn ein Ein- 
greifen des Bundeskartellamtes 
fürchtet: „Das Kartellamt erlaubt 
eigentlich weniger, als wir heute 
schon tun.” (Spiegel 26 / 71) 

Nach der Pleite Borgwards, dem 
Aufkauf von Glas durch BWM und 
NSU durch Auto - Union, gibt es 
neben Daimler - Benz nur den VW - 
‚Konzern, dem Audi-NSU gehört 
und der mit Porsche eine gemein- 
same Vertriebsgesellschaft unter- 
hal, 

Beide Autoriesen sind unterein- 
ander durch die Deutsche Auto- 
mobil GmbH verbunden und bereit 
ten ein gemeinsames Nutzfahrzeug- 
programm vor, das vom VW 


Transporter bis zum Mercedes - 
LKW reicht. 


Der Kampf um die europäische 
Vorherrschaft 


Nach Ausschaltung der Kon- 
kurrenz im eigenen Land planen 
die westdeutschen Automobilkapi- 
talisten als nächsten Schritt eine 
noch forciertere Zusammenarbeit 
um so im zweiten Schritt als größ- 
ter europäischer Auto - Konzern 
die Spitze in einem supernations- 
len europäischen Automobilver- 
bund zu erringen. Den Großak- 
tionären von Daimler / Benz - 
BMW, Flick, Quandt und Deutsche 
Bank stellt sich bei noch stärkerer 
Zusammenarbeit mit VW nur das 
Problem, den Staatseinfluß über 
den_VW „ Konzern..so-weit-einzun 
schränken, daß sie selbst in einer 
deutschen Automobil - Gesellschaft 
die Führung übernehmen können. 


Ex- Nazi Paul G. Hahnemann als 
BMW-Chef vor einem Jahr zum 
Spiegel: „Der amerikanischen Her- 
ausforderung — oder der japan 
schen - kann man mit einem 
deutschen Zusammenschluß allein 
nicht begegnen. Eine zumindest 
kontinental - europäische Koopera- 
tion ist meiner Meinung nach wün- 
schenswert. Ich bin allerdings auch 
der Ansicht, daß man den zweiten 
Schritt nicht vor dem ersten tun 
kann.” Daraufhin der Spiegel: „Der 
erste Schritt al hieße eine 
deutsche Automobil - AG?” Hah- 
nemann: „Ja, Ansätze dafür sind 
da... Allerdings scheint mir diese 
Konstruktion für die Untertürkkei- 
mer (4.1 Daimler) und die Münch- 
ner (d.i BMW) nicht sehr attrak- 
tiv, denn sie führt unter die Be- 
herrschung von VW. Das wollen die 
Manager nicht und auch nicht die 


Die Konkurrenzschlacht der Au- 
tomobilkonzerne geht in der gan- 
zen Welt zu Lasten der Automobil- 
arbeiter, Die Kapitalisten nutzen 
die internationale Zersplitterung. 
des Proletariats aus, um die Arbei- 
ter der einzelnen Länder gegenein- 
ander auszuspielen. So betragen die 
Lohnkosten für Ford in England 
‚nur ein Drittel, in Westdeutschland 
die Hälfte des amerikanischen 
Durchschnitts, So hat VW trotz 
allen Krisengeredes in den letzten 
Jahren vor allem in faschistischen 
Ländern kräftig investiert. VW - 
Brasilien ist heute der größte Kon- 
zern Südamerikas. Dort ist auch 
‚schon Gelände für eine wesentliche 


„Erweiterung gekauft. Kein Wunder, 
der Monatslohn eines Facharbei- 
ters liegt dort bei umgerechnet. 
209 DM! Ebenso im rassistischen 
Südafrika, oder VW -Mexico, wo 
sich für den Konzern Gewinn- 
spannen bis zu 70% ergeben. Wäh- 
send von 1969 bis 1971 in West- 
deutschland die VW - Produktion. 
um ca. 15% stieg, kletterte sie in 
diesen Ländern um mehr als 40 %! 

Allerdings stößt die Ausdch- 
‚nung der Vollmontage im Ausland 
wegen der hohen Transportkosten 
und Abhängigkeit von Zulieferbe- 
trieben auf Grenzen. So bedauerte 
Mercedes-Chef Zahn auf der Ak- 
tionärsyersammlung von Daimler - 
Benz im Juni denn auch, daß Voll- 
‚montagen im Ausland für ihn nicht 
‚möglich sind, „obwohl Monatslöh- 


ne von 75 bis 1SODM in Asien 
(Hongkong) geradezu aufreizen 
Aufträge nach dort zu geben.” 
(FR v. 14.6. 72) 


Neben der Auslagerung der Pro- 
‚duktion bzw. einzelner Teile ins 
Ausland versuchen die Konzern- 
herren im eigenen Land die Lohn- 
kosten durch schnellere Bandge- 
schwindigkeiten, verstärkte Ratio- 
malisierungen, noch. verfeinertere 
Ausbeutungsmethoden _ mittels 
„arbeitswissenschaftlicher Verfah- 
fen” wie Arbeitsplatzanalysen und 
Prämiensystemen rapide zu senken. 
In allne kapitalistischen Ländern 
stehen. die Automobilarbeiter des- 
wegen im Brennpunkt des Klassen- 
kampfes. 


= 
USA: Aufgeschlitzte Polster und 
u 

General Motors, Ford und 
Chrysler in den USA haben die 
‚Arbeitshetze derart gesteigert, daß 
trotz Hochkonjunktur im Autoge- 
‚schäft nur ein Teil der Automobil- 
arbeiter Arbeit hat. Nach einem 
Bericht der FR liegt die Zahl der 
Arbeitslosen in den USA in 
Detroit, dem Schwerpunkt der US - 
Industrie, mit 8 % sogar 33 % über 
dem Durchschnitt. In Lordstown / 
Ohio z.B. errichtete GM sein 
„modernstes” Werk, mit neuartigen 
Werkzeugmaschinen, die einen Teil 
körperlicher Arbeit, jedes Bücken 
und Kriechen überflüssig machen 


und jeden zeitraubenden Fußweg 
ersparten. Allerdings sollten von 
diesem Fließband statt der bisheri- 
gen 55 Wagen pro Stunde fast das 
Doppelte, 100 Stück abrollen. Dem 
Fließbandarbeiter verblieben statt 
vorher 1 Minute nur noch 40 Se- 
kunden für die vorgeschriebenen 
Handgriffe. Als dann im Oktober 
vergangenen Jahres die GM-Ge- 
schäftsleitung noch weiter rationa- 
lisierte, 300 Arbeiter feuerte und 
deren Arbeit auf die übrigen Män- 
ner und Frauen verteilen wollte, 
wurde es der Belegschaft zu viel 
Der Arbeiter Nick Schecodonic be- 
richtete: „Ich habe gesehen, wie 
eine Arbeilerin mit aem Fineßband 
um die Wette lief, um ihre Hand- 
wife zu verrichten. Ich habe noch 
25 Jahre vor mir in dieser Fabrik, 
und ich denke nicht daran, für ir- 
gend jemanden hier zu rennen.” 
Als GM-Manager Anderson auf 
den Protest der Belegschaft hin die 
Produktionsanalgen besichtigte, ent- 
deckte er an den nagelneuen Autos 
vom Typ „Vega" zesplitterte Wind- 
schutzscheiben, zerbrochene Rück- 
spiegel, verbogene Instramenten- 
knöpfe und aufgeschlitzte Sitzpol- 
ster. Zündschlüssel steckten abge- 
brochen in den Schlössern, Dich- 
tungsringe im Vergaser. 

Durch die Sabotage befürchtete 
GM einen solchen Image - Verlust 
für diesen Autotyp beim späteren 


Käufer, daß den Forderungen der 
Arbeiter nachgegeben werden muß- 
te. Und ‚nicht nur die GM - Mana- 
ger bekamen kalte Füße: Schließ- 
lich rüttelten die rebeilierenden Ar- 


Grundpfeiler des Systems, die Ak- 
kordarbeit am Fließband. 


England: Die „wilden” Automo- 
bilarbeiter 


‚Auch im kapitalistischen Europa 
stehen die Automobilarbeiter in der 
vordersten Front des Klassenkamp- 
fes. 


Die militante Shop Steward - Be- 


strie, Seit Mitte der 6Oiger Jahre 
sind die 200 000 englischen Auto- 
arbeiter durch ca. 5000 Shop Ste- 
wurds vertreten. Die Streikbewe- 
gung nahm seitdem großen Auf- 
schwung. Bei Morris gab es z.B. 
1965 297 Streiks allein in Cowley, 
von denen 256 „wild” durchge- 
führt wurden. Um ihren Forderun- 
sen Nachdruck zu geben, legten die 
‚Arbeiter meistens die Arbeit schon 
vor Beginn von Verhandlungen nie- 
der. Heftige Kämpfe gab es in den 
letzten Jahren vor allem bei Ford. 
Der mehrwöchige harte Fordstreik 
1969 entzändete sich daran, daß 


die Geschäftsleitung Strafklauseln 
gegen inoffizielle Streiks tarifver- 
taglich einführen wollte. (Inzwi- 
schen sind Strafen gegen „wildes” 
Streiken sogar gesetzlich vorgese- 
hen: im neuen Antistreikgesetz, das“ 
seit TI in Kraft ist!) 

69 aber konnten die Fordarbei- 
ter diesen Angriff noch zurückschla- 
gen und den Kapitalisten eine Nie- 
derlage bereiten. Zu ihrer Nieder- 
lage in diesem Streik hatten die 
Ford - Kapitalisten durch ihre Gelt- 
gier selbst beigetragen. Denn seit 
Ende der 30iger Jahre ist die Ar- 
beiterbewegung bei Ford besonders 


gelegten Kohlengruben. Wegen des 
bei Ford bis 1944 bestehenden Ge- 
werkschaftsverbotes wählten sie ge- 
heim ihre Shop Stewands, die kon- 
spiativ arbeiteten. 

Der Fordstreik Anfang letzten 
Jahres endete dagegen mit einer 
Niederlage. Zwar wurde mit 16% 
mehr Lohn ab sofort und weiteren 
16% im Laufe dieses Jahres ein 
Tarifabschluß, der wesentlich höher 
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Auıtomobilarbeiter bleiben auf der Strecke 


war, als die Heath- Regierung ge- 
plant hatte, erreicht. Andererseits 
aber verpflichteten sich die Ge- 
werkschaftsführer, 2 Jahre ruhig zu 
bleiben. Henry Ford Il, der selbst 
ein Manager- Einkommen von 
500.000 Dollar bezieht, war per- 
sönlich bei Heath vorstellig gewor- 
den und hatte mit Verlagerung sei- 
‚ner Produktion aus England. nach 
Deutschland und Belgien gedroht, 
wenn dem Streik nicht ein Ende 
gemacht würde, Heath drohte damit 
den Gewerkschaften. noch schärfe- 
1e Anti - Streik - Gesetze als geplant 
an, und erreichte ihr Nachgeben, 
zumindestens bei den Gewerk- 
schaftsspitzen, Die Shop Stewards 
aus den Betrieben allerdings stimm- 
ten einheitlich gegen den Kom- 
promiß, 


Italien: „Was wir wollen: Allest” 
In Italien Muteten die heftigen 
Fiat - Streiks im Frühjahr / Sommer 
1969 den „Heißen Herbst” 1969 
ein, bei dem die italienische Arbei- 
terbewegung in breiten politischen 
Kämpfen ihren größten Auf- 
schwung seit SO Jahren nahm, Die 
Jahrelang aufgestaute Wut entlud 
sich bei den Fiat - Arbeitern wegen 
der ständig wachsenden Arbeits- 
hetze. Allein in den 3 Jahren 1964 
= 67 erhöhte Fiat -Chef Agnelli 
die Produktion um 31 %, die Beleg- 
schaft allerdings nur um 15%. We- 
gen der mörderischen Akkordhetze 
verlassen 4 von. 10 Neueingestellten 
‚noch im ersten Jahr wieder den 
Betrieb. Von den 120.000 Arbei- 
tern sind im_Schnitt_15.000_bis. 
18.000 täglich krankgeschrieben. 
‚Agnelli hatte alles daran gesetzt, 
die Arbeiterbewegung im Betrieb 
zu zerschlagen, Der militante kom- 
munistische Kern. der im antifa- 
schistischen Kampf in vorderster 
Front stehenden Fiatarbeiter wur- 
de nach 1945 isoliert und in be- 


sonderen Strafabteilungen zusam- 
‚mengefaßt, schließlich ganz entlas- 
‚sen. Jahrelang wurde nur eingestellt, 
wer der betriebseigenen „gelben” 
‚Gewerkschaft SIDA beitrat. 

Als dann am 9. April 69 bei 
einer Arbeiter- und Studentende- 
monstration in der Provinz Salerno. 
in Süditalien bewaffnete Polizei 2 
Menschen tötete und über 100 ver- 
letzte, zeigte sich, daß Agnelli die 
Unterdrückung seiner Arbeiter 
nichts gebracht hatte: Mit Streiks 
am 10. und 11. April war die Reak- 
tion der Fiatarbeiter auf die Sauerei 
der Kapitalisten gerade am heftig- 
sten. Wenige Tage später legte eine 
bis zum Juli nicht abreißende 
Streikwelle bei Fiat die gesamte 
Produktion lahm, Alle Versuche 


der reformistischen und revisioni- 
stischen Gewerkschaftsführer, den 
Streik zu begrenzen, nutzten vor- 
erst nichts mehr, Durch die Hallen 
schallte; „Che vogliamo: tutto!” 
(,Was wir wollen: Alles!”) 


Frankreich: Renault - Keimzelle 
des revolutionären Mai 


m 

Der revolutionäre Mai 1968 in 
Frankreich wurde vor allem durch 
die politischen Aktionen der Re- 
naultarbeiter, die sich mit der anti- 
kapitalistischen Studentenbewe- 
‚gung verbanden, eingeleitet, Im Ja- 
nuar 1968 besetzten die Arbeiter 
der Renault - LKW - Produktion 
SAVIEM in Caen aus Protest gegen 
die von de Gaulle erlassenen Not- 
verordnungen auf sozialem und 
wirtschaftlichem Gebiet ihre Fabrik- 
hallen, Als die Geschäftsleitung mit 
‚Bereitschaftspolizei gewaltsam die 
Arbeiter verjagte, kam es in ganz 
Frankreich zu einer breiten Soli- 
darisierung innerhalb der Arbeiter- 
klasse und der Studentenbewegung. 
gegen den Polizeiterror und die 
Verhaftung mehrerer Streikteilneh- 
‚mehr. Die Kampfbereitschaft der 


Arbeiterklasse wuchs schnell an, im 
Renault - Werk Billancourt bei Pa- 
Tis z.B. gab es allein von März bis 
Mai ca. 80 kurzfristige Arbeitsnie- 
derlegungen. Andere Wirtschaftsbe- 
reiche (Bergarbeiter, Textilarbeiter, 
Metallarbeiter der Flugzeugwerke 
Sud -Avaition, Postarbeiter) folg- 
ten. Die Arbeiter stellten neben 
den wirtschaftlichen immer mehr 
politische Forderungen auf: Gegen 
Arbeitslosigkeit und Abbau der So- 
zialversicherung, Notstands - Geset- 
ze und Polizeiaktionen, für den 
Sturz des gaullistischen Regimes. 


Die brutalen Polizeiüberfälle auf 
die Studentenaktion Anfang Mai 
(segen die ständige Verschlechte- 
rung der Schul- und Hochschul- 
bedingungen, gegen den US -Ein- 
tz in Vietnam etc.) brachten das 
Faß zum Überlaufen. Wiederum 
standen die Renault - Arbeiter in 
ersten Reihe: Sie beschlossen 
zu streiken und besetzten als erste 
(neben den Sud - Aviation - Arbei- 
term) ihre Fabriken. Diese f- 
maßnahmen der Arbeiter von 
nault (größte Fabrik in Frankreich) 
verbreiterten die Streikfront auf 
10 Millionen, ohne daß die Ge- 
werkschaften einen Aufruf erlas- 
sen hätten. 


‚Auch nach der politischen Nie- 
derlage der Mai- Revolution (auf 
wirtschaftlichem Gebiet konnte die 
französische Arbeiterklasse große 
Erfolge verbuchen) haben die Re- 
‚naultarbeiter in ihrem Kampf nicht 
nachgelassen. Im Renault - Werk Le 
Mans wurde im Februar 1969 ein 
Streik gegen die analytische Ar- 
beitsplatzbewertung 


durchgeführt. 
Bei Renault-Ciion gab es im 
Herbst 69 folgende Aktionen: 


- Bei Erscheinen des Zeitnch- 
mehrs wird die Arbeit einge- 
stellt 

= Wenn die Abteilung nicht voll 


Lohngruppen erreicht. Ab sofort 
waren jetzt nur noch 5 % (vorher 
21%) aller Angelernten in den bei- 
den untersten Lohngruppen. 


—— 

Die konjunktur- und sasonbe- 

dingten _Nachfrageschwankungen 
sind in der Autoindustrie besonders 
hoch. Besonders die westdeutschen 
‚Autokonzern -Herren lassen dies 
voll zu Lasten der Autoarbeiter 
‚sehen: 

= Wenn sinkende Nachfrage zu 
erwarten ist, wird bis zuletzt 
wie wild produziert und die 
Läger bis auf den letzten Platz 
aufgefüt. 

» Von einem Tag auf den näch- 
sten starke Produktionsdrosse- 
hung, oft sogar nur in einigen 
Werken, während es in anderen 
„volle Pulle” weitergeht. Für 
‚die betroffenen, Arbeiter, heißt, 
das: Heute Überstunden und 
Zusatzschichten, morgen Kurz- ! 
arbeit und Entlassungen mit 
erheblichen Lohneinbußen. Da 
Kurzarbeitergeld vom Arbeits 
amt (also vom Steueraufkom- 
men der Arbeiterklasse!) ge- 
zahlt wird, braucht der Kon- 


71 den täglichen Ausstoß von 690 
auf 750 Autos täglich, investierte 
200 Mil. und erhöhte den Umsatz. 
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die Belegschaft erhöhte 
dings nur um 21 %! Während 1952 
von einem Fordarbeiter 7 Autos 
hergestellt wurden, waren es 1971 
14. 


Als erster wurde VW.-Chef Kurt Lotz „entlassen”. Seine „Jahres- 
rente” als Pensionär beträgt 300000 DM. Audi-Chef Leiding zog 
ein. Er kommt im Jahr auf ein auf 1 Mill. erhöhtes „Gehalt”, um seine 
als Chef von Auto-Union und davor von VW -Brasilien bewiesenen 
Erfahrungen, den Profit in die Höhe zu treiben, unter Beweis zu stellen. 
Jetzt werden im Laufe eines Jahres 15.000 Arbeiter und ca 1000 An- 
gestellte entlassen. Für diese Arbeiter, die größtenteils aus dem nieder- 
sichsischen Umland kommen, wo VW das Monopol auf Industriearbeit 
hat, bedeutet das soziale Deklassierung bis ans Lebensende! 


Mit Eintritt Leidings in die Kon- 
zernleitung Ende 71 begann für die 
VW. Arbeiter die verschärfte Ar- 


ter seitdem z.B. statt einem jetzt 
2 Automaten bedienen. Der Zu- 
wachs für das Werk bringt 70%. 


Deitshetze. Zulagen wurden gestri- 
chen. Entlassungen „auf kaltem 
Wege” setzten ein. Als erstes ließ 
Leiding Zeiten überprüfen. Arbei- 
ten wurden zusammengelegt. In der 
Automatendreherei muß ein Arbei- 


Da werden junge Arbeiter neu in 
eine Abteilung gesteckt, kurze Zeit 
später erscheint der Stopper und 
nüberprüft” die Vorgabe. Ergebnis: 
Die Zeiten werden runtergesetzt. 
Für 1972 soll die „Erfolgsprämie” 


von 8 auf 5,2% gekürzt werden, 
was den Kollegen Lohneinbußen 
von durchschnittlich 480 Mark 
bringt. 


Seit Herbst letzien Jahres hat 
das Wolfsburger Werk Einstellungs- 
stop. Seit Ende letzten Jahres läßt 
Leiding sogenannte Bummelanten 
vor die Tür setzen. Jeden Monat ge- 
nau 49 (ab SO wären eserst Massen- 
entlassungen, die gesetzlich nicht 
ohne weiteres vorgenommen wer- 
den dürfen). Ihr Verbrechen: Sie 
sind die fünfzig, die die größten 
Fehlzeiten durch Krankheiten etc. 
laut Statistik des Personalbüros ha- 
ben. Eine Arbeiterin z.B., die we- 
gen einer Fehlgeburt lingere Zeit 


fehlte, ein anderer hatte einen Ver- 
kehrsunfall gehabt. 


Kranke schleppen sich zur. Arkek, 

Welchen makabren „Erfolg” die- 
se von den Kapitalisten als „49er - 
Aktion” bezeichnete Sauerei hat, 
zeigt der um 70% in wenigen Mo- 
naten gesunkene Krankenstand. 
Aus Angst um den Arbeitsplatz 
kurieren so von durchschnittlich 
9250 kranken Arbeitern 6000 die 
Krankheit am Arbeitsplatz aus. Für 
Leiding war das jetzt auch noch 
ein weiterer Grund, die Entlassun- 
gen um weitere 6000 zu steigern. 


plötzlich effektiv zu viele Beschäf- 
tigte.” (12.6.72) Und ein VW- 
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12. 6. 72, 9.30 Uhr, nach der Früh- 
stückspause 

Mehrere hundert Arbeiter versam- 
meln sich auf dem Hof, Wie ein 
Lauffeuer geht es durch Hallen und 
‚Büros: Heute Vormittag Protestde- 
monstration. Um 11.00 Uhr mar- 
schier der Demonstraionszug von 
über 4000 Arbeitern und Ange- 
stellten in Richtung Innenstadt. Un- 
fer. ihnen Solidaritätsdelegaionen 
von VW, Conti-Gummi und Ver- 
inigte Leichtmetall, 


In Arbeitskleidung und mit zahl- 
reichen roten Fahnen geht der Zug 
zum hannoverschen Rathaus. Der 
Verkehr kommt in der Innenstadt 
völlig zum Erliegen. Spontan soli- 
darisiert sich die Bevölkerung der 
Stadt mit den demonstrierenden 
Kollegen. Mitgeführte Transparente 
wie‘ „Heute wir - morgen ihr” 
wandten sich direkt an die Bevöl- 
kerung der Stadt. 


Schon im Februar dieses Jahres 
kam es bei der Ankündigung des 
Konzernvorstandes, den LKW - Mo- 
torenbau stllzulegen, zu spontanen 
Warnstreiks. Als am 7. Juni der 
Stillegungsbeschluß gefaßt wurde, 
zusätzlich auch noch Gießerei und 
Hammerwerk unter diese Maßnah- 
me fielen, machten die Arbeiter 
(ihrer aufgestauten Empörung Luft. 
‚Auf mehreren Betriebsversammlun- 
gen. wurde immer wieder die For- 
derung nach. einer Demonstration 
aufgestellt, Fast die gesamte Beleg- 
schaft stellte sich hinter die be- 
troffenen Arbeiter. Auch die An- 
gestellten erkannten, daß sie die 
nächsten ‚Opfer der Kapitalisten- 
"willkür. sein können. Noch am Wo- 
(chenende werden Transparente und 
Fahnen hergestellt. Am Montag, 
dem 12.6.,ist.es dann so weit. 


Kein Wunder, daß. dieser Demon- 
Strationszug, zudem noch mit roten 
Fahnen, die Politiker’im Rathaus 
und in den Parteien aufgescheucht 
hat. Obwohl diesen Leuten die La- 
ge bei Rheinstahl seit langem be- 
kannt ist, versuchen sie jetzt un- 
ter dem Druck der empörten Ar- 
beiter, dem Kampf die Spitze zu 
brechen, Oberbürgermeister Schmal- 
stieg (SPD) unterbrach extra eine 
Dienstreise, um den Demonstran- 
ten in einer ‚Ansprache „alle er- 
denkliche Hilfe” zuzusagen. Die 
SPD-Fraktion brachte einen Tag 
später einen „Dringlichkeitsantrag'" 
im Rathaus ein, erklärte sich mit 
‚den Arbeitern solidarisch. Die CDU 
nahm von der Entwicklung „mit 
Bedauern Kenntnis”, 


Viele Kollegen bezweifeln diese 
„Solidarität” der Parteien, die sich 
sonst als treue Helfersheifer der 
Kapitalisten erweisen. Mit schönen 
Worten ist ihnen nicht geholfen. 

Zu mehr wird es aber erfah- 
rungsgemäß bei den bürgerlichen 
Parteien nicht kommen. Den Kolle- 
gen bleiben da nur Sozialpläne, 
Unterstützungen oder vorzeitige 
Pensionierung. Eines ist fast allen 
durch die. Vorfälle deutlich gewor- 
den: 


Solange einige wenige Kapitalisten 
über Produktionsmittel und Fabri- 
ken verfügen, diesen Leuten alles 
‚gehört und der Profit auf Kosten 
der Arbeiter gemacht wird, solange 
sind Arbeitsplätze und Verdienst 
nicht gesichert, 


So kam es denn auch einen Tag 
nach der Demonstration zur näch- 
sten Aktion: Die 150 Arbeiter aus 
der Gießerei legten vormittags die 


Rote Fahnen sieht 


‚Arbeit nieder und verfaßten eine 
Resolution, in der sie die Maßnah. 
men und’ Willkür der Rheinstahl- 
kapitalisten anprangerten. 


Das Supergeschäft auf Kosten der 
Hanomag - Arbeiter 


Als Ende Januar die Herren von 
Rheinstahl die Henschel - Gießerei 
in Kassel dichtmachten und 400 
Arbeiter auf die Straße setzten, 
hieß es: „In Hannover sind moder- 
ne Produktionsstätten, dort gehts 
weiter!” In Wahrheit säubert der 
‚Konzern jedoch 'bereits seit Jahren 
auf Kosten der Arbeiter alle Pro- 
duktionszweige aus dem Konzern, 
die nicht genügend Profit abwerfen. 
Daß dazu der gesamte Motorenbau 
gehören würde, war seit langem 
klar. Denn schon 1969 wurde der 
Plan zur „Neuordnung” des Kon- 
zerns bekannt, nach dem auf Be- 
treiben der Deutschen Bank die 
Hanomag Henschel - Fahrzeugpro- 
‚duktion an ‚Daimler - Benz verkauft 
werden mußte; (Einer der Haupt- 
aktionäre von Daimler: Die Deut- 
sche Bank, deren Vorstandsvorsit- 
zender Dr. Kleffel gleichzeitig 
Rheinstahl - Aufsichtsrats - Vorsit- 
zender ist). Allerdings kaufte Daim- 
ler die Fahrzeugproduktion ohne 
die zugehörige Motorenproduktion, 
die Daimler bald selbst bauen woll- 
te. Bis dahin sollte Rheinstahl die 
Motoren per Auftrag anfertigen. 
Da Daimler jetzt seine eigene Mo- 
törenfertigung genügend gesteigert 
hat, fliegen bei Hanomag - Rhein- 
stahl die Arbeiter auf die Straße. 
Betrug die Belegschaft 1969 noch 
10000, so sind bis Juni schon 
Über 5000 Kollegen auf einen Stand 
von 4500 „wegrationalisiert” wor- 
den. Der Stüllegungsbeschluß für 
Motorenbau, Gießerei und Schmie- 
de trifft jetzt weitere 1500, die bis 
Mai 73 folgen sollen. 


Nach Angaben der Geschäfts 
leitung sei dies allerdings „über- 
haupt nicht schlimm”, da bis da- 
hin ca. 500 Arbeiter freiwillig. gin- 
gingen, weitere 300 - 400 ältere 
einen „„Alterssozialplan” erhielten. 
Nach diesem Plan werden über 59 
Jahre alte Arbeiter zu vorzeitiger 
Rente gezwungen. Die Zahl der 
Kündigungen werde also „weit un- 
ter 1000 liegen“, 


So einfach ist das für die Ilerren. 
Kapitalisten. 


Für die 600 Arbeiter sicht das 
etwas anders aus. Da in den letzten 
Jahren schon laufend gekündigt 

, wobei aus „sozialen Grün- 
zuerst die Jüngeren flogen, 
handelt es sich bei diesen 600 um 
durchschnittlich 48 Jahre alte Kol- 
legen, die allesamt mehr als 10 
Jahre im Betrieb sind, in der Mehr- 
zahl qualifizierte Facharbeiter. In 
Hannover einen gleichwertigen Ar- 
beitsplatz zu finden, ist für sie 
aussichtslos. 


IG - Metall - Bevollmächtigter 
Menius sagte vor den 'streikenden 
Hano- Arbeitern: „Daß wir hier 
stehen, ist das Ergebnis der soge- 
nannten sozialen und freien Markt- 
wirtschaft, deren Bankrott wir hier 
erleben. Unser Vertrauen in die 
Konzerne ist nicht mehr vorhan- 
den.” 


Vertrauen in die Konzerne der 
Kapitalisten haben sicher die wenig- 
sten Arbeiter gehabt. Wo es einmal 
vorhanden war, machte es Erbitte- 
fung Platz. Ein 6ljähriger Arbeiter: 
„Da ist man jahrzehntelang in dem 
Unternehmen und soll nun plötz- 
lich vor die Tür. Schließlich haben 
gerade viele von uns älteren nach 
dem Krieg alles wieder mit aufge- 
baut.” Seine marktwirtschaftliche 
Freiheit: Vorzeitig in Rente zu 
gehen! 


„. und die anderen werden noch 
Dehr gehetzt 


Während die restlichen Hano- 
mag -Arbeiter von Rheinstahl auf 
die Straße fliegen, macht der Daim- 
ler - Benz - Konzern das dicke 


LKW - Geschäft. Allerdings auch 
hier auf Kosten der Arbeiter der 


Hanomag - Henschel - Fahrzeugpro- 
‚duktion, die von Daimler mit über- 
nommen wurden. Damals hieß es, 
der Kauf geschehe zur Sicherung 
der Arbeitsplätze im Fahrzeugbau. 
Tatsächlich aber baut Mercedes sei- 
ne Monopolstellung im LKW - Bau 
von Jahr zu Jahr aus. Schon 1968 
hatte Daimler von Krupp den LKW 
Bau aufgekauft und — stillgelegt! 
Und so sicht die Sicherung der 
Hanomag - Arbeitsplätze aus: In 
Hannover flog. im Zuge neuer „Ra- 
tionalisierungen” jeder neunte Kol- 
lege, im Bremer Werk wird seit 
langem mit halber Kraft produziert, 
(Statt vorher 4000 jetzt noch 2000. 
Arbeiter!) 

Im Werk Harburg bei Hamburg 
steigt dagegen die Arbeitshetze von 
Tag zu Tag. Nach dem Bericht 


unserer Genossen ist die Tages 
produktion von 76/78 Wagen in 
2 Schichten in 3 Monaten auf 86 / 
88 gesteigert worden. Gerüchte ge- 
hen durch die Abteilungen, daß 
diese Hetze noch auf 100 Wagen 
Pro Tag gesteigert werden soll. Ar 
lerdings gärt es in den Abteilungen. 
Fraglich ist, ob die Geschäftsleitung 
ihr Ziel durchsetzen kann. Eine 
Schicht in der Hauptmontage for- 
derte 20 Pf. Grundiohnsteigerung, 
sonst würde sie streiken. Die Kolle- 
sen fingen erst wieder an zu ar- 
beiten, als ihnen versprochen wur- 
de, daß am nächsten Tag jemand 
von der Geschäftsleitung deswegen 
aus Hannover käme, der dann auch 
die Erhöhung bewäligte. Auch in 
der Endmontage diskutieren die 
Kollegen bestimmte Obergrenzen, 
über die sie nicht hinausgehen wol 
len. Als z.B. der Bandführer am 
27.6. einen Kollegen ablöste und 
die Wagen alle 7 statt vorher 10 
Minuten aufs Band jagte, wurde er 
ziemlich scharf zusammengeschis- 
sen und mußte dann normal fahren. 
Die Kollegen arbeiteten bis Feier- 
abend entsprechend langsamer, um 
die Zeit wieder auszugleichen. 


Arbeiter fliegen- 
Kapitalisten kassieren 


Außer Daimler - Benz gibt es im 
LKW - Bau in Westdeutschland heu- 
te nur noch MAN vom Gutehoff- 
nungshütte - Konzern, der gegen sei- 
ne Beteiligung an der Howaldt - 
Deutsche -Werft den ganzen Büs- 
sing - LKW.- Bau Braunschweig vom 
staatseigenen Salzgitter - Konzern 
gekauft hat. (Als Außenseiter exi- 
stiert noch Humboldt - Deutz des 
Klöckner - Konzerns, auf Baufahr- 
zeuge spezialisiert). Dieser Büssing - 

auf durch MAN ist ein Muster- 
beispiel, wie es den Kapitalisten 
in jedem Fall gelingt, dicke Ge- 
schäfte zu machen: 


1962 war der Büssing- Konzern 
noch im Besitz der Familie Büssing, 
die nicht genug Kapital aufbringen 
konnte, um den Betrieb gegen die 
starke Konkurrenz weiter über Was- 
ser zu halten. Der staatseigene 
Salzgitter - Konzern kaufte Büsing, 
angeblich zur Sicherung der Ar- 
beistplätze. Im Laufe der Jahre 
wurden dann 485 Millionen DM 
Steuergelder in den Konzem ge- 
steckt, Anfang 1969 für 21 Milio- 


nen die Häfte des Aktienkapital 
an MAN Verkauft. Im Tausch gegen 
die 50%-Beteiligung an der seit 
langem hoch verschukleten Ho- 


waldt - Deutsche - Werft (HDW) be- 
kam letzies Jahr MAN die zweite 


Häfte des Büssing - Konzerns. Außer 
den schon reingesteckten 485 Mi 
lionen verpflichtete der Bund sich 
im weiteren, noch 5 weitere Jahre 
alle Verluste zu decken Die MAN - 
Bosse werden alles daran setzen, 
bei Büssing „hohe Verluste” zu 
produzieren: z.B. durch unterbe- 
zahlte Auftragsarbeit für andere 
MAN - Betriebe selbst, oder etwa 
zu teuren Rohstoff- oder Fertig- 
teileeinkauf Büssings bei MAN, 
durch überhöhte Investitionen (die 
sich erst nach 5 Jahren bezahlt 
machen) usw. Dazu kommen dann 
moch die üblichen Verschleienun- 
gen in den Bilanzen, die in den 
mächsten 5 Jahren die Verkuste in 
die Höhe treiben werden. Dassind 
die Millionensteuergeschenke für 
die Kapitalisten, während alent- 
halben die Arbeiter auf die Straße 
füegen. = 


» 


Kongress in Westberlin: 


der Kapitalisten 

Unter dem Motto „Durch Reformen zur sozialen Demokratie” fand 
vom 28.5. bis 3.6. in Westberlin der 7. ordentliche ÖTV - Gewerk- 
‚schaftstag statt. 575 Deligierte waren gekommen. 

Der Gewerkschaftstag ist die höchste Instanz der ÖTV und tritt alle 
4 Jahre zusammen. Hier werden die Richtlinien für die Politik bestimmt 
und der Hauptvorstand gewählt, 

Bei Eröffnung sagte ÖTV - Vorsitzender Klunker: „Gewerkschaften 
sind nicht Ordnungsfaktor, sondern gesellschaftsverändernde Kraft” und 
„wenn wir die Lage der Arbeitnehmer in der Gesellschaft entscheidend 
verbessern wollen, müssen wir alles tun, um den gesellschaftlichen Fort- 


schritt voranzutreiben”. Was. die ÖTV -Spitze unter geseilschaftlichem 
Fortschritt versteht, konnte man an den Vorträgen, Referaten und be- 


sonders den Anträgen des Hauptvorstandes ganz klar schen. 


Für „konzertierte Aktion” 


Viele Deligierte sprachen sich 
klar gegen die „konzertierte Ak- 
tion” aus. Der Hauptvorstand 
sprach sich dagegen zuerst grund- 
sätzlich für die konzertierte Aktion 
aus, kritisierte nur einige Forma- 
lien. Als die Kritik der Deligierten 
zu stark wurde - als aufgedeckt 
Wurde, daß. durch Lohnleitlinien 
und andere „Abmachungen” der 
Wille der Kapitalisten mit Hilfe 
der Regierung den Gewerkschaften 
aufs Auge gedrückt wird — da 
setzte sich Klunker geschickt an 
die Spitze dieser Kritik und mein- 


Gefahr". Später würgte er Anträge 
ab, die. den, Austritt aus. der Kon- 
Zertierten Aktion forderten. 


‚Auf zur Kommunisten - Jagd 


‚ÖTV - Vorsitzender Klunker rief 
die Gewerkschaften zum „Kampf 
‚gegen den Radikalismı 
mit meinte er vor alem: Kampf 
‚gegen die Kommunisten und andere 
fortschrittliche und aktive Gewerk- 
‚schafter, die seine arbeiterfeindli- 
‚che Politik durchschaut haben und 
entsprechend kritisieren. Gegen die 
„kommunistische Gefahr” -— zu 
deutsch: Die Gefahr von pol 
schen Streiks und anderen Massen- 
aktionen der Arbeiterklasse — wa- 
ven dann auch zwei „allgemein - 
politische” Anträge des Hauptvor- 
standes gerichtet: Für die 
besserung der inneren Sicherheit” 
und Umwandlung des Bundesgrenz- 
schutz (BGS) in eine „Bundespoli- 
zei”. Beide Anträge drucken wir 
nebenstehend ab. 


Es ist klar, daß diese Anträge, 
denen auch entsprechende Be- 
schlüsse folgten, das Klasseninter- 
‚esse der Kapitalisten formulieren. 
(Vergl. dazu auch Artikel in die- 
sem AK: „ ‚Innere Sicherheit’ — 
für wen?” auf S. 1 und „Bundes- 
grenzschutz” auf S, 2). Diese An- 
träge unterstützen deutlich den Pro- 
zeß der Faschisierung und Milita- 
risierung in Westdeutschland. Sie 
fordern faktisch das „Niederhalten 
von Streiks, Demonstrationen und 
‚Kundgebungen” vor allem der Ar- 
beiter durch den zur Bundespolizei 
umgewandelten Bundesgrenz- 
schutz. Ein Schlag ins Gesicht der 
Arbeiterklasse! 

Noch toller trieb es ein gewisser 
Professor Lothar Neumann, der un- 


gressiven Reformpolitik" (also de- 
ren Durchsetzung!) notwendig sei 
and auch so verstanden werden 
müßte. 


Wohlgemerkt: Dieser ÖTV- 
Kongress stand unter dem offizi- 
ellen Motto: „Durch Reformen zur 
sozialen Demokratie”. Offenbar 
geht die ÖTV - Führung davon aus, 
daß „Reformen”, die sie selbst im 
‚Auge hat, mit einer Bundespolizei, 
mit Panzerwagen, MG’s und knüp- 
Pelnden Einsatz Kommandos 
durchgesetzt werden sollen. Klun- 
ker & Co. scheinen davon auszuge- 
hen, daß die Masse der Arbeiter 
und Angestellten über derartige 
„Reformen“ nicht sonderlich er- 
freut sein wird und man sie des 
wegen mit einer „Bundespolizei' 
erst überzeugen muß. Was für eine 
seltsame „soziale Demökratie” mö- 
‚gen diese Herrschaften eigentlich 
im Auge haben? 

Was Klunker & Co. von Demo- 
kratie halten, zeigt folgendes: 


„Seltsame” Zusammensetzung der 
Delegierten 

Die ÖTV hat ca. 1’Million Mit- 
&lieder. Diese sollen eigentlich über 
Delegierte auf dem ÖTV - Kongress 
repräsentiert sein. Allerdings: 

Die 550000 Arbeiter in der 
ÖTV waren nur durch 106 Arbei- 
ter Delegierte vertreten. Die Ar- 
beiter in der ÖTV sind aber nicht 
nur die absolute Mindefheit (5 %) 
in der ÖTV, sondern sind vor allem 
die entscheidende Basis, die 
„Kampftruppen” der TV. Die 
@. 110.000 Beamte waren dagegen 
mit. 114 Delegierten vertreten und 
die Angestellten gar mit 225 Deie- 
gierten. Fast ausnahmslos handelte 
5 sich dabei um höhere Beamte 
und Angestellte. Der Durchschnitts- 
verdienst der 575 Delegierten lag 
bei ca. 1800, DM im Monat, wie 
ermittelt wurde. 130 Delegierte ver- 
traten schließlich die 1200 ÖTV- 
Hauptamtlichen, ein besonderer 
Skandal, wenn diese Zahlen einmal 
mit. denen der ÖTV - Arbeiter ver- 
lichen werden. Es ist mehr als 
offensichtlich: Durch diese mani- 
pulierte Zusammensetzung der De- 
legierten, soll der Will, sollen die 
Interessen der Mitgliederbasis — 
vor allem der Arbeiter - vom 
ÖTV - Kongress weitgehend „fern- 
gehalten” werden: Lebendiger An- 
schauungs- Unterricht für das De- 
mokratie - Verständnis der ÖTV- 
Führung! 


Behandlung” der Aufträge 
Bei dieser denkwürdigen Zusam- 


mensetzung des OTV - Kongress 
waren kritische Stimmen nur selten 


zu hören. Auch war logisch, daß 
Klunker und seine Bagage „mit 
großer Stimmenmehrheit” wieder- 
gewählt wurden. So war es dem 
Hauptvorstand auch ein Leichtes, 
zu schalten und zu walten, wie er 
es für ratsam hielt 
= von 161 Anträgen, zur Tarif- 
politik wurden allein 119 nicht 
entschieden, sondern dem 
Hauptvorstand zur „tarifpoli- 
tischen Entschließung”, d.h. 
zur späteren alleinigen Ent- 
scheidung, übertragen. 11 An- 
träge fielen damit auch noch 
als „völlig erledigt” hintenüber. 
Durch diese, höchst seltsame 
„Verfahrensweise” konnten 
"konkrete Forderungen und An- 
träge abgewehrt werden, die 
wenigstens zum gewissen Teil 
noch die Interessen der Mit- 
glieder - Basis berücksichtigteni. 
Außerdem konnte der Hau 
vorstand so konkrete Aufträge 
des Kongresses - immerhin das 
höchste Entscheidungsgremium 
der ÖTV — umgehen, die sonst 
seine Politik: zumindest. teil- 
weise den Interessen der Mit- 
lieder - Basis verpflichtet hät- 
ie. 


‚Anträge, die auf Mobilisierung 
der Basis zielten, um per De- 
monstrationen, Aktionen usw. 
die _ gewerkschaftspolitischen 
Programme der ÖTV durchzu- 
setzen, wurden abgelehnt. Ein 
einziger Antrag in diesem Zu- 
sammenhang kam in einer 
Kampfabstimmung durch: Er 
fordert die Mobilisierung der 
Mitglieder vor Beginn von Ta- 
rifverhandlungen, 

= Anträge, die den Austritt aus 
der „Konzertierten Aktion”. 
verlangten, wurden abgelehnt. 

- Ein Antrag, der eine demo- 
kratische Urabstimmung von 
Verhandlungsergebnissen vor 
Abschluß von Tarifverträgen 
fordert, wurde ebenfalls abge- 
lehnt. Nicht einmal hjer sollen 
in Zukunft die Mitglieder mit- 
bestimmen dürfen. 


Der 7. ordentliche ÖTV - Kon- 
gress war — man muß es leider 


sagen. — insgesamt ein Kongress 
nach Geschmack der westdeutschen. 
Kapitalistenklasse. Die Gewerk- 
schafts - Opposition, vor allem Kol- 
legen aus Hessen und Nordrhein - 
Westfalen und die ÖTV-Jugend 
ist noch schwach entwickelt, Sie 
kann deswegen auch noch. nicht 
verhindern, daß die Gewerkschaft 
durch solche Führer wie Klunker 
immer deutlicher der Kapitalisten- 
klasse ausgeliefert wird. So konnte 
es sich der Hauptvorstand erlauben, 
einem Dortmunder Kollegen das 
Wort zu entziehen, der sehr vor- 
Sichtige Kritik an den widersprüch- 
lichen Aussagen Klunkers übte. 
DGB- Vorsitzender Vetter 
brachte auf den Nenner, was die 


„Und ich bin der Meinung, daß 
wir uns nicht immer von erinne- 
Tungsiosen Eiferern und unbefrie- 
schwätzen lasen sollen, daß wir, 
die Gewerkschaften (!), seit mehr 
als 20 Jahren rückgratlos vor den 
Kapitalisten auf dem Bauche ge- 
krochen wären.” 

Es ist schon einigermaßen „ei 
gentümlich", wenn Gewerkschafts- 
führer — wie in diesem Fall Vet- 
ter — stets sich selbst und ihres- 


Antrag Nr. 388 
Antragsteller: Hauptvorstand 


Verbesserung der inneren Sicherheit 

Der Gewerkschaftstag möge beschließen: 
Der Gewerkschaftstag fordert, daß von der Bundewegierung und den 

Landesregierungen alle Maßnahmen durchgeführt werden, um die innere 

Sicherheit in der Bundesrepublik Deutschland zu verbeisern. Alt vor- 

dringlich sieht die OTV folgende Maßnahmen an: 

1.Die Konzentration des Polizeieinsatzes auf folgende vier Aufgsben- 
SR nnnnsntee 
a 
5) Verkehrsunfallverhätung und Verkehrsienkung 
€) Abwehr von Gemeingefahren 
4) Schutz von Demonstrationen 

2.eine Reform der Polizeiorgunisation und Gliederung nach kriminal- 
geographischen Gesichtspunkten; 

3. eine Personalvermehrung und Reform des polizeilichen Personalwesens, 
die obrigkeitsstaatliche Persomalstrukturen beseitigt und den bedarfr- 
bezogenen Personaleinsarz ermöglicht. 

Begründung 
Die Bundesregierung hat in ihrer Regierungserklärung ein Sofort- 

Programm zur Verbrechensbekämpfung angekündigt und zum Ausdruck 

gebracht: „Um die Sicherheit in unserem Lande zu gewährleisten, wird 

die Bundesregierung die Modernisierung und Intensivierung der Verbre- 
chensbekämpfung energisch vorantreiben. Sie wird unverzäglich die Ar- 
beit an einem Sofortprogramm aufnehmen und dieses dem Deutschen 

Bundestag im Jahre 1970 zuleiten.” 

Für das Bundeskriminalamı hat die Bundesregierung ein Sofortpro- 
gramm zwischenzeitlich vorgelegt. Ferner hat die Bundesregierung dem 
Bundestag zur Beratung ein neues Bundesgrenzschutzgesetz zugeleitet. 
Die Ständige Konferenz der Innenminister der Länder hat ihrerseits eine 
Kommission zur Erstellung einer umfassenden Sicherheitskonzeption ge- 
bilder. Damit sind Maßnehmen zur Stabilisierung der inneren Sicherheit 
eingeleitet worden. 

Der ÖTV erscheinen diese Maßnahmen jedoch nicht weitgehend genug. 
Sie fordert darüber hinaus eine umfassende Reform und. Vereinheit- 
lichung der polizeilichen. Aufgaben, der Organisation und des Personal: 
wesens und versteht darunter unter anderem: 
1.den wirkungwollen Einsatz aller technischen Hilfsmittel zur Verbre- 

chensbekämpfung und Verkehrsienkung zu gewährleisten, 

2.die beste Aus- und Weiterbildung aller Polizeibedemiie sicherzustellen 
und 

3.neue Bewertungsmaßstäbe für die Tätigkeit aller Polizeibediensteten 
Jesizuseizen. 


Die Polizeien der Länder können nicht ständig personell und tech- 
nisch 20 ausgestattet sein, auch nicht nach einer Entbindung von ssch- 
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